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das Übereinkommen über die Rechte des
Kindes wurde am 20. November 1989
von der Vollversammlung der Vereinten
Nationen verabschiedet. In der Bundes -
republik Deutschland ist diese Kon ven tion
am 5. April 1992 mit der Hinter legung
der Ratifizierungsurkunde beim General -
sekretär der Vereinten Nationen in Kraft
getreten. Rund um die UN-Kinderrechts -
konvention (UN-KRK) gibt es eine Viel  zahl
von Streit punkten,  Vor behalten und  ein -
schränkenden  Erklärun gen der Unter zeich-
ner staa ten. Dies könnte zu dem Schluss
verleiten, der Konvention eher eine
sym bo  lische als eine unmittelbar rechts  -
wirk same Bedeu tung beizumessen. 
Die UN-Kinder rechts konvention ist aber
tatsächlich mehr als eine  Samm lung wohl  -
mei nen der Absichts erklärungen und  ent -
faltet für die Unter zeichner staaten durch
ihre völkerrechtliche Verbind lich keit  deut -
liche Wirkun gen in alle Bereiche des na -
tio nalen Rechts.

Mit der Ratifizierung haben die politischen
Organe der Bundesrepublik entschieden,
Deutschland zu einem Vertrags   staat 
der Kinderrechtskonvention zu machen. 
Die Reichweite der daraus resultierenden
Bindungen im Einzelnen zu bestimmen,
liegt daher nicht mehr in ihrem Ver ant -
wortungsbereich. Vielmehr liegt diese
Bestimmung, wie bei jedem Gesetz, in
der Verantwortung der Rechts anwender.
Das Gebot der völkerrechtskonformen
Auslegung des nationalen Rechts fordert,
dass die Zielbestimmun gen der UN-Kin -
derrechtskonvention als Leitlinien zur
Norm konkretisierung für die behördliche
und richterliche Rechts anwendung in
allen Rechtsgebieten – vom Ausländer -
recht über das Baurecht, das Familien -
recht, das Kinder- und Jugendhilferecht,
das Strafrecht und die Sozialrechte bis
hin zu den allgemeinen Verwaltungs ver -
fahren – herangezogen werden.

Es ist an der Zeit, die rechtspolitischen
Zö gerlichkeiten der Unterzeichnerstaaten
bei der nachhaltigen Umsetzung der UN-
Kinderrechtskonvention ins nationale
Recht zu überwinden. Insbesondere Art. 3
Abs. 1 UN-KRK, der den Vorrang des Kin -
des wohls als Grundprinzip der Kon  vention 

formuliert, hat einen durch  schlagen den
Effekt auf die nationalen Rechts ord  nun gen:
Er fordert einen kindes wohl orientierten
Umbau bzw. eine kin des  wohl  orientierte
Anwendung des nationalen Rechts. 
Dies ist in der Bun des re pu blik Deutsch -
land bis heute nicht geschehen.

Die geringe Beachtung, welche die UN-
Kinderrechtskonvention in der deutschen
Rechtslandschaft bislang gefunden hat,
ist leider typisch für das Schicksal, das völ -
kerrechtliche Normen im innerstaatlichen
Recht erleiden. Die wenigsten Rechts -
anwender haben überhaupt eine Vor stel -
lung von der hohen Bindungs wirkung
eines völkerrechtlichen Vertrags wie der
UN-Kinderrechtskonvention.

Für die gegen wärtigen Bemühungen
zugunsten eines nachhaltigeren Kin der -
schutzes ist aber diese Konvention – 
in ihrer Wirkungstiefe ernst genommen –
eine brauchbare Rechtsgrundlage. 
Wer   den die Zielbestimmungen der UN-
Kin der rechts konvention in innerstaat-
lichen rechts förmigen Entscheidungs   -
prozessen zu künf tig so angewendet, 
wie es eine völkerrechtliche Zielbestim -
mung  verlangt, ist der Weg für eine
 kindes wohl  orien tierte Rechtskultur frei.

Von der »Erfindung« von Kinderrechten
bis hin zu ihrer Verankerung in der UN-
Kinderrechtskonvention war es ein langer
Weg. In diesem Prozess hat sich der Blick
auf Kinder und Kindheit(en) grundlegend
verändert. Als Rechtssubjekte verstanden
sind Kinder nicht mehr Objekte des Han -
delns Erwachsener, sondern können
selbst Rechte in Anspruch nehmen und
auf die Erfüllung dieser Rechte bestehen.
Die sozio-politischen Konsequenzen
 dieser neuen Rechtsstellung von Kindern
stehen aber noch weitgehend aus. 

Entsprechend unserer Aufgabenstellung
am Informationszentrum Kindes miss hand -
lung/Kindesvernachlässigung wollen wir
zum 20. Jahrestag der Verabschie dung
der Kinderrechts kon vention d urch die
UN-General versamm lung mit dieser Aus -
gabe der IzKK-Nach richten die Fach dis -
kus sion darüber vertiefen, welche Im pulse

von der UN-Kinder rechts kon ven tion für
den Kinderschutz in Deutschland ausge-
hen können. Mit den vielfältigen Bei trä  -
gen der AutorIn nen wollen wir Sie über
den Stand der Umsetzung dieser Konven -
tion in Deutsch land im Bereich des Kin der -
schutzes informieren und die immer noch
bestehenden Defizite sichtbar machen. 

In den Bei trä gen wird diskutiert, ob und
wie die Veran  kerung der Kinderrechte im
Grund gesetz den Kinderschutz stärken
kann und wie der Vorrang des Kindes -
wohls nach Art. 3 UN-KRK und das Ge bot
der Partizipation aus Art. 12 UN-KRK die
Praxis – nicht nur – der Kinder schutz -
verfahren verändern müs sen. Beleuchtet
wird auch, welche Orientie run gen sich
aus der UN-Kinder rechts  konvention für
den Begriff des Kindes wohls und für spe-
zifische Bereiche des Kinderschutzes wie
z.B. für die Frü hen Hilfen, den Schutz vor
sexualisierter  Ge walt und Ausbeutung,
die Einsetzung und Durchführung freiheits -
entziehender Maß nahmen in der Ju gend-
hilfe sowie für die Arbeit mit von der
 Fami lie getrennten min derjährigen Flücht -
lin gen ergeben. Zudem wird der Dis  kus -
sionsstand zur Ver ankerung eines In di vi du -
albeschwerde ver fahrens im Rah men der
UN-Kinder rechts konvention nach  gezeich -
net. Am Ende laden wir Sie ein, einen
anderen Blick auf den Kinder schutz aus
der Per spek  tive einer subjekt orien tier ten
Kinder politik zu werfen.

Unser besonderer Dank gilt den AutorIn -
nen, die neben der täglichen Arbeit Zeit
gefunden haben, ihr Wissen und ihre
Erfahrungen niederzuschreiben, und mit
ihren Beiträgen zum Gelingen dieser Aus -
gabe beigetragen haben.

Mit diesen IzKK-Nachrichten möchten wir
den Blick für die Ausstrah lungs  wirkung
der UN-Kinderrechts kon  ven  tion in alle
Be  reiche der Entschei dungs findung im
Kin derschutz schärfen und den Aus tausch
zwischen Wissen schaft und Praxis darüber
fördern. Des halb laden wir Sie, liebe
Lese rinnen und Leser, dazu ein, uns Ihre
Anregungen mitzuteilen.

Susanne Nothhafft

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser, 
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Am 20. November 2009 wird die
UN-Kinderrechtskonvention (UN-KRK)
20 Jahre alt. Mit der einstimmigen Ver -
ab schiedung der Konvention durch die
Generalversammlung der Vereinten Na -
tio nen im symbolträchtigen Jahr 1989
und der darauf folgenden beinahe welt-
weiten Ratifizierung verbindet sich ein
globaler Schutz der Kinderrechte. Dabei
ist Kinderrechtsschutz weit mehr als Kin-
derschutz: Es geht um die Anerken nung
jedes Kindes als (Rechts-)Subjekt und
die Gewährleistung umfassender Schutz-,
Förder- und Beteiligungsrechte im pri -
vaten wie auch im öffentlichen Raum.

Kinder1 als Subjekte und Träger eige-
ner Rechte anzusehen und Gewalt gegen
Kinder nicht zuzulassen, ist historisch
neu und auch heute im Bewusstsein vieler
Erwachsener nicht fest verankert. Das
hängt mit dem überlieferten Bild vom
Kind zusammen. Die weitaus längste
Zeit in der Menschheitsgeschichte galten
Kinder als noch nicht vollwertige Men -
schen, den Erwachsenen in jeder Hin sicht
unterlegen und ihnen daher rechtlich
und faktisch nicht gleichgestellt. Im Ver -
hältnis der Generationen waren die jüng-
sten und schwächsten Mitglieder der
Gesellschaft zugleich diejenigen mit den
geringsten Rechten.

Heutzutage ist die Vorstellung, Kinder
als unvollständige, noch nicht vollwer tige
Menschen zu verstehen, unhaltbar und
wird öffentlich kaum mehr ernsthaft
vertreten. Dennoch ist die Normierung
spezifischer Kinderrechte keineswegs
unumstritten. Die aktuelle Debatte über
die Einfügung von Kinderrechten in das
Grundgesetz zeigt erneut, welche Wider -
stände es gibt. Eine sich modern gebende
Opposition gegen Kinderrechte versucht
die zweifellos bestehenden Unterschiede
zwischen Kindern und Erwachsenen zu
leugnen. Kinder seien doch Menschen,
die allgemeinen Menschen rechte gelten
auch für Kinder, wieso bedürfe es dann
eigener Kinderrechte, lautet die rhetorisch
gemeinte Frage.

Demgegenüber muss eingewendet
wer  den, dass Kinder den Erwachsenen
gleich  wertig, ihnen aber nicht gleich sind.
Kinder dürfen nicht als kleine Er wach  se ne
behandelt werden, weil sich Kind heit
doch gerade im Unterschied zum Er wach    -
sensein definiert. Aufgrund ihres Ent wick -
lungs potenzials brauchen Kin der be son -
deren Schutz, besondere För de rung und
besondere, kindgerechte Betei li gungs    for -
men. Die in der UN-KRK nie der ge leg ten
Rech te normieren in spezifischer Weise
die Achtung vor den mensch lichen Grund  -
werten in Be zug auf Kinder.

Entwicklung der Kinderrechte
 weltweit

Über Jahrtausende hinweg hatten
Kinder nicht einmal ein Recht auf Leben.
Gemäß der patriarchalischen römischen
Rechts ordnung lag es in der Hand des
Vaters, ein neugeborenes Kind anzu -
nehmen oder aber dem Tode auszusetzen
(ius vitae et necis). Bis in die Neuzeit
hinein gehörten Kinder zu Besitz und
Hausstand der Eltern, die über Leben
und Entwick lung, Ausbildung und Ar -
beits kraft bestimmten. Das Kind schul-
dete ihnen unbedingten Gehorsam.

Erst im Zuge der Aufklärung wandel-
te sich das Bild vom Kind. Neben der
An er ken nung eines eigenständigen Lebens -
rechts des Kindes setzte sich die Auf fas -
sung durch, dass Kinder einer besonderen
Förderung bedürfen. Die Kindheit als
»Erfindung der Moderne« (Philippe Ariès)
– als Lebensabschnitt mit eigenen Be -
dürfnissen – wurde geboren. Im 18., vor
allem aber im 19. Jahrhundert wurden
erste Arbeitsschutz gesetze erlassen. Die
Schule und später der Kinder garten tra-
ten als Orte der Bildung und Erziehung
zur Familie hinzu. Verbote von »grober«
Miss hand lung und »unangemessener«
Züchtigung durch Eltern, Lehrer, Lehr -
herren und Heim- und Gefängnis auf -
seher sollten die schlimmsten Auswüchse
von Gewalt gegen Kinder verhindern.
 Lebens bedin gungen, Gesundheit und das

Wohl der Kinder wurden zusammen mit
der »sozialen Frage« zunehmend Gegen -
stand des öffentlichen Interesses.

Zu Beginn des 20. Jahrhunderts wurde
eine Bewegung allmählich stärker, die
umfassende Rechte für Kinder verlangte.
Den Auftakt hierzu machte die schwe -
dische Pädagogin und Frauen rechtlerin
Ellen Key, die in ihrem im Jahr 1900
erschienenen Buch »Das Jahr hundert
des Kindes« unter anderem ein Recht
jedes Kindes auf körperliche Unversehrt -
heit forderte.

Unter dem Eindruck massenhaften
Kinderelends im Ersten Weltkrieg grün-
de te die englische Grundschullehrerin
Eglantyne Jebb 1920 das britische Komi tee
»Save the Children Internatio nal Union«
als ersten internationalen Lobby verband
für die Interessen von Kindern. Ihr in
der Zeitschrift »The World’s Children«
veröffentlichtes Fünf-Punkte-Programm
(Children’s Charter) enthielt grundlegen-
de Schutz verpflich tun gen der Erwach se -
nen gegenüber den Kindern und bil dete
die Grundlage für die vom Völker bund
1924 verkündete, nicht rechtsverbind liche
»Geneva Declaration«.

Ebenfalls zu Beginn der 1920er-Jahre
proklamierte der polnische Kinderarzt
und Pädagoge Janusz Korczak in seiner
»Magna Charta Libertatum« ein Recht
des Kindes auf unbedingte Achtung seiner
Persönlichkeit als Grundlage sämtlicher
Kinderrechte. Als Leiter eines jüdischen
Waisenhauses in Warschau forderte er
umfassende Beteiligungsrechte für Kin der
und überwand damit die Vor stel lung
einer allein von Schutz und Förde rung
geprägten Sichtweise zugunsten eines
Bildes vom Kind, das von Gleich wertig -
keit und Respekt geprägt ist. »Das Kind
wird nicht erst ein Mensch, es ist schon

Jörg Maywald

Die UN-Kinderrechtskonvention
Ihr Umsetzungsstand in Deutschland im Bereich des Kinderschutzes

1 Gemäß Art. 1 der UN-KRK ist ein Kind jeder
Mensch, der das achtzehnte Lebensjahr noch
nicht vollendet hat. Wenn im Folgenden von
Kindern die Rede ist, sind daher Jugendliche
immer mit gemeint.
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einer«, lautete die Quintessenz seiner –
der damaligen Zeit weit vorauseilenden –
Anschauung.

Nach dem Zweiten Weltkrieg setzten
die Vereinten Nationen als Nachfolger
des Völkerbundes die Beratungen fort.
Ein überarbeiteter und erweiterter Text
der »Geneva Declaration« wurde am 
20. November 1959 von der Voll ver samm -
lung der Vereinten Nationen als »De  -
klara tion über die Rechte des Kindes«
verabschiedet. In dieser Deklaration wird
das Kind erstmals auf internationaler
Ebene als Rechtsträger bezeichnet und
der Begriff des Kindeswohls (»best inter -
ests of the child«) eingeführt.

Auf der Grundlage einer polnischen
Initiative anlässlich des Internationalen
Jahres des Kindes 1979 wurde eine Ar beits-
gruppe der Menschenrechts kom mis sion
bei den Vereinten Nationen damit be -
auftragt, eine Konvention über die Rechte
des Kindes zu erarbeiten, die für die un -
terzeichnenden Staaten – im Unter schied
zu der (unverbindlichen) Dekla ration –
völkerrechtlich verbindlich sein sollte.
Am 20. November 1989 wurde dann in
der 44. Vollversammlung der Vereinten
Nationen das »Übereinkommen über
die Rechte des Kindes« (Kin der rechts -
kon ven  tion) einstimmig verabschiedet.
Das Übereinkommen ist insofern ein -
malig, als es die bisher größte Bandbreite
fundamentaler Menschen rechte – öko -
nomische, soziale, kulturelle, zivile und
politische – in einem einzigen Vertrags -
werk zusammenbindet. Die in den 54
Artikeln dargelegten, völkerrechtlich ver-
bindlichen Mindeststandards ha ben zum
Ziel, weltweit die Würde, das Überleben
und die Entwicklung von Kin    dern (bis
18 Jahre) und damit von mehr als der
Hälfte der Weltbevölkerung sicher zu -
stellen. Bis heute haben 193 Staaten die
Konvention ratifiziert, lediglich So malia
und die USA gehören nicht dazu.

Ein Jahr später (1990) fand in New
York der erste Weltkindergipfel statt.
Dort wurde ein Programm verabschiedet,
das die Lage der Kinder vor allem in den
Entwicklungsländern verbessern sollte.
Im Mai 2002 folgte der zweite Welt kinder -
gipfel. Erstmals in der Geschichte der
Vereinten Nationen kamen Kinder in der
Vollversammlung zu Wort. Ihre zentrale
Botschaft lautete, dass Kinder nicht nur

die oft zitierte Zukunft sind, sondern
dass sie heute schon da sind und ihre
Rechte einfordern.

Die in der UN-KRK niedergelegten
Rechte sind durch zwei Zusatzprotokolle
präzisiert und erweitert worden. Das im
Januar 2002 in Kraft getretene Zusatz -
protokoll betreffend den Kinderhandel,
die Kinderprostitution und die Kinder -
pornografie (Optional Protocol on the
Sale of Children, Child Prostitution, and
Child Pornography) verbietet diese aus-
drücklich und fordert von den Staaten,
diese Form der Ausbeutung als Verbre chen
zu verfolgen und unter Strafe zu stellen.
Das zweite Zusatzprotokoll über Kinder
in bewaffneten Konflikten (Optional
Protocol on the Involvement of Children
in Armed Conflicts) legt fest, dass Kin der
unter 18 Jahren nicht zwangsweise zum
Militärdienst eingezogen werden dürfen.
Wer sich freiwillig zum Militärdienst
mel det, muss mindestens 16 Jahre alt
sein. Doch auch dann gilt, dass niemand
unter 18 Jahren an Kampfhandlungen
beteiligt werden darf.

Bis heute ist die UN-KRK der einzige
internationale Menschenrechtsvertrag, 
zu dem es kein Beschwerdeverfahren gibt.
Das ist eine Diskriminierung von Kin dern
und schwächt die wirksame Um set zung
der Konvention. Anlässlich des Welt kin -
dergipfels 2002 setzten sich daher erst mals
zahlreiche Kinderrechts organisa tionen
für die Einführung eines Indivi dual be  -
schwerdeverfahrens ein. Damit soll Kin -
dern, deren Rechte nach der Kon ven tion
verletzt sind, nach Aus schöpfung des
nationalen Rechtswegs die Möglichkeit
gegeben werden, sich an ein internationales
Gremium zu wenden. Im Januar 2008
startete eine entsprechende internationale
Kampagne. Ziel ist der Entwurf und die
Annahme eines Fakul tativ proto kolls zur
Schaffung eines Indi vi dual beschwerde -
verfahrens. Im Juni 2009 hat der UN-
Menschenrechtsrat eine Arbeitsgruppe
beauftragt, die Vor arbeiten für einen ent-
sprechenden Entwurf aufzunehmen.

Inhalt und Reichweite der 
UN-Kinderrechtskonvention

Ausgangspunkt der UN-KRK ist die
Stellung des Kindes als (Rechts-)Subjekt
und Träger eigener, unveräußerlicher
Grundrechte. Kinderrechte müssen nicht
erworben oder verdient werden, sondern
sind unmittelbarer Ausdruck der jedem
Kind innewohnenden Würde. Die in dem
»Gebäude der Kinderrechte« wichtigs ten
und vom UN-Ausschuss für die Rechte
des Kindes als Allgemeine Prin  zipien
(General Principles) definierten Rech te
finden sich in den Artikeln 2, 3, 6 und 12.

Artikel 2 enthält ein umfassendes Dis -
kriminierungsverbot. In Artikel 3 Abs. 1
ist der Vorrang des Kindeswohls (Best
Interests of the Child) festgeschrieben,
dem zufolge das Wohl des Kindes bei
allen Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und
sons ti  gen Maßnahmen öffentlicher oder
privater Einrichtungen vorrangig zu
be  rück sich ti gen ist. Artikel 6 sichert das
grundlegende Recht jedes Kindes auf
Leben, Überleben und Entwicklung. Ge -
mäß Artikel 12 hat jedes Kind das Recht,
in allen Ange le gen  heiten, die es betreffen,
unmittelbar oder durch einen Ver treter
gehört zu werden. Die Mei nung des Kin -
des muss angemessen und entsprechend
seinem Alter und seiner Reife berück -
sich tigt werden.

In der UN-KRK wird eine große Zahl
weiterer materieller Rechte von Kindern
formuliert, die sich auf unterschiedliche
Lebenssituationen und Lebensbereiche
beziehen und nach Förderrechten,
Schutz   rechten und Beteiligungsrechten
unterschieden werden können. Dazu ge -
hören unter anderem: Rechte auf Ge -
sund heitsversorgung, soziale Sicher heit,
angemessene Lebens bedingungen, Spiel,
Freizeit und Bildung, Rechte auf Schutz
vor körperlicher oder seelischer Gewalt  -
anwendung, vor Misshandlung oder
Verwahrlosung, erniedrigender Behand -
lung und Folter, vor sexuellem Miss -
brauch, wirtschaftlicher oder sexueller
Ausbeutung und auf Schutz vor Drogen.
Weiterhin gehören dazu Rechte u.a. auf
freie Meinungsäußerung, Gedanken-,
Gewissens- und Religions freiheit, auf
Schutz der Privatsphäre sowie Rechte auf
freien Zugang zu Informationen und
Medien.
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Neben den materiellen Rechten ist eine
Reihe von Verfahrensregeln von Be deu -
tung. Hierzu gehören die Ver pflich  tung
der Staaten zur Bekannt machung der
Kinderrechte (Artikel 42), die Ein set zung
eines UN-Ausschusses für die Rechte des
Kindes (Artikel 43), die Be richtspflicht
über die Maßnahmen zur Verwirk lichung
der Kinderrechte (Artikel 44) sowie die
Mitwirkungsmöglichkeiten von Nicht -
regierungsorganisationen (Artikel 45).

Unterschiedliche Auffassungen be -
stehen über die Frage der unmittelbaren
An wendbarkeit der UN-KRK. In den
meis ten Regierungen herrscht die Mei -
nung vor, dass die Konvention lediglich
Staatenverpflichtungen und keine in -
dividuell einklagbaren Rechts ansprüche
begründet. Gestützt auf völkerrechtliche
Gutachten (vgl. Lorz 2003) sind dem-
gegenüber die Mehrzahl der Nicht regie -
rungs organisationen der Auffassung, dass
zumindest die in den Artikeln 2, 3, 6
und 12 verankerten Allgemeinen Prin zi -
pien als »self executing principles« un -
mittelbare Anwend barkeit beanspruchen
können und jeder Rechtsanwender sich
diesbezüglich unmittelbar auf die UN-
KRK berufen kann und muss.

Entwicklung der Kinderrechte 
in Deutschland

Deutschland hat die UN-Kinder rechts -
konvention 1992 ratifiziert, allerdings
nicht uneingeschränkt. In einer Erklä rung
wurden Vorbehalte besonders im Hin -
blick auf die rechtliche Situation derjeni-
gen Kinder formuliert, die aus Krisen -
gebieten nach Deutschland geflohen sind.
Unbegleitete minderjährige Flücht linge

haben demnach trotz ihrer oftmals pre-
kären psychosozialen Situa tion nicht die
gleichen Rechte wie deutsche Kinder.
Insbesondere der Zugang dieser Kinder
zu Gesundheitsleistungen, zum Schul be -
such und zu angemessenem Wohn raum
ist nicht umfassend gewährleistet.

Das sogenannte Kindersoldaten-
Proto koll wurde von Deutschland 2004
ratifiziert. Die Ratifizierung des Zusatz  -
protokolls zu Kinderhandel, Kinder  -
prosti tution und Kinderpornografie wur de
im Jahr 2008 gesetzlich von Bun des tag
und Bundesrat beschlossen. Die Rati fi -
zie rungsurkunde wurde am 15. Juli 2009
bei den Ver einten Nationen hinterlegt.

Trotz dieser Einschränkungen ist es
auch in Deutschland in den vergangenen
dreißig Jahren zu einem tief greifenden
Perspektivenwechsel gekommen. Kinder
werden rechtlich weitgehend nicht mehr
als Objekte der Erwachsenen, sondern
als Subjekte und damit als Träger eigener
Rechte betrachtet. So wurde bereits im
Zusammenhang mit der umfassenden
Sorgerechtsreform von 1980 der Übergang
von der elterlichen »Gewalt« zur elter-
lichen »Sorge« vollzogen. Außerdem wurde
der § 1626 (Absatz 2) in das Bürger liche
Gesetzbuch (BGB) eingefügt, der erst-
mals die Mitsprache von Kindern und
Jugend lichen bei allen sie betreffenden
Entscheidungen ihrer Eltern rechtsver-
bindlich festlegt. Seitdem heißt es dort:
»Bei der Pflege und Erzie hung berück -
sich tigen die Eltern die wachsende Fähig-
keit und das wachsende Bedürfnis des
Kindes zu selbstständigem verantwortungs-
bewusstem Handeln. Sie besprechen mit
dem Kind, soweit es nach dessen Ent -
wicklungsstand angezeigt ist, Fragen der
elterlichen Sorge und streben Ein ver -
neh men an.«

Das 1990 in Kraft getretene Kinder-
und Jugendhilfegesetz (KJHG), dessen
Kern das Achte Buch Sozialgesetzbuch
(SGB VIII) bildet, benennt Kinder und
Jugendliche ausdrücklich als Träger eige-
ner Rechte. Gemäß § 8 Abs. 2 und 3
SGB VIII haben sie das Recht, sich in
allen Angelegenheiten der Erziehung und
Entwicklung an das Jugendamt zu wen-
den und dort auch ohne Kenntnis ihrer
Eltern beraten zu werden. Nach den §§
35a und 42 SGB VIII haben Kinder und
Jugendliche einen eigenen Anspruch auf
Eingliederungshilfe bei seelischer Behin -
derung bzw. auf Inobhutnahme. 1996
kam mit § 24 SGB VIII der Anspruch
des Kindes auf den Besuch eines Kinder -
gartens vom vollendeten dritten Lebens -
jahr an hinzu, der ausdrücklich als Recht
des Kindes und nicht als Anspruch der
Eltern formuliert wurde. Ab dem 1.8.2013
wird dieser Anspruch auf alle Kinder
vom vollendeten ersten Lebens jahr an
ausgedehnt.

Die Kindschaftsrechtsreform von
1998 brachte neben der weitgehenden
Gleichstellung ehelicher und nichtehe-
licher Kinder unter anderem das Recht
des Kindes auf Umgang mit beiden
Eltern (§ 1684 Abs. 1 BGB) und die

»Das Gebäude der Kinderrechte«, 
Quelle: National Coalition
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Möglichkeit, Kindern in Verfahren, die
die elterliche Sorge betreffen, einen Ver -
fahrenspfleger (seit 1.9.2009: Verfahrens -
beistand) als »Anwalt des Kindes« zur
Seite zu stellen. Ein besonders wichtiges
Glied in der Kette bedeutender Kinder -
rechte in Deutschland ist das im No -
vember 2000 verabschiedete Gesetz zur
 Ächtung der Gewalt in der Erziehung.
Seitdem haben Kinder bei uns auch im
Verhältnis zu den eigenen Eltern ein
Recht auf gewaltfreie Erziehung.

Entgegen den Fortschritten auf der
ein fachgesetzlichen Ebene kommen Kin -
der in der deutschen Verfassung – dem
Grund gesetz – allerdings weiterhin nicht
als Träger eigener Rechte vor. In Artikel
6 des Grundgesetzes (Ehe und Familie)
wer den sie lediglich als An häng sel ihrer
Eltern behandelt, und es be durfte eigens
eines Urteils des Bundes ver fas sungs ge -
richts, um klarzustellen, dass das Kind –
wie es in einem wegweisenden Urteil aus
dem Jahr 1968 heißt – »ein Wesen mit
ei  gener Men schen würde und dem ei -
genen Recht auf freie Ent  faltung seiner
Per sön lich keit im Sinne der Ar tikel 1 (1)
und Ar tikel 2 (1) GG ist« (BVerfGE 24,
119, 144).

Nationaler Aktionsplan und weiterer
Umsetzungsbedarf

Die auf dem Weltkindergipfel 2002 
in New York versammelten Vertreter von
mehr als 180 Staaten verpflichteten sich
in ihrem Abschlussdokument »A World
fit for Children«, Nationale Aktionspläne
vorzulegen, in denen »eine Reihe kon -
kre  ter, termingebundener und messbarer
Ziele und Vorgaben« enthalten ist. Als
übergreifendes Ziel wurde formuliert,
»eine kindergerechte Welt zu schaffen,
in der die Grundsätze der Demokratie,
der Gleichberechtigung, der Nichtdis kri -
mi nie rung, des Friedens und der sozialen
Gerechtigkeit sowie die Allgemein gültig -
keit, Unteilbarkeit und wechsel seitige
Abhängigkeit und Verknüpfung aller Men -
schenrechte, einschließlich des Rechts
auf Entwicklung, die Grundlage für eine
nachhaltige menschliche Ent wicklung
bilden, die das Wohl des Kindes berück -
sichtigt« (Vereinte Natio nen 2002).

Noch während des Weltkindergipfels
2002 in New York stellte die damalige
Bundesjugendministerin in Aussicht, für
Deutschland einen solchen Nationalen
Aktionsplan zu erarbeiten. Im Jahr 2005
verabschiedete die Bundesregierung den
unter Beteiligung der Länder, Kommu -
nen sowie von Nichtregierungs organi  -
sationen und Kindern und Jugendlichen
erarbeiteten Nationalen Aktionsplan
»Für ein kindergerechtes Deutschland
2005–2010«. Ein Jahr später folgte die
Veröffentlichung eines eigenständigen
Kinder- und Jugendreports.

In der Präambel des Nationalen
Aktionsplans heißt es, dass die Kinder -
rechtskonvention »für Deutschland wie
für fast alle Staaten der Erde die ent-
scheidende Richtschnur für kinderpoliti-
sches Handeln« ist (Bundesministerium
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend
(BMFSFJ) 2005, S. 8). Der Ak tions  plan
definiert sechs Handlungs felder, die im
Mittelpunkt stehen sollen, um Schritt
für Schritt eine kindergerechte Gesell -
schaft zu verwirklichen. Hierzu gehören
(1) Chancengerechtigkeit durch Bildung,
(2) Aufwachsen ohne Gewalt, 
(3) Förderung eines gesunden Lebens
und gesunder Umweltbedingungen, 
(4) Beteiligung von Kindern und
Jugend lichen, 
(5) Entwicklung eines angemessenen
Lebensstandards für alle Kinder, 
(6) internationale Verpflichtungen. 
In Ergänzung hierzu spricht sich der Kin  -
der- und Jugendreport dafür aus, mehr
Freiräume für Kinder zu schaffen.

Neben der Umsetzung der Kinder -
rechte in den unterschiedlichen Praxis -
feldern besteht weiterer rechtlicher 
und politischer Handlungsbedarf. Dies
betrifft vor allem die folgenden Punkte:

Rücknahme der Vorbehaltserklärung
Mit der anlässlich der Ratifikation nie -

dergelegten Vorbehaltserklärung ge gen -
über der UN-KRK entzieht sich die
Bun  des regierung dem Gebot der Nicht -
dis kri mi nierung, demzufolge ge mäß Art.
2 UN-KRK alle Kinder gleiche Rechte
haben. Eine Rücknahme der Vor behalts -
erklä rung ist überfällig und würde auch
interna tional deutlich machen, dass
Deutsch land bereit ist, internationale
Menschen rechts   über einkommen un ein -
geschränkt um zusetzen.

Aufnahme von Kinderrechten 
in das Grundgesetz

Der in Art. 4 UN-KRK enthaltenen
Verpflichtung, alle geeigneten Gesetz -
gebungsmaßnahmen »zur Verwirkli chung
der in diesem Übereinkommen aner kann-
ten Rechte« zu treffen, ist Deutsch land
bisher nicht ausreichend nachgekommen.
Im Grundgesetz tauchen Kin der ledig-
lich als Objekte ihrer Eltern auf. Eine
auch vom UN-Aus schuss für die Rechte
des Kindes wiederholt empfohlene Auf -
nahme grundlegender Kinder rechte auf
Schutz, Förderung und Beteiligung in
die Verfassung und die grundgesetz liche
Verankerung des Vorrangs des Kindes -
wohls stehen weiterhin aus.

Monitoring der Kinderrechte
Entgegen der Empfehlung des UN-

Ausschusses für die Rechte des Kindes
(vgl. United Nations, Committee on the
Rights of the Child 2004) an die Bun -
des regierung, eine »unabhängige Men -
schenrechtsinstitution auf Bundes ebene«
einzurichten, um die Fortschritte der
Umsetzung der UN-KRK zu überwachen
und zu bewerten, existiert bisher kein
wirksames und unabhängiges Moni to ring
der Kinderrechte in Deutschland. Ein
solches Monitoring-System muss sich auf
die unterschiedlichen föderalen Ebenen
beziehen und neben Daten erhebung und
Beschwerdemanagement auch eine po -
litische Bewertung des Stands der Um -
set zung der Kinderrechte in Deutschland
beinhalten. Hierzu sollte auch gehören,
dass der Deutsche Bundestag regelmäßig
einmal im Jahr in einer Plenarsitzung
über den Stand der Kinderrechte in
Deutschland debattiert, um auf diese
Weise fortlaufend Bilanz zu ziehen und
die politischen Weichen für eine Ver -
besserung der Situation der Kinder in
Deutsch land zu stellen.

Bekanntmachung der Konvention
Gemäß Art. 42 UN-KRK hat sich

Deutschland verpflichtet, die Grundsätze
und Bestimmungen der Konvention
»durch geeignete und wirksame Maß   nah -
men bei Erwachsenen und auch bei
Kindern allgemein bekannt zu machen«.
Tatsächlich sind die Grundlagen des
 Kin der rechtsansatzes und die in der
Kon      vention niedergelegten Rechte vielen
Er wach senen – darunter zahlreichen Fach -
kräften – sowie Kindern und Jugend    -
lichen nicht bekannt. Eine systematische
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Menschen- und Kinder rechts bildung als
Bestandteil schulischer und beruflicher
Aus- und Fortbildungen ist dringend
erforderlich. Dies ist auch ein wichtiger
Beitrag zur interkulturellen und inter -
religiösen Werteerziehung.

Kinderschutz an den Kinderrechten
orientieren

Kinder umfassend vor jeder Form 
von Gewalt zu schützen, ist ein zentrales
Anliegen der UN-KRK. Artikel 19 for-
dert von den Vertragsstaaten, »alle geeig-
neten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-,
Sozial- und Bildungsmaßnahmen [zu
treffen], um das Kind vor jeder Form
körperlicher oder geistiger Gewalt an wen -
dung, Schadenzufügung oder Miss hand -
lung, vor Verwahrlosung oder Vernach -
lässigung, vor schlechter Behand lung
oder Ausbeutung einschließlich des sexu -
ellen Missbrauchs zu schützen, solange 
es sich in der Obhut der Eltern oder
eines Elternteils, eines Vormunds oder
anderen gesetzlichen Vertreters oder
einer anderen Person befindet, die das
Kind betreut«. Weitere Schutzrechte vor
Gewalt finden sich in den Artikeln 28
Abs. 2 (Die Wahrung der Disziplin 
in der Schule muss der Menschenwürde 
des Kindes entsprechen), 34 (Schutz 
vor sexu eller Ausbeutung und sexuellem
Miss brauch) und 37 (Verbot von Folter,
Todesstrafe sowie lebenslanger Freiheits -
strafe) der Konvention. Schließlich ist 
in Artikel 24 Abs. 3 festgelegt, dass die
Berufung auf überlieferte Bräuche (z.B.
Genitalverstümmelung von Mädchen)
nicht als legitime Rechtfertigung akzep-
tiert werden darf, der Gesundheit von
Kindern Schaden zuzufügen.

Der UN-Ausschuss für die Rechte des
Kindes hat wiederholt dargelegt, dass
jeder Versuch, eine wie auch immer be -
grün dete Schwelle tolerierbarer Gewalt
gegen Kinder in der Familie, in der Schule
oder im Jugendstrafvollzug zu rechtfer -
tigen, im Widerspruch zu den Vorgaben
der UN-KRK steht. In seiner Kom men -
tierung der Staatenberichte hat der Aus -
schuss daher die Vertragsstaaten aufge -
for dert, jede Form von Körper strafen 
zu ächten und zu diesem Zweck gegebe -
nenfalls die Gesetzgebung zu ändern.
Darü ber hinaus werden die Staa ten auf
ihre Pflicht hingewiesen, Sozial- und

Bildungsmaßnahmen zu treffen, um eine
Bewusstseinsveränderung in der Bevöl  -
ke  rung hin zu einem Ver zicht auf Gewalt
in der Erziehung zu bewirken. Diese
Hal   tung von »null Toleranz« ge gen über
jeder Form von Gewalt gegen Kinder
steht in engem Zusammenhang mit dem
fundamentalen Recht des Kin  des auf
Leben und Ent wicklung nach Artikel 6
der UN-KRK, das auf dem Schutz der
körperlichen und personalen Integrität
basiert.

Mit der Einführung eines gesetzlichen
Gewaltverbots in der Erziehung gehört
Deutschland zu den inzwischen 25 Staa ten
weltweit (Stand: Juni 2009, Infor ma tio nen
unter www.endcorporalpunishment.org),
die den in Artikel 19 der UN-Kinder rechts   -
konvention festgelegten Gewalt schutz 
in nationales Recht umgesetzt haben.
Neben zahlreichen europäischen Staaten
– darunter sämtliche skandinavischen
Länder – zählen dazu auch Costa Rica,
Israel, Neuseeland, Uruguay und Vene -
zuela. Die schrittweise Umsetzung eines
gesetzlichen Gewaltverbots im Welt -
maß stab macht deutlich, dass Kin der -
rechte universell Geltung beanspruchen
können und kein Platz besteht für eine
wie auch immer begründete kulturelle
Relati vie rung elementarer Kinder- und
Menschen rechte.

Über die gesetzliche Etablierung von
Kinderrechten hinaus bedarf es weiterer
Maßnahmen mit dem Ziel, dass Kinder
nicht nur »Rechte haben«, sondern ihre
Rechte kennen und diese auch tatsächlich
umsetzen können. Fünf Punkte seien
hierzu genannt:

Kinder über ihre Rechte informieren
Kinder, die ihre Rechte kennen, sind

besser vor Gewalt und anderen Gefähr -
dungen geschützt. Kinder müssen daher
weitaus mehr als bisher ihre Rechte ver-
mittelt bekommen. Eltern und alle für
und mit Kindern tätigen Fachkräfte soll-
ten sich über die Rechte der ihnen an -
vertrauten Kinder informieren und sich
als treuhänderische Hüter und Verfechter
der Kinderrechte verstehen.

Beteiligung als Schlüssel für gewaltfreie
Erziehung

Eltern und Fachkräfte, die Kinder
altersgemäß an den sie betreffenden
Entscheidungen beteiligen, haben mehr
Erfolg in der Erziehung. Es besteht ein
enger Zusammenhang zwischen Schutz-,
Förder- und Beteiligungsrechten. Parti -
zipation ist der Schlüssel für den Übergang
des Kindes von der Fremd- zur Selbst -
kontrolle. Eltern und pädagogische Fach -
kräfte sollten mehr als bisher erfahren
und lernen können, wie sie Kinder im
Alltag beteiligen.

Kinderrechte in die Einrichtungen 
für Kinder tragen

Kinderrechte sollten Eingang in alle
Kindergärten, Schulen, Kirchen sowie 
in die Sport- und Freizeiteinrichtungen 
   fin den. Nicht nur als Unterrichts gegen -
stand, sondern als Selbstverpflichtung.
Sinnvoll wäre, die Kinderrechte zum Be -
standteil der Schulordnungen zu machen
und sie in die Leitbilder und Konzep tio nen
von Kindertages einrich tun gen und an -
deren Bildungs- und Frei zeitein rich  tun gen
zu integrieren.

Kinderrechtliche Beratung und Hilfe
verbessern

Notwendig sind neuartige und bessere
Angebote in den Bereichen Kinder- und
Jugendhilfe, Bildung und Kinder- und
Jugendgesundheit, die Kinder selbst
errei chen können. Es geht um niedrig-
schwellige Angebote und verlässliche Hil  fen
aus einer Hand an den Orten, an denen
sich Kinder ohnehin täglich aufhal  ten.
Bei der Ausgestaltung dieser An gebote
sollten wiederum die Kinder und Ju gend-
lichen einbezogen werden. Was nottut
ist ein mehrstufiges Infor mations- und
Be ratungssystem für Kin der und Ju gend -
liche, das von öffentlicher Auf klärung
über Kinder- und Jugend rechts häuser
bis zur Etablierung spezia lisierter Inte  -
ressenvertreterInnen in gerichtlichen und
behördlichen Ver fah ren reicht.

Verbreitung des Kinderrechtsansatzes 
Sämtliche Vorhaben für und mit Kin -

dern sollten an deren Ansprüchen und
Rechten und nicht allein an ihren jeweils
verhandelbaren und leicht zu relativie-
renden Bedürfnissen orientiert sein. Ein
auf den Kinderrechten basie ren  der Ansatz
(Child Rights based Approach) sollte
sowohl im staatlichen als auch im nicht -
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staatlichen Bereich zum Standard von
Programmplanung und Konzept ent wick -
lung in der Arbeit mit Kindern und für
Kinder gehören.

Ein an den Kinderrechten orientierter
Kinderschutz versteht den Gewaltschutz
als Bestandteil einer ganzheitlichen Kin -
derrechtsstrategie. Er unterstreicht die
Unteilbarkeit und wechselseitige Be dingt-
heit sämtlicher Kinderrechte. Auf diese
Weise trägt er dazu bei, den Res pekt vor
der Würde jedes einzelnen Kin des um -
fas send zu verbessern.

Kontakt

Dr. Jörg Maywald

National Coalition für die Umsetzung
der UN-Kinderrechtskonvention in
Deutschland
Deutsche Liga für das Kind 
Charlottenstraße 65 
10117 Berlin

Telefon: 030 /28599970
E-Mail: post@liga-kind.de
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Über die Aufnahme der Rechte des
Kindes in das deutsche Grundgesetz wird
spätestens seit der Verabschiedung der
UN-Kinderrechtskonvention im Jahr 1989
intensiv diskutiert. Im Mittelpunkt der
Auseinandersetzung stand lange Zeit die
Frage, ob dieses völkerrechtliche Über -
einkommen, dem Deutschland 1992 bei-
getreten ist, mit einer  Ergän zung des
Grundgesetzes am besten und wirkungs-
vollsten in deutsches Recht umgesetzt
werden könnte. Es ging also stets um die
gesamte Palette der  Kinder rechte, von
den Überlebens- und Ent wicklungs -
rechten über die Förder- und Bildungs -
rechte bis zu den Beteiligungs rechten.

Erst in den letzten Jahren rückte unter
dem Ein druck schwerer Fälle von Kin -
des  miss handlung der Schutz von Kin dern
vor körperlicher Gewalt ins Blickfeld
und popularisierte die Debatte. Der Prä -
sident des Branden burger Land tags er  -
klärte, dass nach einer Grund gesetz än  de -
rung ärztliche Pflicht unter suchun gen
von Klein  kindern nicht mehr am Recht
der Eltern, diesen Untersu chun gen fern-
zubleiben, scheitern könnten. Ver nach -
lässigung könne also schneller er kannt
werden, wenn Kinder rechte im Grund -
gesetz verankert seien (vgl. Deut sche
Pres  se agentur 2007).

Diese Popularisierung ist Segen und
Fluch zugleich für das Kernanliegen, die
rechtliche Stellung der Kinder in Deutsch-
land zu stärken und das Bemü hen um
das Kindeswohl ins Zentrum des politi-
schen und gesellschaftlichen Auf gaben -
spektrums zu befördern. Denn  einer seits
hat sie die breite Öffentlichkeit für das
Thema interessiert, und mit der Veran -
kerung von Kinderrechten im Grund -
gesetz könnten der Schutz, die Förde rung
und die Beteiligung von Kindern in
Deutsch land nach Auf fas sung der aller-
meisten Kinder rechts experten tatsächlich
nachhaltig verbessert und Kinder explizit
als eigenständige Persönlichkeiten mit
eigenständigen Rechten anerkannt werden.
Andererseits aber würde sich in Re lation
zum Status quo gerade beim Schutz von

Kindern vor psychischer und physischer
Gewalt wohl am wenigsten ändern.

Eine genauere Einschätzung, ob die
Aufnahme von Kinderrechten in das
deutsche Grundgesetz eine Verbesserung
des Kinderschutzes zur Folge hätte, ist
abhängig davon, an welcher Stelle im
Grundgesetz und in welcher Formu  lie -
rung Kinderrechte genannt werden  sol len
sowie von dem zugrunde gelegten Kin -
derschutzbegriff.

Unstrittig ist unter den Apologeten
einer Grundgesetzreform, dass Kinder -
rechte nicht lediglich als Staatsziel for-
muliert, sondern im Grundrechte katalog,
also in den Artikeln 1 bis 19, verankert
werden sollten, damit sie tatsächlich
Wirkung entfalten können. Wo genau
die Kinderrechte stehen sollen, darüber
konkurrieren derzeit einige Varianten, so
zum Beispiel der Vorschlag des SPD-
Präsidiums, den Artikel 6 des Grund -
gesetzes mit diesem Absatz zu ergänzen:
»Jedes Kind hat ein Recht auf Entwick -
lung und Entfaltung seiner Persönlich -
keit, auf gewaltfreie Erziehung und den
besonderen Schutz vor Gewalt, Vernach -
lässigung und Ausbeutung. Die staatliche
Gemeinschaft achtet, schützt und fördert
die Rechte des Kindes und trägt Sorge
für kindergerechte Lebensbedingungen«
(Sozialdemokratische Partei Deutschland
(SPD) 2007, S. 1).

Wenn die Gesetzgeber sich für diesen
Entwurf entscheiden, betten sie die Kin -
derrechte unmittelbar neben den ebenfalls
in Artikel 6 bestehenden Eltern rech ten
ins Verfassungswerk, um das Drei eck von
Staat, Eltern und Kindern neu auszu ta -
rie  ren und den Kindern gegenüber den
Eltern sowie den staatlichen Ein rich  tun -
gen mehr Gewicht zu geben. Gleich zei -
tig, so die Hoffnung, würden auch die
Leis tungs- und Teilhaberechte, die Kin der
oder ihre Stellvertreter gegenüber dem
Staat geltend machen können, ge stärkt.
Je nach Begründung und Aus legung einer
Neufassung des Artikels 6 würde die
Reich weite dieser neu aufgenommenen

Kinderrechte allerdings möglicherweise
auf Fragen des Familienrechts einge-
schränkt. Ob dies dem umfassenden Cha -
rakter der UN-Kinderrechts  kon ven tion
und den daraus resultierenden Schutz-,
Förder- und Beteiligungs rechten ausrei-
chend Rechnung trägt, wird bezweifelt.
Gerade die Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen an allen sie betreffenden
Entscheidungen, wie sie die UN-Kinder -
rechtskonvention in Artikel 12 vorsieht,
ist in der deutschen Rechtswirklichkeit
nur rudimentär vorhanden. Ein expliziter
Verweis im Grund gesetz hätte in dieser
Hinsicht aller Wahrscheinlichkeit nach
mehr als nur Signalwirkung.

Andere Fürsprecher einer Grund gesetz -
änderung halten die Rechte des Kindes
in Artikel 2 für besser aufgehoben, wo sie
weniger in eine Oppositions haltung zu
den Elternrechten geraten und im Fami -
lienrecht verhaftet bleiben könnten und
so gewissermaßen herausgehoben zur
Geltung kämen. So könnte nach Prof.
Dr. Dr. h.c. Wiesner aus dem Bundes -
familienministerium ein neuer Absatz in
Artikel 2 lauten: »Jedes Kind hat ein
Recht auf Förderung seiner Entwicklung
zu einer eigenverantwortlichen und ge -
meinschaftsfähigen Persön lichkeit sowie
auf den Schutz vor Gefahren für sein
Wohl. Die staatliche Gemeinschaft trägt
für die Schaffung und Erhaltung kind -
gerechter Lebens verhältnisse Sorge. Das
Kindeswohl leitet staatliches Han deln,
das die Rechte und Interessen von Kin -
dern berührt« (Wiesner 2008, S. 228).

Die Prognose, ob Kinderrechte im
Grundgesetz den Kinderschutz verbessern
könnten, ist abhängig von der Defi ni tion
und den Facetten des Kinder schutzes.
Fälle von Kindstötung, schwerer Ver nach   -
lässigung und sexueller Miss hand lung
dominieren den Diskurs in der breiten
Öffentlichkeit. Bezogen auf diese Fälle
würde die Aufnahme von Kinderrechten
ins Grundgesetz aller Wahr  scheinlichkeit
nach kaum direkt sichtbare Erfolge zei  -
tigen. Das liegt zum einen an der nume -
ri schen Konstanz und den komplexen

Sebastian Sedlmayr

Kinderrechte ins Grundgesetz 
Eine Verbesserung für den Kinderschutz?
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psy  chosozialen Hinter gründen dieser re -
la tiv seltenen schweren Verbrechen. Zum
anderen liegt es an der unspektakulären
Natur der Prävention, die medial kaum
wahrgenommen wird. Nur lang fristige
statistische Beobachtung und aufwendige
Evaluation könnten hier Auf schluss geben.
Schließlich ist, aus nor  ma tiver Sicht,
her vorzuheben, dass die Schutz maß nah -
men bei unmittelbarer Gefähr dung des
Kin des wohls durch einfachgesetzliche
Rege lung im Paragrafen 1666 des BGB
weitgehend gesichert sind und es hier
ins besondere an Ausstattung, Ko or di na -
tion und Schu lung in den entsprechenden
zu ständigen Stellen mangelt.

Auch die Schutzregelung im BGB
bezieht sich nur auf den engen Rahmen
des Familienrechts. Nicht erfasst ist die
»erweiterte Sicherheit« des Kindes, die
dem Ansatz der Kinderrechtskonvention
und ihrer ganzheitlichen Sicht auf die
Entwicklung der Persönlichkeit und die
Wahrung des Kindeswohls entsprechen
würde. In diesem Kontext geht es also
um den Schutz der Rechte des Kindes.
Konkret bedeutet das: Wo TV-Sen dun gen,
Verkehrswege, Werbeplakate, Bauvor -
schrif ten, ein Mangel an Spiel- und Frei -
zeitflächen, schlechte Kinder betreu ung,
Zigarettenrauch und andere Phä no mene
des öffentlichen Lebens das Wohl des
Kindes gefährden, gibt das Grund gesetz
sowohl den Kindern als auch den für das
Wohl der Kinder sorgenden Eltern und
Einrichtungen derzeit kein wirkungs -
volles Instrument an die Hand, um die
Schutz rechte der Kinder zu verwirklichen.
Wie schnell kindliche Belan ge im Rechts  -
streit unterliegen, zeigte unlängst eine
Serie von Urteilen zur Schlie ßung von
Kin dergärten wegen Kin derlärms. Bei
der Abwägung werteten die Richter das
Recht der Nachbarn auf ungestörtes Woh  -
nen höher als das Recht der Kinder auf
Spiel (vgl. Erdmann 2008; Kögel 2008).

Die Beispiele zeigen, dass das Wohl
des Kindes, das in der UN-Kinder rechts -
konvention gewissermaßen als das von
den Unterzeichnerstaaten anzustrebende
Ideal gesetzt wird und geschützt werden
soll, sicherlich nicht allein in einer in -
takten Familie begründet liegt und auch
nicht allein von den Eltern abgesichert
werden kann. Auch eine Grundgesetz -
ände rung wäre weniger als Mahnung an
Eltern oder Erziehungsberechtigte, son-

dern vielmehr als verbindliche Normie -
rung für staatliches und privatrechtliches
Handeln zu verstehen. Daher muss auch
der Fokus der Argumentation bei der
Funktion und Kompetenz dieser Stellen
liegen. Anders formuliert: Was können
ein Kindergarten, ein Jugendamt, eine
Alleinerziehende, aber auch ein Verkehrs -
amt, ein Bürgermeister, ein Amtsrichter,
ein Haushaltsausschuss und nicht zuletzt
ein Kind selbst ausrichten, um dem Wohl
der Kinder in Deutschland Vor rang zu
verleihen und ihre Rechte wirksamer um -
zusetzen, und welche Rechts grund lage
brauchen sie dafür? Nach der Überzeugung
zahlreicher Kinderrechts orga ni sa tionen
wäre die Aufnahme von Kinder rechten
in das Grundgesetz die effektivste Me  -
thode, um die Rechts position aller Kin der
zu stärken und letztgültig klarzustellen,
dass das Wohl der Kinder – wie in Ar  -
tikel 3 der UN-Kinderrechts kon ven tion
festgelegt – bei allen sie betreffenden
Ent scheidungen »vorrangig zu berück -
sichtigen« ist.

Dazu müssten in der Formulierung
die drei Säulen der UN-Kinderrechts -
kon vention »Schutz, Förderung und
Be teiligung« allerdings auch explizit fest -
gehalten sein.

Zusammenfassend lässt sich sagen,
dass eine Positionierung der Kinder rechte
etwa als Artikel 2 a geeigneter er scheint,
die Bandbreite der implizierten Schutz-,
Förderungs- und Betei li gungs rechte 
zu spiegeln, da eine Fest legung auf das
Fami lienrecht vermieden würde.

Vor dem Hintergrund der aktuellen
Gesetzeslage zum Kinderschutz im enge-
ren Sinne wäre die Aufnahme ins Grund  -
gesetz im Wesentlichen eine Klarstellung.
Diese Klarstellung würde allerdings nicht
nur das Verhältnis von Bund, Ländern
und Kommunen berühren, sondern auch
Rechtsbereiche, in denen der Kinder schutz
bisher überhaupt keine Rolle spielt, wie
zum Bei spiel im Verkehrs recht. Das wie -
derum macht eine Grund gesetz änderung
für den Kinderschutz sowohl im engeren
als auch im weiteren Sinne wertvoll.
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Dr. Sebastian Sedlmayr

Deutsches Komitee für UNICEF
Höninger Weg 104
50969 Köln

Telefon: 0221/93650-282
E-Mail: sebastian.sedlmayr@unicef.de

Literatur

Sozialdemokratische Partei Deutschland (SPD)
(2007): 
SPD-Pressemitteilung 695/07 
vom 3. Dezember 2007.

Deutsche Presseagentur (dpa) (2007): 
Fritsch für besseren Kinderschutz. Justiz-
Landtagspräsident will Gesetzesänderung. 
In: Märkische Allgemeine vom 4. Dezember 2007

Erdmann, Lisa (2008): 
Störfall Kindergarten. 
In: Spiegel online vom 22. Oktober 2008
(http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,151
8,585583,00.html-05.08.2009)

Kögel, Anette (2008): 
Kinder zu laut: Kita muss ausziehen. 
In: Der Tagesspiegel Berlin vom 19. November
2008.
(www.tagesspiegel.de/berlin/Kita-Schliessung;
art270,2664541-05.08.2009)

Wiesner, Reinhard (2008): 
Kinderrechte in die Verfassung!? 
In: Zeitschrift für Kindschaftsrecht und
Jugendhilfe – ZKJ, H. 5, S. 225–229.



Was gilt uns das Völkerrecht?

Wenn von Globalisierung die Rede
ist, laufen bei uns nicht nur Gedanken -
ketten über komplexe weltwirtschaftliche
Zusammenhänge ab; inzwischen ist uns
die Problematik so nah gerückt, dass wir
davon – sei es von Ängsten, sei es von
Bereitschaft zur Initiative – unmittelbar
berührt und emotional betroffen sind.
Vielleicht gewinnt auch die Klima  pro ble -
matik allmählich diese Erlebnis dimension.

In anderen Zusammenhängen aber
verhalten wir uns durchaus anders. So
berührt es das Lebensgefühl im Allge -
mei nen nicht, dass in den letzten Jahr -
zehnten durch den Europäischen Ge richts -
hof in Luxemburg, den Europä ischen
Gerichtshof für Menschen rechte in Straß -
burg und den Inter nationalen Straf ge  -
richtshof in Den Haag samt den Sonder -
tribunalen auf der Grundlage vielge stal -
tiger internationaler Vereinbarun gen ein
weltumspannendes Rechtssystem ent-
standen ist, das – zumal in Verbin dung
mit den Menschenrechten – die her-
kömmliche Vorstellung von nationaler
Begrenztheit der Rechtsräume sprengt
und geeignet wäre, unser Rechts emp  -
finden grundlegend zu »globalisieren«.
Zwar erschallt in der gegenwärtigen
Finanz- und Wirtschaftskrise der Ruf
nach international bindenden Rechts -
regeln, wenn sie geschaffen werden oder
wo sie schon existieren, erreicht das
unsere Alltagseinstellungen aber selten.

So erregt es auch kaum Anstoß, wenn
der Kultusminister Bayerns nach einer
Nachricht des Bayerischen Eltern verban des
vom 25.2.2009 am Beispiel der so eben
von der Bundesrepublik Deutsch land
ratifizierten UN-Behin der ten rechts kon  -
vention seine Einstellung zum geltenden
Recht demonstriert: Er spiele hier nicht
mit, dem von der Kon vention geforder-
ten »inklusiven Bil dungs  system« werde er
sich »mit aller Kraft entgegenstemmen«.
Offensichtlich wird selbst auf Minister -
ebene die Bedeutung des Völker  rechts
nicht wahrgenommen.

Das Schicksal der 
UN-Kinderrechtskonvention 

Mit der UN-Kinderrechtskonvention
scheint es sich anders zu verhalten. Sie
gilt bekanntlich durch den hohen Grad
internationaler Zustimmung als das »er folg-
reichste internationale Übereinkommen
aller Zeiten«. Auch bei uns genießt sie
einen immerhin beachtlichen Be kannt  -
heitsgrad. Wenn man genauer hinsieht,
wird man freilich feststellen, dass die
Kon vention kaum als verbindlicher Völ ker   -
rechtstext, sondern eher als wohl klin -
gendes politisches Programm ver stan den
wird. So hat sich die Kultus minister -
konferenz im Beschluss vom 3.3.2006
ausdrücklich zur UN-Kinder rechts kon -
vention bekannt und zugesagt, bei der
»Erarbeitung bzw. Überarbeitung ein-
schlägiger Empfeh lungen die Grund sätze
der Kinder rechtskonvention in Zukunft
in besonderer Weise (zu) be rück sich ti -
gen«. Dass bei den Bemühun gen um die
Weiterentwicklung des Bildungs wesens
die UN-Kinderrechts konvention den
rechtlichen Maßstab gebildet hätte, ist
indessen nicht bekannt geworden. Nicht
anders ist es zuvor einem Be schluss der
Jugendminister vom 25./26. Juni 1998
zur UN-Kinder rechts kon  vention ergan-
gen. Nachhaltige Bemü hun gen zur
Anerkennung der rechtlichen Verbind -
lichkeit der Konvention sind auch in der
Jugendhilfe die Ausnahme geblieben.

Anforderungen 
der Rechtsstaatlichkeit

Bedenkt man, dass Rechtsstaatlichkeit
wesentlich damit zusammenhängt, dass
das geltende Recht geachtet wird und den
Maßstab des Handelns bildet, bewirkt
der nachlässige Umgang mit verbind -
lichem Völkerrecht nicht nur konkrete
Ungerechtigkeiten für die Betroffe nen,
indem verbürgte Rechte vorenthalten
werden, er offenbart zugleich ein nicht
hinnehmbares rechtsstaatliches Defizit.

Um das genauer bewerten zu können,
muss man sich vergegenwärtigen, wie
von der Bundesrepublik übernommene
völkerrechtliche Verpflichtungen in unse-
re Rechtsordnung hineinwirken. Dabei
treffen wir auf ärgerliche Unkenntnis
und zahlreiche Fehldeutungen. Ein erstes
Missverständnis hängt mit Art. 25 des
Grundgesetzes zusammen. Dort heißt es,
dass die »allgemeinen Regeln des Völker -
rechts … Bestandteil des Bundesrechtes«
seien. Diese Regeln gelten unmittelbar,
also ohne besondere »Transformation«
durch ein innerstaatliches Gesetz. Daraus
wird häufig der Schluss gezogen, außer-
halb dieser allgemeinen Regeln zeitige das
Völkerrecht Rechtswirkungen nur, wenn
es speziell in innerstaatliches Recht »trans -
formiert« sei. Richtig ist, dass ein solcher
Transformationsprozess im All ge meinen
erforderlich ist, wenn der Einzel ne aus
einem völkerrechtlichen Übereinkommen
individuelle Rechte herleiten will. Doch
das berührt nicht die Tat sache, dass ein
solches Übereinkommen zunächst einmal
wie jeder Vertrag die Vertrags par teien
gegenseitig bindet und verpflichtet, die
eingegangenen Verpflichtungen zu erfül-
len. Es bestehen verbindliche Staaten -
verpflich tungen. Das ist geltendes Recht.

Erfüllt ein Staat diese Verpflichtungen
nicht, verhält er sich völkerrechtswidrig.
Anders als bei Kriegsverbrechen oder
einem Verstoß gegen die »Maastricht-
Kriterien« gibt es zwar nicht immer harte
Sanktionen, doch fordern die Vereinten
Nationen in der UN-Kinder rechts kon -
vention wie in anderen Übereinkommen
eine amtliche Bericht erstat tung über Fort   -
schritte und Hindernisse bei der Um set -
zung, und der zuständige UN-Aus schuss
für die Rechte des Kindes in Genf hat
sich auch nicht gescheut, aufgedeckte Ver -
stöße gegen das Völker recht klar beim
Namen zu nennen. Kein Staat kann sich
auf Dauer solcher Kritik aussetzen, ohne
seinen Ruf als verlässlicher Vertrags part ner
zu riskieren.
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Konsequenzen für die bundesdeutsche Praxis
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Bekanntlich hat die Bundesrepublik
Deutschland anlässlich der Ratifizierung
der UN-Kinderrechtskonvention »Vor be -
halte« erklärt und sich bemüht klarzustel -
len, dass es sich bei dem Überein kom men
»nur« um Staatenverpflich tun gen handele.
Das entlässt sie also keineswegs aus ihrer
völkerrechtlichen Verant wort lich keit,
und es ist das gute Recht der Nicht regie -
rungs organisa tionen, Defizite bei der
Umsetzung der Kon ven tion immer wieder
als Völker rechtsverstoß zu skandalisieren.

Die Sonderstellung des
Vorranggebots nach Art. 3 UN-KRK 

Der Hinweis auf bloße Staaten ver pflich-
tungen ist in dieser allgemeinen Form
aber auch unzutreffend. Denn von dem
generellen Transformations  erforder nis
gibt es gewichtige Ausnahmen. Das ist
insbesondere der Fall, wenn völkerrecht-
liche Bestimmungen self executing, also
»selbstvollziehend« sind, weil sie ih rem
Inhalt nach einer besonderen Trans for -
mation in innerstaatliches Recht we der
fähig noch bedürftig, sondern aus sich
heraus anwendungsfähig sind. Das wird
interessant bei Art. 3 der UN-Kin der -
rechtskonvention, wenn es dort heißt:

»Bei allen Maßnahmen, die Kinder
betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen
oder privaten Einrichtungen der sozialen
Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden
oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden,
ist das Wohl des Kindes ein Gesichts punkt,
der vorrangig zu berücksichtigen ist.«

Zwar kennen wir in unserer Rechts -
ordnung, etwa im Baurecht, ähnliche
Vorrangregeln. Dass das Wohl der Kin der
aber ganz generell und »bereichs unab  -
hän gig« jedem anderen Interesse gegen -
über mit Vorrang zu berücksichtigen sei,
diese Regel kennt nur die UN-Kin  der -
rechtskonvention – inhaltlich überein-
stimmend mit Art. 24 der Grund rechte -
charta der Europäischen Union. Diese
Bestimmungen geben eine Ab wägungs  -
regel vor, die im Wege einer Transfor -
mation praktisch nur wortgleich wieder-
holt werden könnte. So haben wir hier
einen wichtigen Fall »selbstvollziehen-
den« Völkerrechts vor uns, eine Regel,
die ohne Weiteres als innerstaatliches
unmittelbar anzuwendendes Recht zu
beachten ist (Lorz 2003, S. 16ff ).

Rechtliche Konsequenzen

Als unmittelbar anzuwendendes Völ -
ker  recht ist Art. 3 UN-KRK zweifellos
mehr als ein bloßes Programm. Unab   -
hän gig von allen weiteren Schritten der
Umsetzung, die nach der Konven tion
erforderlich sind, verpflichtet Art. 3 UN-
KRK den Rechtsanwender zur vollum-
fänglichen Berücksichtigung des be -
schrie   benen Kindeswohlvorrangs. Das
Kin des wohl ist sowohl zwingender Aus -
le gungs- und Abwägungsgesichts punkt
als auch verbindliche Ermessens leitlinie.
Das heißt: Jede Entscheidung, die Kin -
der berührt, muss deren Belange mit
Vor rang in die Interessenabwägung ein-
beziehen.

Doch darin erschöpfen sich die
Rechts  wirkungen nicht. Art. 3 UN-KRK
eröffnet in erheblichem Umfang kon -
krete Rechtsschutzmöglichkeiten. Zwar
las sen sich aus dieser Bestimmung keine
Leistungsansprüche herleiten, doch be -
gründet sie Verfahrensrechte, insbeson dere
eine Klagebefugnis des Kindes ge gen über
allen es belastenden Maß nahmen, die
möglicherweise gegen den Kindeswohl -
vorrang verstoßen. Das muss nicht in
jedem Fall dazu führen, dass die Interes -
sen des Kindes am Ende obsiegen; im
Einzelfall können sich bestimmte In -
teressen als noch gewichtiger erweisen.
Entscheidungen der öffentlichen Hand,
die Belange der Kinder berühren, müs-
sen aber in gerichtlich nachprüfbarer
Weise (§§ 113, 114 VwGO) darlegen,

dass das Vorranggebot beachtet wurde.
Eine gegen diese Verfahrensvorgabe ver-
stoßende Maßnahme ist anfechtbar, weil
jeder Bürger Anspruch auf ein ordnungs-
gemäßes Verfahren hat.

Schließlich können sich die Träger der
Jugendhilfe auf Art. 3 Abs. 1 UN-KRK
zur Sicherung ihrer eigenen Einbezie hung
berufen, soweit sie im Zuge einer gesetz-
lich vorgeschriebenen Beteiligung der
Trä ger öffentlicher Belange das Kin des -
wohl zur Geltung bringen müssen. Im
Ergebnis sind also die innerstaatlichen
Wirkungen von Art. 3 Abs. 1 UN-KRK
ohne jede besondere Umsetzungs maß -
nah me beträchtlich.

Was bedeutet das praktisch?

Die Sprengkraft dieser Rechtslage ist
bisher kaum in das öffentliche Bewusst -
sein gedrungen. Man muss sich nur ver-
gegenwärtigen, dass es praktisch keinen
gesellschaftlichen Bereich gibt, der nicht
mehr oder weniger die Interessen der
nachwachsenden Generation berührt.
Wenn Art. 3 UN-KRK dann Einrichtun gen
der sozialen Fürsorge, Gerichte, Ver wal -
tungs behörden oder Gesetzgebungs  organe
zur Beachtung des Kindeswohl vor rangs
in die Pflicht nimmt, kann deutlich wer-
den, dass die UN-Kinder rechts kon ven -
tion eine grundsätzliche Umsteuerung
ver langt, indem stets und auf allen Ver -
antwortungsebenen die Interessen von
Kindern allem voranzustellen sind. Keine

UN-Kinderrechtskonvention: Umsetzung

Artikel 3
[Wohl des Kindes]

(1) Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen
oder privaten Einrichtungen der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungs -
behörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das Wohl des Kindes
ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.

(2) Die Vertragsstaaten verpflichten sich, dem Kind unter Berücksichtigung der
Rechte und Pflichten seiner Eltern, seines Vormunds oder anderer für das Kind
gesetzlich verantwortlicher Personen den Schutz und die Fürsorge zu gewähr -
leisten, die zu seinem Wohlergehen notwendig sind; zu diesem Zweck treffen sie
alle geeigneten Gesetzgebungs- und Verwaltungsmaßnahmen.

(3) Die Vertragsstaaten stellen sicher, dass die für die Fürsorge für das Kind oder
dessen Schutz verantwortlichen Institutionen, Dienste und Einrichtungen den von
den zuständigen Behörden festgelegten Normen entsprechen, insbesondere im
Bereich der Sicherheit und der Gesundheit sowie hinsichtlich der Zahl und der
fachlichen Eignung des Personals und des Bestehens einer ausreichenden Aufsicht.
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dieser Instanzen ist sich derzeit dieser
Herausforderung voll bewusst. Deshalb
kann man davon ausgehen, dass Geset zes-
vorhaben, Gerichts urteile und vor allem
Verwaltungs ent scheidungen in hohem
Maße rechtsfehlerhaft sind und nur Un -
kenntnis davor »schützt«, dass sich die
Betroffenen ihrer Rechtsmacht bewusst
sind und rechtliche Konse quen zen ge -
zogen werden.

Immerhin hat der Bundestag mit der
verfassungsrechtlichen Verankerung einer
»Schuldenbremse« bei der Staats verschul -
dung ein positives Beispiel für die Be -
ach tung der Interessen künftiger Gene  ra -
tio nen gesetzt. Schon beim Streit um die
Aufnahme von Kindergrundrechten in
das Grundgesetz ist aber nicht mehr er -
kenn bar, dass auch hier den Belangen
der Kinder Vorrang eingeräumt würde.

Auch in der Rechtsprechung hat Art. 3
UN-KRK einen schweren Stand. So eben
hat der Bundesgerichtshof (Urteil vom
18.3.2009, XII ZR 74/08) ent schie   den,
bei der Zubilligung von Be treu   ungs  -
unter halt für geschiedene Mütter sei nach
dem dritten Lebensjahr des Kindes zwar
»vorrangig stets der individuelle Um stand
zu prüfen, ob und in welchem Um fang
die Betreuung des Kindes auf andere
Wei se gesichert ist«, die UN-Kinder rechts-
konvention freilich wird vom BGH nicht
herangezogen. Dann nämlich wäre auf-
gefallen, dass der Vor rang mit Blick auf
die Betreuungs siche rung eine ganz an dere
Frage betrifft als die, ob die Be treu ung
vorrangig an den Bedürfnissen des Kindes
orientiert ist.

Doch auch in der Rechtsprechung
gibt es Lichtblicke. Das VG Stuttgart
(Urteil vom 11.10.2005, 11 K 5363/03)
hat mit ausdrücklicher Billigung des Bun   -
dessozialgerichts (Urteil vom 8. 2. 2007,
 B 9b AY 1/06 R) entschieden, die voll-
ständige Integration eines auslän dischen
Jugendlichen in die deutsche Gesellschaft
hindere die Staatsorgane an einer Ab -
schie bung, weil sie »nach Art. 3 des Über-
einkommens der Vereinten Na tio  nen
über die Rechte des Kindes (Kin der kon -
vention, BGBl. II 1992, S. 121 und 990)
das Wohl des Kindes vorrangig be rück -
sichtigen müssen«.

Am problematischsten ist die Ver wal -
tungspraxis. Zahllose Entscheidungen
über Bildungswege, insbesondere von
Kin   dern mit Behinderungen, spiegeln
schulordnungsrechtliche Aspekte und
sonstige Interessenlagen wider, nicht aber
den Vorrang des Kindeswohls bei der
Ver wirklichung seines Rechts auf chancen-
gleiche Bildung »ohne jede Diskri mi nie -
rung«. Bei der Behandlung minderjäh -
riger Flüchtlinge kann kaum davon die
Rede sein, hier würde nach den Maß   -
stäben des Art. 3 UN-KRK das Wohl der
Kinder mit Vorrang beachtet. Die Aus -
einandersetzungen um »Kinder lärm«
gehen allzu oft zum Nachteil der Kinder
aus, obwohl doch ihre Belange mit Vor -
rang behandelt werden sollen. Nicht
zuletzt die Überprüfung von Be bau ungs -
plänen würde vermutlich in zahl reichen
Fällen Rechtsverstöße gegen Art. 3 UN-
KRK zutage fördern. Zwar gehört die
Abwägung vielfältiger Belange zur stän-
digen Praxis, der Vorrang der Kinder -
belange vor allen anderen wird aber in
aller Regel nicht thematisiert – mit weit-
reichenden Folgen für den Be stand der
Bebauungspläne, und das heißt auch:
mit erheblichen finanziellen Risi ken für
die Gemeinden. Mag sein, dass manche
dieser Entscheidungen im Ergebnis halt-
bar sind; viele aber dürften schon aus
Verfahrensmängeln rechtswidrig sein,
weil die gebotene Auseinander setzung mit
der Ermessensleitlinie des Art. 3 UN-KRK
offensichtlich nicht stattgefunden hat.

Neue Ansätze für den Kinderschutz

Die ganze Fülle praktischer Rechts -
wirkungen des Vorranggebotes hat man
erst vor Augen, wenn man bedenkt, dass
das Kindeswohl nach der Kinderrechts -
konvention durch die Gesamtheit der
den Kindern zuerkannten Rechte definiert
wird (Eichholz 2007, S. 37 ff ). Dann
nämlich zeigt sich, dass jedes dieser Rechte
im Konfliktfall mit anderen In teres sen
die Vorrangstellung des Art. 3 UN-KRK
genießt. Das gilt für die Förderrechte,
für die Beteiligungsrechte, namentlich
aber auch für die Schutz rechte. Nicht
oh ne Grund nehmen diese Rechte den
breitesten Raum in der Konvention ein.
Denn hier geht es in offensichtlichster
Weise um existenzielle Ansprüche der
Kinder. Auch wenn vielfältige Fort schrit te
bis hin zum Recht auf gewaltfreie Er zie -

hung erzielt worden sind, so leidet doch
auch der Kinder schutz darunter, dass es
dem politischen Ermessen anheimgegeben
erscheint, was konkret durchsetzbar ist.
Dass hier völkerrechtlich bindende Be -
stim  mungen vorliegen, die (staatliches)
Handeln zur Pflicht machen, wird selten
gesehen und in der Praxis wenig genutzt.

Wenn beispielsweise nach den letzten
Skandalen um Kinderpornografie dem
Vorschlag der Familien- und Jugend -
minis  te rin, den Zugang zu kinderporno-
gra fischen Seiten im Internet zu blockie-
ren, entgegengehalten wurde, damit
 würden Grundrechte der Anbieter und
Inter    net  nutzer untergraben, so ist nach
Art. 3 UN- KRK auf den Vorrang des
Kinder schutzes zu verweisen. Zwar hat
die UN-Kinder rechtskonvention keinen
Verfas  sungs rang, aber die völkerrecht -
liche Staa ten ver pflich  tung, den Kindes -
wohl vor rang zu sichern, ist gerade auch
hinsichtlich der Grundrechte zu verwirk-
lichen. Des  halb wird man mithilfe der
UN-Kinder rechts konvention Internet  -
blockaden in diesem Bereich als Staaten -
verpflichtung einfordern können, eine
Maß nahme, die in Ländern wie Nor we -
gen, Finnland, Dä   ne mark und Groß   -
britan nien zum Schutz der Kinder vor
se xu eller und kommerzieller Aus beu tung
längst umgesetzt wurde.

Unbeachtlichkeit der Erklärungen 
der Bundesregierung

Dass diese vielfältigen Mängel die
Praxis belasten, hängt wesentlich mit den
erwähnten »Vorbehalten« der Bundes re -
gierung gegen die Konvention zusammen.
Indem die Bundesregierung nur Staaten -
verpflichtungen anerkennen wollte und
überdies jeden Hand lungsbedarf ver nein -
te, hat sich der Eindruck festgesetzt, die
rechtliche und praktische Be deu tung des
Übereinkommens sei ohne Kon se quen -
zen, solange diese Erklä  run gen in der
Welt seien. Bis heute wird da her um die
Rücknahme der Erklärun gen gerungen.

Bemerkenswert ist allerdings, dass die
Bundesregierung selbst inzwischen davon
abgerückt ist, von »Vorbehalten« zu spre-
chen. Die Rede ist heute nur noch von
»Interpretationserklärungen«. In der Tat:
Würde es sich um echte Vorbehalte han-
deln, wären sie nach Art. 51 UN-KRK
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unzulässig gewesen, weil das Infrage stel -
len jeder individualrechtlichen Bedeut -
samkeit »Ziel und Zweck« des Überein-
kommens, Kindern eine konkret bessere
Rechtsstellung zu verschaffen, verneint
hätte. In solchem Fall ist ein Vorbehalt
unzulässig. »Interpretationserklärungen«
haben eine ganz andere Bedeutung. Sie
bringen in zulässiger Weise das Rechts -
verständnis des Vertragsstaats zum Aus  -
druck. Sie sind als bloße Rechts meinung
völkerrechtlich aber unbeachtlich. Juris -
tisch sind die damaligen Erklärungen
deshalb ohne Bedeutung.

Eine bemerkenswerte Einschätzung
hat das Verwaltungsgericht Stuttgart
(a.a.O.) vorgenommen. Es ist davon aus-
gegangen, dass die allgemeinen Grund -
sätze des Übereinkommens und damit
namentlich das Vorranggebot des Art. 3
UN-KRK bereits zum Völkergewohn -
heits  recht geworden sind. »Soweit aber«,
so heißt es, »die Kinderrechtskonvention
Inhalt des Völkergewohnheitsrechts ist
(vgl. Doehrung: Völkerrecht. Heidelberg
1999, Rdnr. 981), bleiben daraus abge -
leite   te Rechte nach Art. 25 GG … unbe-
rührt« – sie gelten unmittelbar. Es muss
unter rechtsstaatlichem Gesichtspunkt zu
denken geben, wenn Rechtsregeln, die 
in der Völkerrechtsgemeinschaft bereits
zum Gewohnheitsrecht zählen, bei uns
immer noch keine angemessene Beach -
tung finden.

Kontakt

Dr. Reinald Eichholz

National Coalition für die Umsetzung
der UN-Kinderrechtskonvention in
Deutschland
Mühlendamm 3
10178 Berlin

Telefon: 030 /40040218
E-Mail: Reinald.Eichholz@t-online.de
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Vor dem Hintergrund spektakulärer
Fälle von Misshandlung und Vernach läs -
si gung ist es in den vergangenen Jah ren
in Deutschland zu einer neuen Dis kus sion
über den Umgang mit Kindes wohl ge -
fähr dung gekommen. Gesetzliche Ände-
rungen wurden vorgenommen (Reform
des § 1666 BGB, Einfügung des § 8 a 
in das SGB VIII u.a.), fachliches Han  deln
soll das Wohl der Kinder stärker im Blick
haben und die BürgerInnen werden auf-
gefordert, besser hinzuschauen, wenn
Kin der gefährdet sind. Bei all diesen Dis -
kussionen wird stillschweigend voraus -
gesetzt, dass schon gewusst wird, was un -
ter dem Begriff Kindeswohl verstanden
werden muss. Das Gegenteil ist jedoch
der Fall: Kaum ein Begriff ist so umstritten,
so sehr von Werturteilen und dem his -
torisch-kulturellen Kontext abhängig wie
eben der des Kindeswohls.

Das sogenannte Kindeswohl ist der
am meisten strapazierte und zugleich am
heftigsten umstrittene Begriff, wenn es
darum geht, Entscheidungen für Kinder1

und mit Kindern zu treffen und zu be -
gründen. Was wann und unter welchen
Umständen im wohlverstandenen Inte -
res se eines Kindes liegt, darüber gehen
die Meinungen bei JuristInnen, Medi zi -
nerInnen, PsychologInnen, Pädago gIn -
nen, SozialarbeiterInnen und nicht zu letzt
bei Eltern häufig auseinander. Als Kon -
stante im zumeist dissonanten Kon zert
der unterschiedlichen Positionen kann
allenfalls ausgemacht werden, dass die
Kinder selbst zu der Frage, was in ihrem
besten Interesse liegt, oft nicht einmal
gehört werden.

Kindeswohl: Zentraler Bezugspunkt
und unbestimmter Rechtsbegriff

In rechtlicher Perspektive ist das Kin -
des wohl – national wie international –
die zentrale Norm und der wichtigste
Bezugspunkt im Bereich des Kind schafts-
und Familienrechts. Andererseits steht an
keiner Stelle irgendeines Geset zes, was
unter dem Begriff Kindeswohl eigentlich

zu verstehen ist. Juristisch han delt es sich
hierbei um einen unbestimmten Rechts -
begriff, der sich einer allgemeinen Defi -
ni tion entzieht und daher der Inter pre ta -
tion im Einzelfall bedarf. Um eine solche
auf den Einzelfall bezogene Aus le gung
vorzunehmen, sind JuristInnen regelmä-
ßig auf außerjuristische Erkennt nisse
angewiesen.

Hier jedoch – in den Medizin- und
Sozialwissenschaften – treten ähnliche
Schwierigkeiten der Definition auf. Zwar
behaupten Fachkräfte im Einzelfall zu
wissen, was das Beste für ein Kind sei.
Vor die Aufgabe gestellt, allgemeine
Voraus setzungen des Kindeswohls anzu -
ge ben, müssen aber auch sie zumeist
kapitulieren. Bestenfalls wird der Ver such
unternommen, durch die Angabe nega -
tiver Bedingungen, bei deren Vor liegen
das Kindeswohl keinesfalls gesichert ist,
einen Ausweg aus der Misere zu finden.

Welche Konsequenzen sind hieraus zu
ziehen? Sollten wir überhaupt aufgeben,
nach einer Definition des Begriffs Kin des-
wohl zu suchen? Handelt es sich um eine
Schimäre, der wir nachjagen? Soll ten wir
zulassen, dass sich jede Profes sion, jede
Interessengruppe, letztlich jeder Einzelne
einen eigenen Begriff zulegt nach dem
Motto »anything goes«? Löst sich der
Be griff des Kindeswohls auf in den un ter -
schiedlichen Perspektiven der jeweils Be -
teiligten?

Eine extreme Relativierung oder gar
Aufgabe des Kindeswohl-Begriffs ist we -
der zu rechtfertigen noch zu verantworten.
Sie wäre mit fatalen Folgen be sonders für
die Kinder verbunden. Demgegenüber
wird im Folgenden der Versuch gemacht,
eine begriffliche Klä  rung vorzunehmen,
Impulse aus der UN-Kinderrechts kon  -
ven tion (UN-KRK) und der deutschen
Rechtsordnung aufzugreifen, die Diskus -
sion um kindliche Grund bedürfnisse zu
berücksichtigen, eine Arbeitsdefinition
des Begriffs Kin des wohl vorzuschlagen,
das Verhältnis von Kindeswohl und Kin -
deswille zu diskutieren sowie Verfah rens -

schritte an zugeben, deren Einhaltung
eine bestmög liche Sicherung des Kindes -
wohls ermöglicht.

Begriffliche Orientierungen

Der im deutschsprachigen Raum ge -
bräuchliche Begriff des Kindeswohls findet
seine angelsächsische Entspre chung in den
beiden Begriffen »wellbeing of the child«
(Wohlsein des Kindes) bzw. »best inter-
ests of the child« (beste Interessen des Kin -
des). Die entsprechenden frankophonen
Begriffe lauten »bien-être de l’enfant«
bzw. »l’interêt supérieur de l’enfant«.

Während der Begriff des »wellbeing«
vor allem im Zusammenhang mit ge sund -
heitlichem Wohl bzw. Wohl  befin den
benutzt wird, findet der Begriff der »best
interests« überwiegend im rechtlichen
Kontext Verwendung. Entsprechend lautet
die offizielle von der Weltgesund heits -
organisation (WHO) seit 1946 gebräuch-
liche Definition von Gesundheit unter
Verwendung des Begriffs »wellbeing« wie
folgt: »Health is a state of complete phy-
si cal, mental and social well-being and
not merely the absence of disease or in -
fir mity«. Im englischsprachigen Original
der UN-KRK ist demgegenüber in der
Regel von den »best interests of the child«
die Rede, was dann in der deutschen
Fassung mit dem Begriff Kindeswohl
übersetzt wird. 

Im Begriff des Wohlseins fließen sub-
jektive (Wohlbefinden) und objektive
Aspekte (feststellbare Tatsachen guten
Befindens) zusammen. Demgegenüber
rückt der Begriff der »besten Interessen«
die geäußerten Interessen (den Willen)
und die objektiven (wohlverstandenen)
Interessen in den Mittelpunkt.

Jörg Maywald

Zum Begriff des Kindeswohls
Impulse aus der UN-Kinderrechtskonvention

1 Gemäß Art. 1 der UN-Kinderrechtskonvention ist
ein Kind jeder Mensch, der das achtzehnte
Lebensjahr noch nicht vollendet hat. Wenn im
Folgenden von Kindern die Rede ist, sind daher
Jugendliche immer mit gemeint.
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Da die deutsche Sprache zwischen den
Konzepten des »wellbeing of the child«
und der »best interests of the child« nicht
differenziert, sondern zu meist beide Be -
griffe mit »Kindeswohl« übersetzt, vereint
dieser hoch verdichtete Begriff in sich
sowohl die subjektiven Aspekte des Wil  -
lens und der Befind  lichkeit des Kindes
als auch die objek   tiven kindlichen In te -
ressen und den Zustand des Kindes.

Mehrfach existieren Versuche, den
Begriff des Kindeswohls näher zu de fi nie -
ren. Besonders einflussreich wurden die 
Veröffentlichungen des Autorentrios 
J. Goldstein, A. Freud und A. J. Solnit
(vgl. Goldstein u.a. 1974, 1982, 1988).
Anhand von Fallanalysen entwickelten
sie Empfehlungen für die Unterbringung
von Kindern nach hoch strittigen Tren -
nun gen bzw. Scheidungen der Eltern
und im Zusammenhang mit Verlassen,
Ge walt, Vernachlässigung oder sexuellem
Miss brauch durch sorgeverantwortliche
Per sonen.

Als allgemeine Richtlinie für die
 Kindesunterbringung schlagen sie vor,
an statt vom »Wohl des Kindes« von der
»am wenigsten schädlichen Alternative
zum Schutz von Wachstum und Ent -
wicklung des Kindes« zu sprechen. Die
am wenigsten schädliche Alternative ist
ihnen zufolge »die Unterbringung und
die Verfahrensweise, die – unter Berück -
sichtigung des kindlichen Zeitgefühls
und auf der eingeschränkten Grundlage
kurzfristiger Prognosen – die Chance des
Kindes erhöhen, erwünscht zu sein, und
die es ermöglichen, dass das Kind eine
dauerhafte Beziehung mit wenigstens
einem Erwachsenen eingeht, der seine
psychologische Elternperson ist oder wer -
den wird« (Goldstein u.a. 1974, S. 49).

Obwohl die AutorInnen ihren Vor -
schlag ausdrücklich auf Fälle beziehen,
in denen Kinder bereits Opfer ihrer so -
zialen Umweltbedingungen wurden und
bei denen daher die Anstrengungen darauf
gerichtet sein müssen, sie vor wei teren
Schäden (sekundärer Trauma ti sie rung)
zu schützen, hat die Formel von der »am
wenigsten schädlichen Alter native« (least
detrimental alternative) vielfach Eingang
in die allgemeine Praxis von Entschei -
dungen mit Bezug zu Kindern gefunden.

Tatsächlich bietet der Hinweis auf
mehrere Alternativen, von denen die für
das Kind jeweils am wenigsten schädliche
Alternative zu wählen sei, beträcht liche
Vorteile, wird dadurch doch deutlich, dass
jede das Kindeswohl betreffende Ent schei-
dung prinzipiell uneindeutig, d.h. mit
nicht sicher abschätzbaren Risi ken und
Nebenwirkungen behaftet ist, und dass
daher eine bewusste Abwägung zwischen
den zur Verfügung stehenden Alterna -
tiven zu erfolgen hat.

Allerdings – und darin liegt eine be -
deutsame Schwäche dieser Definition –
fehlt ihr ein normativer Bezug, durch
den deutlich werden würde, was Kinder
haben sollten bzw. was ihnen zusteht. 
Da nur von den jeweils aktuell bestehen-
den Alternativen ausgegangen wird, kann
nicht erkennbar werden, welche Aspekte
des kindlichen Wohls vernachlässigt wer-
den (müssen), da bessere Alternativen
(noch) nicht bestehen oder in der zur
Verfügung stehenden Zeit nicht geschaf-
fen werden können. Mit anderen Wor ten:
Das in dem Begriff des Kindeswohls
 liegende Gebot der Optimierung bleibt
definitionsgemäß außer Betracht.

Das Kindeswohl in der UN-
Kinderrechtskonvention

Das Kindeswohl (best interests of the
child) gehört zu den zentralen Begriffen
der UN-KRK. In Artikel 3 Abs. 1 der
Konvention heißt es: »Bei allen Maß nah -
men, die Kinder betreffen, gleichviel ob
sie von öffentlichen oder privaten Ein  -
rich tungen der sozialen Fürsorge, Ge rich -
ten, Verwaltungsbehörden oder Ge setz -
gebungsorganen getroffen werden, ist das
Wohl des Kindes ein Gesichts punkt, der
vorrangig zu berücksichtigen ist.«

Das Prinzip des Vorrangs des Kindes -
wohls ist bereits in der Vorgängerin der
UN-KRK, der »Deklaration über die
Rechte des Kindes« vom 20. November
1959 enthalten, wo es heißt: »The child
shall enjoy special protection, and shall
be given opportunities and facilities,
by law and by other means, to enable
him to develop physically, mentally, mo -
rally, spiritually and socially in a healthy
and normal manner and in conditions 
of freedom and dignity. In the enactment
of laws for this purpose, the best interests

of the child shall be the paramount con -
si deration« (Principle 2). Die hier ge -
wähl te Formulierung des Kindeswohls
als »the paramount consideration«, also
»dem obersten Gesichtspunkt«, geht so gar
über die Formulierung in der UN-KRK
hinaus, beschränkt sich dort allerdings
auf den Bereich der Gesetzgebung, wäh-
rend sich der Vorrang des Kindes wohls
gemäß der Konvention auf sämtliche Kin -
der betreffende Entscheidungen bezieht.

Die Reichweite des Kindeswohl -
vorrangs nach Artikel 3 Abs. 1 UN-KRK
ist umfassend und bezieht sich ausdrück -
lich auf »alle Maßnahmen, die Kinder
betreffen, gleichviel ob sie von öffent-
lichen oder privaten Einrichtungen der
sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungs-
behörden oder Gesetzgebungsorganen
getroffen werden«. Damit sind nicht nur
gesetzgeberische Akte, sondern sämtliche
administrativen Maßnahmen sowohl
staatlicher als auch privater bzw. frei-
gemeinnütziger Institutionen einbezogen,
unabhängig davon, ob sich diese Maß -
nahmen auf ein einzelnes Kind oder auf
eine Gruppe von Kindern beziehen.

Eine nähere begriffliche Bestimmung
dessen, was unter dem Kindeswohl zu
verstehen ist, hat der für die Inter pre ta tion
der UN-KRK maßgebliche UN-Ausschuss
für die Rechte des Kindes bisher nicht
gegeben. Der Ausschuss hat jedoch wie -
derholt deutlich gemacht, dass sämtliche
Bestimmungen der Konvention in einem
unauflösbaren Zusammenhang stehen
und als Einheit betrachtet werden müs-
sen. Dies gilt insbesondere für die vier
sogenannten allgemeinen Prinzipien, zu
denen neben dem Vorrang des Kin des  -
wohls gemäß Artikel 3 Abs. 1 die Artikel 2
(Diskriminierungsverbot), Artikel 6
(Recht auf Leben und bestmögliche Ent -
wicklung) und Artikel 12 (Berück sich ti -
gung des Kindeswillens) gehören. 

Das Kindeswohl im deutschen Recht

Grundgesetz
Im Grundgesetz ist vom Kindeswohl

explizit nicht die Rede. Artikel 6 Abs. 2
spricht lediglich vom Recht der Eltern
und der zuvörderst ihnen obliegenden
Pflicht, ihre Kinder zu pflegen und zu er  -
ziehen. Allerdings gehört es zur gefes tigten
Rechtsprechung des Bundes verfassungs -
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gerichts, dass das Kind selbst Träger sub-
jektiver Rechte ist, nämlich »ein Wesen mit
eigener Menschenwürde und dem ei ge -
nen Recht auf Entfaltung seiner Per sön -
lichkeit im Sinne der Artikel 1 Abs. 1 und
Artikel 2 Abs. 1 GG« (BVerfGE 24, 119).
Daraus folgt, dass Recht und Pflicht der
Eltern an die Persönlich keits rechte des
Kindes gebunden sind. Den Maßstab der
elterlichen Handlungen und Unter las -
sun gen bildet das Kindeswohl, insbeson-
dere wenn es um die Lösung von Kon -
flik  ten geht. Dabei geht das Bundes ver -
fassungsgericht davon aus, dass »in aller
Regel Eltern das Wohl des Kindes mehr
am Herzen liegt als irgendeiner anderen
Person oder Institution« (BVerfGE 59,
360, 376).

Wenn jedoch die Eltern die Men -
schen würde des Kindes nicht respektie-
ren und seine Persönlichkeitsrechte grob
missachten, dann – so das Bundes ver -
fassungsgericht – »muss der Staat wachen
und notfalls das Kind, das sich noch
nicht selbst zu schützen vermag, davor
bewahren, dass seine Entwicklung durch
den Missbrauch der elterlichen Rechte
oder eine Vernachlässigung Scha den lei-
det. In diesem Sinne bildet das Wohl des
Kindes den Richtpunkt für den Auftrag
des Staates gemäß Artikel 6 Abs. 2 GG«
(BVerfGE 24, 119).

Bürgerliches Gesetzbuch
Im Kindschafts- und Familienrecht

des Bürgerlichen Gesetzbuchs (BGB)
gehört der Begriff Kindeswohl zu den
zentralen Regelungsanliegen. Auf den
wenigen Seiten des mit »Elterliche Sor ge«
überschriebenen Fünften Titels des Vier -
ten Buchs (Familienrecht) im BGB wird
allein mehr als zwanzig Mal der Begriff
des Kindeswohls bemüht. Die Formu -
lierungen reichen von »wenn dies dem
Wohl des Kindes nicht widerspricht«
(vgl. § 1672 Abs. 2, § 1680 Abs. 2, § 1681
Abs. 2) über »wenn dies dem Wohl des
Kindes dient« (vgl. § 1672 Abs. 1, § 1678
Abs. 2, § 1680 Abs. 2, § 1685 Abs. 1), bzw.
»wenn dies zum Wohl des Kindes erfor-
derlich ist« (vgl. § 1684 Abs. 4, § 1688
Abs. 3) oder »wenn dies dem Wohl des
Kindes am besten entspricht« (vgl. § 1671
Abs. 2) bis zu »wenn an dern  falls das
Wohl des Kindes gefährdet wäre« (vgl. 
§ 1684 Abs. 4).

Gemäß § 1666 BGB stellt eine Ge -
fähr  dung des Kindeswohls die zentrale Be -
grü  n    dungsnorm und daher das Einfalls -
tor dar für einen legitimen Eingriff des
Staates in das grundgesetzlich verbürgte
Eltern recht. Der Begriff des Kindeswohls
ist daher der Schlüsselbegriff im Span -
nungs feld von Elternrecht und staatlichem
Wächteramt und das zentrale Instru  ment
zur Auslegung von Kindesinteressen. 
In § 1697 a BGB wird das Kindeswohl
sogar zum allgemeinen Prinzip familien-
richterlicher Entscheidungen erhoben.
Denn dort heißt es: »Soweit nicht an -
deres bestimmt ist, trifft das Gericht in
Verfahren über die in diesem Titel ge re -
gelten Angelegenheiten diejenige Ent -
schei dung, die unter Berück sichtigung
der tatsächlichen Gegebenheiten und
Möglichkeiten sowie der berechtigten
Interessen der Beteiligten dem Wohl des
Kindes am besten entspricht.«

Nähere Hinweise zum Inhalt des Kin -
deswohls sind im Bürgerlichen Gesetz -
buch lediglich an zwei Stellen zu finden.
In § 1666 Abs. 1 ist davon die Rede, dass
das »körperliche, geistige oder seelische
Wohl« des Kindes gefährdet sein kann.
Damit ist deutlich gemacht, dass nicht
allein die körperliche Unversehrtheit Be -
standteil des Kindeswohls ist, sondern dass
die geistigen und seelischen Dimen sio nen
des Wohls in gleicher Weise einbezogen
sind und berücksichtigt werden müssen.

Eine weitere nähere Bestimmung des
Kindeswohls findet sich in § 1626 Abs. 3
BGB. Dort heißt es: »Zum Wohl des Kin-
des gehört in der Regel der Umgang mit
beiden Elternteilen. Gleiches gilt für den
Umgang mit anderen Personen, zu denen
das Kind Bindungen besitzt, wenn ihre
Aufrechterhaltung für seine Ent wick   lung
förderlich ist.« Mit diesen Formu lie  run gen
wird anerkannt, dass Kinder Beziehungs -
wesen sind. Das Wohl des Kindes wird
folgerichtig in Zusammen hang gebracht
mit den Beziehungen des Kindes zu sei-
nen wichtigsten Bindungs personen.

Kinder- und Jugendhilfegesetz
Auch im Sozialrecht ist das Wohl des

Kindes weit oben angesiedelt. In § 1 Abs.
3 des Kinder- und Jugendhilfegesetzes
(SGB VIII) heißt es u. a., dass »Jugend  -
hilfe (…) Kinder und Jugendliche vor
Gefahren für ihr Wohl schützen« soll.
Der Schutzauftrag bei Kindes wohl ge fähr -

dung wird näher konkretisiert in dem
2005 neu in das SGB VIII eingeführ ten
§ 8a. Gemäß § 27 Abs. 1 SGB VIII ha ben
Personen sorge berech tigte bei der Erzie -
hung eines Kindes oder eines Ju gend  -
lichen Anspruch auf Hilfe zur Erzie hung,
»wenn eine dem Wohl des Kindes oder
des Jugendlichen entsprechende Erzie  hung
nicht gewährleistet ist und die Hil fe für
seine Entwicklung geeignet und notwen-
dig ist«. Weitere ausdrückliche Bezüge
auf das Kindes wohl finden sich in den
§§ 38 (Vermitt lung bei der Aus übung
der Personen sorge), 42 (Inobhut nahme
von Kindern und Jugendlichen) und 44
(Erlaubnis zur Vollzeitpflege).

Grundbedürfnisse von Kindern

Der US-amerikanische Psychologe
Abraham H. Maslow entwickelte 1958
das Modell einer Bedürfnishierarchie, das
seitdem zumeist in Form einer Be dürf -
nis pyramide bekannt wurde. Das Modell
unterscheidet fünf Stufen, darunter (von
unten nach oben) (1) die körper lichen
Grundbedürfnisse wie Atmung, Wärme,
Nahrung, Schlaf und Sexualität, (2) das
Bedürfnis nach ausreichender Sicherheit
(u.a. körperliche Unversehrtheit, Ge sund-
heit, ethische bzw. religiöse Orien  tie run -
gen, Gesetze und Riten sowie Lebens -
planung), (3) das Bedürfnis nach sozia-
len Beziehungen (u. a. im Rahmen von
 Fami lie, Partnerschaft, Freundeskreis,
Nach  barschaft und gesellschaftlichen
Kon takten), (4) das Bedürfnis nach so zi -
aler Anerkennung (u. a. durch Status,
Wohlstand, Geld, Macht, Auszeichnun -
gen) sowie (5) das Bedürfnis nach Selbst -
verwirklichung (z.B. durch individu elle
Talententfaltung, Altruismus, künst -
lerische Betätigung oder Welt erklärung).
Maslow zufolge versucht der Mensch
zunächst, die Bedürfnisse der unteren
Stufen zu befriedigen, bevor die nächsten
Stufen für ihn Bedeutung erlangen. Eine
solche hierarchisierte Auflistung der
Bedürfnisse ist allerdings unter kinder-
rechtlichen Gesichtspunkten kritisch zu
betrachten, weil dadurch nahegelegt
wird, dass bestimmte Bedürf nisse weni-
ger wichtig seien als andere.

Ein erster Versuch einer Konkreti sie rung
spezifisch kindlicher Bedürfnisse ist in
der Kindeswohl-Trilogie von J. Gold stein,
A. Freud und A. J. Solnit (vgl. Goldstein
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u.a. 1974, 1982, 1988) zu finden. Zu den
grundlegenden Bedürfnissen rechnen sie
Nahrung, Schutz und Pflege, intellektu -
elle Anregungen und Hilfe beim Ver  -
stehen der Innen- und Außenwelt. Außer -
dem brauche das Kind Menschen, die
seine positiven Gefühle empfangen und
er widern und sich seine negativen Äuße-
rungen und Hassregungen gefallen las-
sen. Sein Selbstgefühl und seine Selbst -
sicherheit im späteren Leben bleibe
abhängig von seiner Stellung innerhalb
der Familie, d.h. von dem Gefühl ge -
schätzt, anerkannt und als vollwertiges
Familienmitglied betrachtet zu werden.

Ein neuerer Vorschlag, einen Katalog
von Grundbedürfnissen (Basic Needs) zu
definieren, stammt von dem amerikani-
schen Kinderarzt T. B. Brazelton und
dem Kinderpsychiater S. I. Greenspan.
In ihrem Beitrag »Die sieben Grund -
bedürfnisse von Kindern« (vgl. Brazelton/
Greenspan 2002) kommen sie zu fol -
gender Auflistung: (1) Bedürfnis nach
beständigen liebevollen Beziehungen; 
(2) Bedürf nis nach körperlicher Unver -
sehrtheit und Sicherheit; (3) Bedürfnis
nach individuellen Erfahrungen; 
   (4) Bedürfnis nach ent wick lungs gerech -
ten Erfahrungen; (5) Bedürfnis nach
Grenzen und Strukturen; (6) Bedürfnis
nach stabilen und unterstützenden Ge -
meinschaften; (7) Bedürfnis nach einer
sicheren Zukunft für die Menschheit.

Kindeswohl: Eine Arbeitsdefinition

Der Begriff des Kindeswohls ist das
zentrale Instrument zur Auslegung von
Kindesinteressen, sowohl in Bezug auf
ein einzelnes Kind als auch Kinder als
Gruppe betreffend. Eine nähere begriff -
liche Bestimmung muss daher so präzise
und trennscharf wie möglich und zu -
gleich ausreichend flexibel sein, um der
Kontextgebundenheit und Kom ple xi tät
jedes Einzelfalls zu genügen.

Die folgenden vier Elemente sollten
Bestandteil einer Definition sein:
1 Orientierung an den Grundrechten

aller Kinder als normative, beinahe
universell anerkannte Bezugspunkte
für das, was jedem Kind zusteht, auch
wenn unvermeidbar ist, dass die in
den Kinderrechten enthaltenen
Versprechen immer nur näherungs-

weise eingelöst werden (können);
2 Orientierung an den Grundbedürf nis -

sen von Kindern als empirische Be -
schrei bungen dessen, was für eine
normale kindliche Entwicklung im
Sinne anerkannter Standards unab-
ding bar ist;

3 Gebot der Abwägung als Ausdruck
der Erkenntnis, dass Kinder betreffen-
de Entscheidungen prinzipiell mit
Risiken behaftet sind und daher ver-
sucht werden muss, die für das Kind
jeweils günstigste Handlungs alterna -
tive zu wählen;

4 Prozessorientierung als Hinweis auf
die Tatsache, dass Kinder betreffende
Entscheidungen aufgrund ihrer starken
Kontextabhängigkeit einer laufenden
Überprüfung und gegebenenfalls
Revision bedürfen.

Vor diesem Hintergrund wird folgen-
de Arbeitsdefinition vorgeschlagen:
Ein am Wohl des Kindes ausgerichtetes
Handeln ist dasjenige, welches die an den
Grundrechten und Grundbedürfnissen von
Kindern orientierte, für das Kind jeweils
günstigste Handlungsalternative wählt.

Kindeswohl und Kindeswille

Ein an den Grundrechten des Kindes
orientiertes Verständnis des Kindeswohls
schließt die Berücksichtigung des Kindes  -
willens ein. Bezugspunkt dafür ist das in
Artikel 12 Abs. 1 der UN-KRK nieder -
gelegte Recht des Kindes auf Beteiligung
an allen es betreffenden Entscheidungen.
Entsprechende Regelungen in der deut-
schen Gesetzgebung sehen eine Betei li gung
des Kindes an es betreffenden An ge  le gen-
heiten im Rahmen der Familie (§ 1626
Abs. 2 BGB) bzw. im Rahmen von Hilfe  -
planung (§ 36 Abs. 1 SGB VIII) vor. In
zivilrechtlichen Kindes schutz verfahren
erfolgt die Beteiligung des Kindes durch
persönliche Anhörung  (§ 159 FamFG)
bzw. durch die Bestel lung eines Ver -
fahrensbeistands (§ 158 FamFG) in den
jeweils dafür vorgesehenen Fällen.

Das Recht des Kindes auf Beteiligung
nach Artikel 12 Abs. 1 der UN-KRK ist
nicht an eine Altersgrenze gebunden und
gilt ohne jede Diskriminierung für alle
Kinder. Besondere Herausforderungen
ergeben sich im Falle junger, der Sprache
noch nicht mächtiger Kinder sowie bei

Kindern mit besonderen Bedürfnissen
zum Beispiel aufgrund von Krankheit,
Behinderung, Migrations- oder Gewalt -
erfahrung. Hier sind besondere (u.a.
empathische) Fähigkeiten der verantwort   -
lichen Erwachsenen notwendig, um auch
diese Kinder angemessen an den sie be -
treffenden Entscheidungen zu beteiligen.

Die Verpflichtung zur Beteiligung des
Kindes bezieht sich auf alle Kinder
berührenden Angelegenheiten auf allen
Ebenen: Familie, Kindergarten, Schule
und Freizeiteinrichtungen gehören eben-
so dazu wie Medien, Einrichtungen der
Jugendhilfe oder des Gesundheits bereichs
(z.B. Heime, Pflegefamilien, Kranken -
häu   ser), Familiengerichte, Jugend ge richts-
barkeit und Asylverfahren sowie Ent -
scheidungen im gesellschaftlichen und
politischen Bereich auf lokaler, regionaler
und (inter-)nationaler Ebene.

Die Berücksichtigung des Kindes -
willens als bedeutsamer Teilaspekt des
Kindeswohls bedeutet nicht, dass die
Entscheidung durch den kindlichen Wil len
(allein) bestimmt wird. Nicht eine das
Kind in zahlreichen Fällen überfordern de
Selbstbestimmung ist Ziel der Beteili -
gung des Kindes. Vielmehr soll sicherge-
stellt werden, die Sichtweise des Kindes
als Betroffener in Entscheidungs pro  -
zessen angemessen zu berücksichtigen.
Die Verpflichtung der verantwortlichen
Erwachsenen (insbesondere der Eltern),
das Kind bei der Ausübung seiner an -
erkannten Rechte zu leiten, bleibt davon
unberührt.

Auch im richterlichen Zusammen hang
hat sich der kindliche Wille im Konflikt -
fall dem Kindeswohl unterzu ord  nen.
»Der Kindeswille als Ausdruck des ›sub-
jek  tiven Kindesinteresses‹ bleibt Ge sichts -
punkt im Rahmen des übergeordneten
Entscheidungsmaßstabs Kindes wohl,
d.h. des ›wohlverstandenen Kin des     inte -
res   ses‹. Dem gemäß muss die Verträg -
lich  keit der vom Kind gewünschten Lö -
sung mit seinem ›Wohl‹ geprüft werden.
Der Kindeswille bindet das Gericht nicht.
Die ›wohlverstandenen Kindes interessen‹
können es rechtfertigen, auch von einem
grundsätzlich nachvollziehbaren Kindes -
willen abzuweichen« (Staudinger-Coester
§ 1671, Rz. 234).
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Der Vorrang des Kindeswohls 
als Verfahrensleitlinie

Das Gebot der vorrangigen Berück -
sichtigung des Kindeswohls bei allen
Kinder betreffenden Entscheidungen
gemäß Artikel 3 Absatz 1 UN-KRK ist in
erster Linie als Verfahrensrecht zu verste-
hen. Dies bedeutet, dass in sämtlichen
Bereichen, in denen Entscheidungen mit
Bezug zu Kindern getroffen werden –
unabhängig davon, ob dies zum Beispiel
die Kinder- und Jugendhilfe, den Bil -
dungs- oder Gesundheitsbereich, das
Baurecht, die Verkehrsplanung oder das
Ausländer- und Asylrecht betrifft –, die
Entscheidungsverfahren so gestaltet sein
müssen, dass das Kindeswohl als ein
 vorrangiger Gesichtspunkt berücksichtigt
wird. Ein solches, den Interessen von
Kindern gerecht werdendes Verfahren
erfordert zwei Verfahrensschritte.

Erster Verfahrensschritt: 
In einem ersten Verfahrensschritt

muss erwogen werden, welche positiven
und negativen Implikationen eine anste-
hende Entscheidung für ein Kind bzw.
für eine Gruppe von Kindern hat. Bei
einer solchen Beurteilung sind unabhän-
gige ExpertInnen ebenso einzubeziehen
wie die betroffenen Kinder selbst bzw.
deren VertreterInnen.

Zweiter Verfahrensschritt:
Anschließend müssen in einem zweiten

Verfahrensschritt die auf das Kindes wohl
bezogenen Erwägungen vorrangig berück -
sichtigt werden. Dies bedeutet nicht,
dass diese Erwägungen in jedem Fall ab -
soluten Vorrang genießen müssen, da im
 Einzelfall auch andere Interessen trotz
des mit Vorrang zu berücksichtigenden
Kindeswohls im Ergebnis höher zu be -
werten sein können.

Jede mangelnde Beachtung eines dieser
beiden Schritte kommt einer Ver let zung
des Vorrangprinzips gleich, stellt einen
Verfahrensfehler dar und führt dazu, dass
das Verfahren anfechtbar ist.
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Zum Spannungsverhältnis zwischen
Kinderschutz und Partizipation

Kinderschutz und Partizipation – dies
sind Begriffe, die man nicht ohne Wei te res
zueinander in Beziehung setzt. So stehen
auch in der UN-Kinderrechts kon ven tion
(UN-KRK) die drei zentralen Themen
Protection (Schutz), Pro vi sion (Vorsorge,
Versorgung, För de rung) und Partizi pa tion
(Mitwirkung, aktive Teil nahme) neben-
einander und in einem Spannungs ver hält  -
nis zueinander. Dieses Spannungs ver -
hältnis wird auch in der Diskussion um
»Kindeswohl und Kin des rechte« (vgl.
Dölitzsch 2006) deutlich.

Während Partizipation auf aktive Teil -
nahme, Eigenverantwortung und Gleich -
berechtigung setzt, deutet Schutz mehr
auf Fürsorge und damit auf Fremd be -
stim  mung, Paternalismus und Bevor mun-
dung hin. Bisweilen wird die Be rufung
auf den Kinderschutz sogar als Vor wand
dafür benutzt, Kindern eigene Entschei -
dungen über ihr Leben vorzuenthalten
(Liebel 2007, S. 64). Die Gren   zen zwi-
schen Protection und Over protection
mögen tatsächlich fließend sein. Den -
noch wird wohl niemand deshalb ernst-
haft den Kinderschutz als gesellschaft -
liche, staatliche und zuallererst elterliche
Verpflichtung infrage stellen wollen.
Deutlich wird aber an dieser Diskussion,
dass (Kinder-)Schutz immer ambivalent
ist. Er kann die zu schützenden Kinder
nicht nur vor Nachteilen bewahren, son-
dern – wie wir es nicht zuletzt aus der
Geschichte der Jugend hilfe wissen –,
auch stigmatisieren und ausgrenzen
(Wolff 2006, S. 42). Worauf es also
ankommt ist, in den unterschiedlichen
Aktionsformen des Kinderschutzes die
Interessen und Bedürfnisse des Kin des,
das Kindeswohl und – sofern damit ver-
einbar – den Kindeswillen in den Mittel -
punkt zu stellen. Was Kindeswohl ist,
ergibt sich dabei nicht aus fürsorglichen
Entscheidungen der Fachkräfte für Eltern
und Kinder, sondern aus einem aktiven

Beteiligungsprozess. Förderung der Ent -
wicklung von Kindern und Jugend lichen
bedeutet daher auch, sie zu befähigen,
mit Gefahren umgehen zu lernen und
sich vor Gefährdungen zu schützen.

Das Thema »Kinderschutz« in der Kin -
der- und Jugendhilfe darf deshalb nicht
auf die Wahrnehmung des Schutz auf trags
nach § 8a SGB VIII verengt wer den.
Vielmehr sind auch primär und sekundär
präventive Ansätze im Blick zu behalten.

Kinderschutz als Ziel des Ein mischungs -
auftrags der Kinder- und Ju gend hilfe
nach § 1 Abs. 3 Nr. 4 SGB VIII

Kinderschutz als (Querschnitts-)Auf   -
gabe der Kinder- und Jugendhilfe taucht
bereits in der Programmatik des § 1 Abs. 3
SGB VIII explizit unter Num mer 3 auf.
Er ist implizit aber auch im sog. Ein mi -
schungsauftrag nach Nummer 4 enthal-
ten. Denn die Schaffung und Er hal tung
einer kinder- und familienfreundlichen
Umwelt ist eine strukturelle Be dingung
für den Kinderschutz. Diese Anwalts -
funktion kann die Kinder- und Jugend -
hilfe nur im Dialog mit Eltern und Kin -
dern glaubwürdig wahrnehmen, sie setzt
also die Partizipation von Kin dern und
Jugendlichen etwa im Rahmen von Ju -
gend hilfeplanung und Stadt teil ent wick -
lung voraus. Experten sprechen insoweit
auch von »strukturellem Jugend  schutz«.

Die Vermittlung von Informationen
und Kompetenzen als Voraussetzung
für den Selbstschutz (§ 14 SGB VIII)

Dass sich Kinderschutz nicht nur in
Schutz und Fürsorge durch Erwachsene
erschöpft, sondern auch Kinder und
Jugendliche in die Verantwortung nimmt,
je nach Alter und Entwicklungs stand
zum eigenen Schutz beizutragen, ver -
deut licht der sog. erzieherische Kin der-
und Jugendschutz – im Gegensatz zum

ordnungsrechtlichen (Kinder- und) Ju -
gend  schutz. Er soll »junge Menschen be -
fähigen, sich vor gefährdenden Ein flüs  sen
zu schützen und sie zu Kritik fähigkeit,
Entscheidungsfähigkeit und Eigen verant -
wortung sowie zur Verant wortung gegen-
über ihren Mitmenschen führen« (§ 14
Abs. 2 Nr.1 SGB VIII). Kinderschutz
wird hier als Leistung normiert, die sich
unmittelbar an Kinder und Jugendliche
richtet, nicht als Ein griff zur Gefahren -
abwehr (Hofmann 2009, S. 23). Es geht
also darum, jungen Menschen Kompe -
ten zen zu vermitteln, um mit Gefahren -
quellen, die faktisch oder rechtlich nicht
beherrschbar oder kontrollierbar sind,
verantwortlich umgehen zu können.

Das Gefährdungspotenzial hat durch
die gesellschaftliche und technische Ent -
wick lung, aber auch durch die Glo ba li  sie-
rung und die rasante Verbreitung elek tro-
nischer Medien deutlich zugenommen.
So gehört heute die kompetente Nutzung
eines vernetzten Computers zu den
Grund  fähigkeiten für einen erfolgreichen
sozialen Werdegang. Junge Men schen
sind hier längst Experten in eigener Sache,
ihre Eltern können schon lange nicht
mehr kompetent mit der Medien nutzung
ihrer Kinder mithalten. Dies be deutet
aber gleichzeitig, dass je der junge Mensch,
der sich diese Fähig keit aneignet, sich
zwangsläufig den Ge fahren aussetzt, die
sich aus dem Inter netzugang ergeben.

Deshalb kommt den Leistungen nach
§ 14 SGB VIII eine Schlüsselstellung
beim »aktiven« Kinderschutz zu. Im Leis-
tungsspektrum der Kinder- und Ju gend -
hilfe führen sie allerdings bislang ein
Schat tendasein, was vor allem an der
man gelnden Konkretisierung und Ver -
bind lichkeit der Vorschrift liegt. Wün -
schenswert wäre deshalb eine deutliche
rechtliche Aufwertung der Vorschrift, die
zwar wie alle gesetzlichen Aufgaben eine
Pflichtaufgabe der Kinder- und Ju gend -
hilfe darstellt, der kommunalen Praxis
aber mangels konkreter Verpflichtungen
erhebliche Gestaltungsspielräume belässt,

Reinhard Wiesner

Partizipation als Modus des Kinderschutzes
Bedeutung der UN-Kinderrechtskonvention für die Verfahren 
der Kinder- und Jugendhilfe
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die angesichts anderer mit individuellen
Rechtsansprüchen ausgestatteten Auf -
gaben nicht genutzt werden.

Der Anspruch des Kindes oder
Jugendlichen auf Hilfen in Konflikt-
und Krisensituationen

Der Schutz von Kindern und Jugend -
lichen vor Gefahren für ihr Wohl ist Teil
der elterlichen Erziehungsverantwortung
(Art. 6 Abs. 2 GG). Auch aus fachlicher
Sicht gehört es zu den primären Zielen
des Kinderschutzes, bei Konflikten den
Zugang zu den Eltern herzustellen und
zu erhalten, um möglichst mit ihnen
zusammen die Gefährdungssituation zu
klären und für die Zukunft zu beseitigen.
Dennoch muss der Staat Kindern und
Jugendlichen in Krisensituationen zu -
nächst einmal unmittelbare Hilfe zugänge
eröffnen, damit sie sich mit ihren Äng-
sten und Sorgen oder gar Ver letzungen
Dritten anvertrauen können, ohne sofort
befürchten zu müssen, dass die Eltern
darüber informiert werden.

Deshalb räumt auch das SGB VIII
Kindern und Jugendlichen in Konflikt-
und Gefährdungssituationen unmittelbare
Rechte gegenüber dem Jugendamt ein.

Unter der Überschrift »Beteiligung
von Kindern und Jugendlichen« enthält
§ 8 SGB VIII ein generelles Beteiligungs -
gebot (Absatz 1), ein Recht des Kindes
oder Jugendlichen, sich in allen Angele -
genheiten an das Jugendamt zu wenden
(Absatz 2) sowie schließlich ein Recht,
sich ohne Kenntnis der Eltern beraten zu
lassen, wenn und solange durch die Mit -
teilung an den Personen sorge berech tig -
ten der Beratungszweck vereitelt würde
(Absatz 3). Vor allem die zuletzt genann-
te Konfliktberatung eröffnet dem Kind
oder Jugendlichen den altersunabhän -
gigen unmittelbaren Zugang zu Bera tungs  -
angeboten in (potenziellen) Gefähr dungs -
situationen.

Faktisch stößt die Realisierung dieser
Rechte freilich an Grenzen, weil sie
einen gewissen Entwicklungsstand vor-
aussetzt, der Kinder befähigt, von diesen
Rechten auch tatsächlich Gebrauch
machen zu können. Auch die Schaffung
spezifischer Anlaufstellen, Hotlines etc.
kann dieses Manko nicht wettmachen. 
Je jünger, je kleiner also Kinder sind,

umso stärker sind sie auf die Auf merk -
samkeit Erwachsener angewiesen.

Noch weiter als § 8 Abs. 3 geht § 42
SGB VIII, indem das Jugendamt ver-
pflich tet wird, das Kind oder den Ju -
gend    lichen auf seinen Wunsch hin in
Ob hut zu nehmen, es bzw. ihn also nicht
nur zu beraten, sondern auch stationär
zu betreuen. Dabei reicht ein subjektives
Schutzbedürfnis des Kindes aus. Ob tat-
sächlich eine Kindeswohlgefährdung
besteht, wird im Rahmen der Inob hut -
nahme abgeklärt. In § 42 Abs. 2 SGB
VIII wird die Beteiligung des Kindes
oder Jugendlichen näher geregelt. Das
Jugendamt hat mit ihm zusammen die
Situation zu klären, die zur Inobhut -
nahme geführt hat, und Möglichkeiten
der Hilfe und Unterstützung aufzuzei-
gen. Außerdem hat es ihm unverzüglich
die Möglichkeit zu geben, eine Person
seines Vertrauens zu benachrichtigen.
Auch die Inobhutnahme ist damit kein
Instrument der Gefahrenabwehr, sondern
eine sozialpädagogische Klärungs hilfe.

Die Position des Kindes bei der
Wahrnehmung des Schutzauftrags
nach § 8a SGB VIII

Beteiligung an der
Gefährdungseinschätzung

Die Gefährdungseinschätzung ist Teil
eines professionellen Diagnose- und
Verstehensprozesses. Eltern und Kinder
oder Jugendliche sind dabei nicht Ob -
jekte einer professionellen Analyse, son-
dern nehmen Einfluss auf die Be wer tung
der Sachverhalte und die Auswahl geeig-
neter Hilfen. Anders als medizinische
und zum Teil auch psychotherapeutische
Diagnostik gründen so  zial päda gogisches
Verstehen und Deuten weniger auf ei -
nem allseits anerkannten Experten status.
Das Einbeziehen der Klienten im Sinne
einer aktiven Be tei ligung gehört daher
grundsätzlich untrennbar zum Aufbau
und zur Auf recht erhaltung einer Hilfe -
beziehung.

Vergleichbares gilt auch für das Ver -
fahren bei einer Gefährdungs ein schät zung
als Vorstufe oder Voraus set zung eines
Hilfeprozesses.

Zunächst geht es darum, einen Kon -
takt zu dem Kind oder Jugendlichen
herzustellen, das bzw. der in einer schwie       -
rigen Situation lebt, misshandelt oder
vernachlässigt wird. Dabei ist zu berück -
sichtigen, dass Kinder und Ju gend   liche
an der Eskalation der Kon flik te in der
Familie (zwangsläufig in irgendeiner
Form) beteiligt sind und gleichzeitig die
Folgen in Form von physischen und  psy -
chischen Verletzungen sowie ei ner Ver  -
zögerung ihrer psychischen Ent wicklung
tragen. Kinder sind somit (in der Regel)
bereits in der Gefährdungs ein schätzung
und im anschließenden Hilfe  prozess un -
verzicht bare Partner und auch Adres saten
(Nowotny 2006, S. 58–1).

Je älter Kinder sind, umso größer kann
ihr (aktiver) Anteil an der Herbei füh rung
und ggf. auch an der Beseiti gung der
Gefährdungssituation sein. Denken wir
etwa an die steigende Zahl von Kin dern
und Jugendlichen, die wie derholt in
einem alkoholisierten Zustand aufgegrif-
fen werden, oder denken wir an Kinder
und Jugendliche, die durch de lin quentes
Verhalten sich und andere gefährden, die
Täter und Opfer zugleich sind. Mit ih -
rem Alter und ihrer Ein sichts fähigkeit
steigt auch ihre Mitver ant wortung an der
Abwendung der Ge fährdung ihres Wohls.

Die Kontaktaufnahme und das Spre -
chen mit Kindern und Jugendlichen sind
für Fachkräfte eine besondere Heraus for -
derung. Bei der Beteiligung des Kindes
oder Jugendlichen ist auf dessen Alter
und Entwicklungsstand sowie seine augen-
blickliche Verfassung Rücksicht zu neh-
men. Ähnlich wie bei der Beteiligung in
Trennungs- und Scheidungs situa tio nen
(§ 17 SGB VIII) oder bei der Anhö rung
in gerichtlichen Verfahren muss der Schutz -
aspekt im Vordergrund stehen. Kinder
und Jugendliche dürfen nicht in eine
Schiedsrichterrolle gedrängt werden. Auf
ihre Loyalitätsverpflichtungen ge gen   über
ihren Eltern ist Rücksicht zu nehmen.
Andererseits darf bei den be trof fe nen Kin-
dern auch nicht der Ein druck entstehen,
dass über sie hinweg entschieden wird.

In einer direkten Befragung (Fegert
u.a. 2001, S. 174ff.) haben manche Kin der
spontan geäußert, beim Jugendamt das
Gefühl gehabt zu haben, nicht ernst ge -
nommen zu werden, oder dass der ei ge ne
Wille nicht berücksichtigt werde, ob wohl
das freundliche fürsorgliche Ver halten
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der Fachkräfte der Jugendhilfe insgesamt
positiv wahrgenommen wurde. Generell
bemängelten Kinder über alle Institu tio -
nen hinweg zu schwierige Fra gen durch
Fachkräfte. Solche zu schwierigen Fragen
sind auch in Bezug auf Fehl ein schät zun gen
gefährlich, da Kin der, wie andere Per so nen
auch, wenn sie unter Befra gungs druck
geraten, in der Regel eher konfabulieren
als klar einzugestehen, dass sie die Frage
nicht verstanden haben. 

Dies kann im Gespräch zu fatalen
Missverständnissen mit erheblichen Fol -
gen für die Betroffenen und die Institu -
tionen führen. Für die Beteiligung des
Kindes oder Jugendlichen ist aus der
kindlichen Bewertung eine freundliche
und zugewandte Haltung wichtig. Die
Chance, durch eine Vertrauensperson
begleitet zu werden und eine geschützte,
vertrauensvolle Atmosphäre vorzufinden,
wird von Kindern sehr geschätzt. Im Vor -
feld sollte über die Gesprächs situa tion
und ihre möglichen Konsequenzen auf ge-
klärt werden, um Unsicherheiten abzu-
bauen und insbesondere angsterzeugende
Klischeevorstellungen und Loya litäts kon -
flikte zu besprechen (Wiesner/Fegert
2006, S. 110).

Vorbereitung und Beteiligung 
im  weiteren Verfahren

Die Beteiligung des Kindes oder
Jugendlichen beschränkt sich aber nicht
auf die Phase der Gefährdungs ein schät -
zung, sondern setzt sich konsequent im
weiteren Hilfeprozess fort. Dies gilt
zunächst für das anschließende Hilfe -
planverfahren (§ 36 SGB VIII), sofern
die Gefährdungseinschätzung zu dem
Ergebnis kommt, dass ein Hilfebedarf im
Sinne des § 27 SGB VIII, ggf. sogar eine
Kindeswohlgefährdung vorliegt, die
Eltern aber bereit und in der Lage sind,
an der Abwendung der Gefährdung mit-
zuwirken. Die Beteiligung des Kindes
oder Jugendlichen am Hilfeplanverfahren
ist ein entscheidender Faktor für die
Akzeptanz und aktive Mitgestaltung und
damit für den Erfolg der Hilfe. In der
Praxis zeigen sich hier jedoch erhebliche
Umsetzungsdefizite. Diese beginnen
bereits bei der Information von Eltern,
Kindern und Jugendlichen über das Hilfe  -
planverfahren (Gragert 2007, S. 278)
und setzen sich fort in der mangelnden
Bereitschaft und Unsicherheit, Kinder
im Verfahren aktiv zu beteiligen (vgl.
Kotthaus 2007). Dahinter steht die

Frage, wie weit dem Kind Kompetenz
zuge spro chen werden kann und muss
und wo seine Überforderung vor dem
Hinter grund einer innerfamilialen
Konflikt situ ation beginnt.

Das Hilfeplanverfahren zielt auf einen
Konsens hinsichtlich der Hilfegestaltung
und der Hilfeziele. Dies gilt nicht nur
für das Außenverhältnis Fachkraft-Familie,
sondern auch für das Innen verhältnis
Eltern-Kind (§ 9 Nr.1 und 2 SGB VIII).
Um die Interessen, Wünsche und Be -
dürfnisse des Kindes in Erfahrung zu
bringen, reicht es aber häufig nicht aus,
dass Kinder und Jugendliche lediglich
am Hilfeplangespräch der Erwach senen
teilnehmen. Fachkräfte werden daher –
in der Regel mit Zustimmung der Eltern
– getrennte Gespräche mit dem Kind
oder Jugendlichen führen. Unter den
 Voraussetzungen des § 8 Abs. 3 SGB VIII
kann auch eine Beteiligung des Kindes
oder Jugendlichen ohne Kenntnis der
Eltern erfolgen.

Soweit das Ergebnis der Gefähr dungs -
einschätzung nicht ein Hilfeplan ver fah -
ren, sondern eine Einschaltung des Fa mi-
liengerichts zur Folge hat, gehört es zu
den Aufgaben des Jugendamtes, (auch)
das Kind oder den Jugendlichen auf das
gerichtliche Verfahren vorzubereiten.

Fazit

Ausgehend von der Subjektstellung des
Kindes oder Jugendlichen hat die Par  ti -
zipation im Hinblick auf den Kin der  schutz
eine zentrale Bedeutung. Aus gangs punkt
ist dabei eine sozialpädago gi sche Grund -
orientierung, die nicht (mehr) darauf
angelegt ist, stellvertretend für die »Be   -
troffenen« zu handeln, sondern bestrebt
ist, mit diesen gemeinsam die geeignete
und notwendige Unter stützung, Förde -
rung und Hilfe zu entwickeln. Selbst -
verständlich wird sich bei Kindern und
Jugendlichen immer die Frage nach der
Grenze zwischen  Eigen verantwortung
und Verantwor tungs übe rnahme stellen.
Partizipation ist aber die Voraussetzung
dafür, Kinder und Jugend liche zu befä -
higen, Verantwortung für sich und andere
zu übernehmen, und damit eine Be din   -
gung für einen aktiven Kinderschutz.

Kontakt

Prof. Dr. Dr. hc Reinhard Wiesner

Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend
Referat 602 (Rechtsfragen der Kinder-
und Jugendhilfe)
Alexanderstraße 3
10178 Berlin

E-Mail:
Reinhard.Wiesner@bmfsfj.bund.de
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Die Herausbildung der eigenständigen
Kategorien von Kindheit und Jugend 
als Errungenschaft der Neuzeit führt zu
einem eigenständigen kindschaftsrecht-
lichen Denken, zum Kindeswohlprimat
im nationalen und internationalen Recht.
Eine Sichtweise, die der Subjekt stellung
des Kindes ebenso Rechnung trägt wie
seiner Schutzbedürftigkeit, findet sich in
der am 20. November 1989 durch die
Generalversammlung der Ver einten Na -
tionen verabschiedeten UN-Kon ven tion
über die Rechte des Kindes (UN-KRK).
Gegenstand dieses Beitrags ist nicht die
heikle Balance  zwischen Kin deswille und
Kindeswohl, sondern vielmehr die Frage,
ob die Bun des repu blik Deutschland ihre
durch die Ratifi zierung dieser Konven -
tion übernom me ne Verpflichtung zur
Umsetzung des Artikels 12 UN-KRK im
Kontext der Sorge- bzw. der Umgangs -
regelung anlässlich von Elterntren nung/
Schei dung er füllt. Bemerkenswert an der
UN-KRK sind die ansonsten häufig un -
ter schätzten verfahrensrechtlichen Siche -
rungen zur Verwirklichung der ma teriel len
Kindes rechte.

Geltung von Art. 12 UN-KRK bei
Elterntrennung/Scheidung und Umgang

Art. 12 UN-KRK gehört zu den Grund-
pfeilern dieser Konvention. Dass gerade
durch Elterntren nung/Schei dung Kin der
»berührt« werden, darüber gibt es in der
in- und ausländischen Schei dungs   for -
schung nicht den geringsten Zweifel (vgl.
Kostka 2004). Die Rechts- und So zial -
politik zahlreicher Länder ist mit un ter -
schied lichen Instru menten da rum be müht,
die belastenden Wir kun gen dieser Ereig -
nisse für die Kin der zu verringern. Ob
ihr das gelingt, daran bestehen nach wie
vor Zweifel. Einer der Gründe für ein
mögliches Schei tern in zahlreichen Fäl -
len könnte im Übergehen des Kindes lie-
gen. Ob wohl durch die Schei dungs for -
schung seit Langem auf die Bedeutung
einer altersadäquaten Ein beziehung der

von Eltern trennungen betroffenen Kin der
immer wieder hingewiesen wurde (Wal -
ler stein u.a. 2002, S. 193ff., 316ff.), stößt
die Kindes betei ligung nach wie vor auf
Skep  sis, Ableh nung (etwa im sog. Co che      -
mer Modell: keine Kindes anhö rung und
keine Ver fahrens pfleger bestel lung) und
Wider stände (vgl. Salgo 2008a und Kostka
2009). Die nachgewiesene Be deu   tung
einer sensiblen und alters adä qua ten Ein -
beziehung des Kindes für eine erfolg -
reiche und nachhaltige Sorge- und Um -
gangs  regelung wird nach wie vor vielfach
verkannt. 

Dass Art. 12 Abs. 2 UN-KRK auch
für gerichtliche Verfahren gilt, welche die
Sorgerechts- und Umgangsregelungen
betreffen, darüber lässt der gem. Art. 43
UN-KRK eingesetzte Ausschuss über die
Rechte des Kindes ebenso wenig Zweifel
aufkommen (vgl. UNICEF 2002) wie die
einschlägige völkerrechtliche Fach litera -
tur (Detrick 2002, S. 224).1 Im Jahre
2008 gab es vor den Familien gerich   ten
in Deutschland 191.948 Schei dungs ver -
fah ren mit 150.187 betroffenen Minder -
jährigen. Die überwiegende Mehr  zahl
die ser Kinder und Jugend lichen (etwa
80–90 %) wurde weder vom Jugendamt
noch vom Gericht gemäß § 50b FGG 
(§ 159 FamFG) gehört, weil seit 1998
ihre Anhörung im Falle der Fortgeltung
ge mein samer elterlicher Sorge nach Schei    -
dung ersatzlos abgeschafft worden ist.
Wird nach Trennung und Scheidung beim

Familiengericht kein Antrag zur elterlichen
Sorge gestellt, ist seither eine unmittelba-
re oder mittelbare Beteiligung der betrof-
fenen Kinder im Verfahren nicht mehr
vorgesehen. Auch im am 01.09.2009 in
Kraft getretenen FamFG wird an dieser
Richtungs entscheidung festgehalten.
Gerade Kin der und Jugend liche, die von
dieser Art von Familien kri sen betroffen
sind, brauchen aber einen Ansprech part -
ner, dem sie ihre Sorgen und Ängste mit-
teilen können, der ihnen zuhört, ihnen
das Geschehen erklärt und weitere Hil -
fen anbieten kann. Dies alles können die

Eltern häufig wegen ihrer eigenen Ver -
strickung ins Trennungs- und Schei dungs -
geschehen nicht leisten. Dass die Eltern
keine Anträge bei Gericht gestellt haben,
ist keine Garantie dafür, dass sie ihre sich
aus § 1626 Abs. 2 BGB ergebenden
Pflich ten zur Einbeziehung des Kindes
erfüllen. Aus der Scheidungs for schung
ist bekannt, dass sich viele Eltern in sol-
chen Situationen mit der Infor ma tion
der Kinder sehr schwer tun und häufig
ihre diesbezüglichen Pflichten verletzen.

Ludwig Salgo

Lückenhafte Beteiligung des Kindes bei Trennung, 
Scheidung und Umgang
Ein Verstoß gegen Art. 12 UN-Kinderrechtskonvention?

Artikel 12
[Berücksichtigung des Kindeswillens]

(1) Die Vertragsstaaten sichern dem Kind, das fähig ist, sich eine eigene Meinung
zu bilden, das Recht zu, diese Meinung in allen das Kind berührenden Angelegen -
heiten frei zu äußern, und berücksichtigen die Meinung des Kindes angemessen
und entsprechend seinem Alter und seiner Reife.

(2) Zu diesem Zweck wird dem Kind insbesondere Gelegenheit gegeben, in allen
das Kind berührenden Gerichts- oder Verwaltungsverfahren entweder unmittelbar
oder durch einen Vertreter oder eine geeignete Stelle im Einklang mit den inner-
staatlichen Verfahrensvorschriften gehört zu werden.

1 Detrick, S. 224: »There is a wide application (…)
that it covers divorce and custody proceedings.«
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Berücksichtigung der Kindesbelange
im Familienverfahren

Dies kann und darf den Staat nicht
auch noch zur eigenen Untätigkeit ver-
leiten. Immerhin könnte nunmehr § 133
Abs. 1 Nr. 1 und 2 FamFG die Kindes -
eltern bei der Scheidung dazu anhalten
(vgl. Salgo 2008a, S. 18), nicht nur die
nachfolgend aufgeführten, für das Kind
essenziellen Angaben in der an das
Familiengericht zu richtenden Antrags -
schrift zu machen, sondern sich auch
über die Ausgestaltung von Sorge und
Umgang, gegebenenfalls unter Inan -
spruc h  nahme von Beratungs angeboten
der Kinder- und Jugendhilfe, Gedanken
zu machen (z.B.: Mitteilung des ge -
wöhn       lichen Aufenthaltsortes der gemein -
schaft  lichen minderjährigen Kinder,
Regelung der elterlichen Sorge und des
Umgangs sowie des Kindes unterhalts).
Diese Verpflichtung gilt auch dann,
wenn keinerlei Anträge zu diesen Berei -
chen beim Gericht gestellt werden.

Ob damit tendenziell auch der deut-
sche Gesetzgeber den von zahlreichen
Ländern eingeschlagenen Weg beschreitet,
von Eltern in solchen Konstella tio nen
einen Sorgeplan zu fordern, ist mehr als
fraglich. Die Forderung nach entsprechen -
den Angaben im Scheidungs verfah ren
war im Laufe des Gesetzgebungs ver fah  -
rens zum Kindschaftsrechts reform gesetz
(KindRG) mit dem Hinweis abgelehnt
worden, dass allein dies schon streitver-
schärfende Wirkungen entfalten könnte.
Ob und welche Folgen diese neuen Mit -
teilungspflichten für die anwaltliche und
familiengerichtliche Praxis, vor allem
aber für die betroffenen Eltern und Min -
derjährigen haben werden, lässt sich noch
nicht beantworten. Zwar würde die Un -
terlassung der geforderten Angaben zur
Abweisung des Scheidungsantrags wegen
Unzulässigkeit führen. Die Angabe, dass
»die Eltern eine Regelung getroffen/
nicht getroffen haben«, würde aber den
hier vom FamFG aufgestellten Anfor de -
run gen genügen. Ob die Kinder in die
von den Eltern getroffenen (einvernehm-
lichen) Regelungen in irgendeiner Form
einbezogen wurden, ist ebenso wenig
Ge  gen stand der Antragsschrift wie des
ge richtlichen Verfahrens. Immerhin hält
das FamFG durch die genannten verpflich-
tenden Angaben die scheidungswilligen
Eltern dazu an, sich über diese für das
Kind zentralen Bedingungen seines künf-

tigen Lebens Gedanken zu machen und
diese dem Gericht mitzuteilen. Das Kind
erhält im günstigen Fall Informationen
über diese dem Gericht gegenüber ge mach -
ten Angaben durch seine Eltern. Un  ter -
lassen die Eltern dies, erhält das Kind
auch nicht durch Dritte die ihm zu ste hen -
den Informationen. Dies gilt auch für
das bereits über 14-jährige Kind.

Ebenso wenig erhält das Kind Infor -
mationen darüber, dass es unabhängig
von seinen Eltern Beratungs ansprüche
gem. § 18 Abs. 3 SGB VIII hinsichtlich
seiner Umgangsrechte gem. §§ 1684 Abs. 1
BGB hat. Die verpflichtende Mit tei lung
in der Antragsschrift an das Fa mi lien -
gericht darüber, ob gemeinsame minder-
jährige Kinder vorhanden sind, führt
nämlich ausschließlich zu einer Unter -
richtung der Eltern über das Leistungs -
angebot der Jugendhilfe (§ 17 Abs. 3
SGB VIII), nicht aber zu einer diesbe-
züglichen Information der Kinder und
Jugendlichen. Diese Mitteilung des
Familiengerichts an die Kinder- und
Jugendhilfe hätte ein Ansatzpunkt für
vielfältige Formen von Kindesbeteiligung
werden können. Sofern manche Jugend -
ämter aufgrund dieser Mitteilung des
Familiengerichts von sich aus auch an die
Kinder und Jugendlichen mit Bera tungs -
angeboten herantreten, ist das wünschens-
wert, jedoch mit dem geltenden Recht
kaum vereinbar, weil sich diese Angebote
im geltenden Recht allein an die Eltern
richten sollen.

Zu dieser Gruppe der von Eltern tren -
nung betroffenen Kinder wären zusätz-
lich jene Kinder hinzuzurechnen, deren
Eltern nicht miteinander verheiratet sind.
Von der Trennung dieser Eltern erfahren
Behörden oder Gericht nicht, es sei denn,
die Eltern haben durch eine Sorgeer klä -
rung die gemeinsame elterliche Sorge er -
langt (§ 1626a Abs.1 Nr. 2 BGB) und deren
Fortgeltung würde dann beim Fami lien -
gericht gem. § 1671 Abs.1 BGB von ei nem
Elternteil infrage gestellt.

Diese gesetzgeberische Entscheidung
gegen jegliche Form der Beteiligung des
Kindes, solange und soweit die gemeinsam
sorgeberechtigten Eltern bei Tren  nung/
Scheidung keine Anträge stellen, überrascht
umso mehr, als sich die Bun des repu blik
Deutschland mit der Ratifi zie rung des UN-
Übereinkommens über die Rechte des
Kindes verpflichtet hat, die dort nie der -
gelegten Grundsätze im innerstaatlichen

Recht zu beachten. Die Bundesregierung
hat dieses Übereinkommen zudem als
»Meilenstein der Ent wick lung des inter-
nationalen Rechts« begrüßt. Die Berück -
sichtigung des Kin deswillens und die
Ein beziehung der Kinder ist, wie sich u.a.
an Art. 12 UN-KRK festmachen lässt,
ein besonderes Anliegen dieses Überein-
kommens. Die Abschaffung jeglicher
Kin  desanhörung bzw. die Unterlassung
jeglicher anderer Form der Beteiligung
für die weit überwiegende Mehrzahl der
von Eltern tren nung/-scheidung betroffe-
nen Kinder lassen sich kaum mit den
Zielsetzungen der Bundesregierung für
die Kindschafts rechtsreform vereinbaren:
»Die Rechte des Kindes sollen verbessert,
und das Kindeswohl soll auf bestmögliche
Art und Weise gefördert werden.« Das
völlige Übergehen des Kindes in einer so
hohen Anzahl von Fällen scheint also
nicht nur völkerrechtswidrig, es ist auch
verfassungsrechtlich höchst fragwürdig:
Nach Auffassung des Bundesverfassungs -
gerichts muss ein Kind in Verfahren, die
seine Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG)
und seine Persönlichkeitsrechte (Art. 2
Abs.1 GG) betreffen, seine persönlichen
Beziehungen zu den übrigen Familien -
mit  gliedern erkennbar machen können
(BVerfGE 55, 171, 182). Die Betei li gungs-
rechte der Kinder durch die Kin des an -
hörung (§ 50b FGG/§159 FamFG) und
durch die Verfahrens pfleger- (§ 50 FGG)
bzw. Verfahrensbeistandbestellung (§ 158
FamFG) sind für alle Fälle, in denen die
Eltern keine Anträge zur Sorge rechts-
bzw. Umgangsregelung stellen, sich aber
gleich wohl trennen bzw. scheiden lassen,
gegenstandslos, weil kein »Verfahren« bei
Gericht anhängig ist, bei welchem die
Nei gungen, Bindungen oder der Wille
des Kindes für die Ent scheidung von Be -
deutung sind.

Das Übergehen des Kindes

In diesen einvernehmlichen Verfahren
kommen Kinder und ihre Belange schlicht
und einfach nicht vor. Es handelt sich
hier nicht nur um ein schwerwie gendes
Defizit der Kindschafts rechts reform von
1998 sowie der Reform des Verfahrens
der Freiwilligen Gerichts bar keit, insbeson -
dere durch das FamFG, von 2008. Die
Bundesrepublik Deutschland verstößt
durch diesen Ausschluss von Kin dern, so -
weit sie nach Alter und Reife schon fähig
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sind, sich eine eigene Mei nung zu bilden,
gegen Art. 12 Abs. 2 der UN-KRK, ob -
wohl sie diese Konven tion durch das
Zustimmungs gesetz vom 17. Januar 1992
in nationales Recht überführt hat. Seit
der Abschaffung jeglicher Kindes betei  -
ligung in einer so hohen Anzahl von Fäl len
verfehlt die Bundes republik hier die ein-
gegangene völkerrechtliche Verpflich tung.

Solange (miteinander verheiratete)
Eltern sich »nur« trennen, erfährt allen-
falls das Finanzamt von der Eltern tren -
nung. Organe des Staates sind hier aus
guten Gründen außen vor, solange sich
die Eltern nicht eigeninitiativ mit dem
Ziel von Beratung oder gerichtlicher
Re gelung an außenstehende Institu tio nen
wenden. Dieses Dilemma ist kaum über
staatliche Regelungs mechanismen lösbar,
will man nicht zu einer verpflichtenden
»Getrenntlebens anzeige« zurück kehren,
was aus guten Gründen ernsthaft kaum
jemand fordert. Wie kann der moderne
Rechts- und Sozialstaat sicherstellen, dass
betroffene Eltern und Kin der von den
ihnen bereitgestellten Unterstützungs sys -
temen erfahren? Wie kann eine Betei -
ligung des Kindes sichergestellt werden?
Wie kann erreicht werden, dass betrof -
fene Kinder auch an durch die Eltern
einvernehmlich entwickelten Lösungen
alters   adäquat beteiligt und durch fachlich
dafür geeignete Stellen über ihre Rechte
informiert werden? Schule und Internet
können teilweise diese Informa tions be -
dürf nisse erfüllen. Es darf jedoch nicht
übersehen werden, dass betroffene Kin der
und Jugendliche gerade über ihre eigenen
diesbezüglichen Probleme in der Regel
aus guten Gründen nicht mit ihren Leh -
rern reden wollen.

Diese Dilemmata entheben indes den
Staat nicht, in den Fällen, in denen er
über das anhängige Scheidungsverfahren
Kenntnis von der Existenz von Minder -
jährigen erlangt, für eine altersgerechte
Beteiligung dieser Kinder und Jugend -
lichen an den ihre Interessen berühren-
den Verfahren Sorge zu tragen: Diese
Pflicht ergibt sich aus dem Völkerrecht,
insbesondere aus der UN-KRK. Der
Gesetzgeber des FamFG scheint nur auf
den ersten Blick mit den geforderten
Angaben für das Scheidungsverfahren
stärker die Kindesbelange zu fokussieren,
als es 1998 mit dem KindRG der Fall
war. Die Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen ist jedoch in keiner Weise
im erforderlichen Umfang sichergestellt.

Es kann nicht um die Wieder einfüh -
rung der Kindesanhörung und Jugend -
amtsbeteiligung gehen, wie sie vor 1998
in allen Fällen verpflichtend waren. Ziel
muss die Sicherstellung der von Art. 12
UN-KRK geforderten altersadäquaten
Be  teiligung sein – unabhängig von der
Rechtshängigkeit formeller Anträge. Eine

solche Beteiligung könnte durchaus auch
in anderen, neu zu entwickelnden For men
unter Einbezug öffentlicher oder freier
Träger der Kinder- und Jugendhilfe statt-
finden. Entscheidend wäre, dass diese
Formen niedrigschwellig und in keinster
Weise diskriminierend altersadäquat alle
von solchen Ereignissen betroffenen
Minderjährigen erreichen.

Sicherung der Partizipationsrechte
Minderjähriger durch Anhörung und
Interessenvertretung

Leider beachten die Gerichte die ver-
fahrensrechtlichen Verpflichtungen zur
Beteiligung der Kinder auch in den Ver  -
fahrenskonstellationen, die eine verpflich -
tende Beteiligung der Kinder vorsehen,
weil entsprechende Anträge auf Sorge-
und oder Umgangsregelungen gestellt
wur den, nicht im gesetzlich vorgesehenen
Umfang. Dies gilt gleichermaßen für die
zur Wahrung der Kindes grund rechte be -
reits seit 1980 verpflichtend eingeführte
Kindesanhörung wie auch für die seit 1998
verpflichtende Ver fahrens pfleger be   stel lung
(vgl. Salgo u.a. 2002, RN 14–19).

Über die Anhörungspraxis der Kinder
durch die Gerichte haben vor Kurzem
Hannemann und Stötzel (Hanne mann/
Stötzel 2009, S. 58, S. 61) repräsentative
Zahlen vorgelegt:

In einem erheblichen Umfang verwei-
gern Richter nach wie vor den Gehorsam
gegenüber dem Gesetz. Dass ein beacht-
licher Teil bundesrepublikanischer Rich  ter
die zur Stützung Minderjähriger in Ge -
richtsverfahren geschaffenen Verfah rens  -
regeln zur Kindesanhörung in zahlreichen
Fällen schon seit Langem miss achtet, hat
die Rechtstatsachenforschung immer

Auch die Scheidungsforschung beanstandet nachdrücklich, dass die Kinder zum
Schweigen verurteilt sind: »Was das Kind selbst wünscht, welche Präferenzen es
hat, was es zu den vorgeschlagenen Regelungen meint und wie es seine ›eltern-
freie‹ Zeit verbringen möchte – das alles sind Überlegungen, die so gut wie niemals
angestellt werden. So wie wir die Dinge gegenwärtig handhaben, wird das Kind
wie eine Stoffpuppe behandelt, die regungslos dort sitzen bleibt, wo man sie gera-
de hinsetzt. (…) bleiben sie ohne Stimme. (…) Nichts wird unternommen, um eine
Besuchsregelung anders zu fassen, wenn das Kind älter wird und selbst  darüber
entscheiden möchte, wie es seine Ferien und seine Wochenenden verbringt. (…)
Aber Kinder aus geschiedenen Familien, deren Zeitplan unter dem Diktat starrer
gerichtlicher oder durch Mediation zustande gekommener Regelun gen steht,
beklagen sich bitter darüber, dass sie sich wie Bürger zweiter Klasse fühlen. (…)
Vor allem möchten sie ein Mitspracherecht, was ihr Leben angeht und fühlen sich
ungerecht behandelt, wenn sie von diesbezüglichen Planungen aus geschlossen
werden« (Wallerstein u.a. 2002).

Alter

0–4
n=486

5–9
n=497

10–14
n=499

15–18
n=498

niemals

15,0 %
(73)

0,0 %

0,0 %

0,0 %

in Ausnah -
me  fällen

43,4 %
(211)

3,6 % 
(18)

0,2 % 
(1)

0,4 % 
(2)

manchmal

20,2 % 
(98)

13,7 % 
(68)

3,4 % 
(17)

0,8 % 
(4)

in der
Regel

14,0 % 
(68)

38,6 % 
(192)

28,1 % 
(140)

17,1 % 
(85)

generell

7,4 % 
(36)

44,1 % 
(219)

68,3 % 
(341)

81,7 % 
(407)
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wieder belegt. Leider finden sich auch
im FamFG keine Mechanismen da für,
diese Anwendungslücke zu schließen.
Immer wieder übernehmen Richter die
ihnen zukommende wichtige Funktion
nicht, nämlich die Garanten der Verfah -
rensrechte Minderjähriger zu sein. Leider
stößt man in der Bestellpraxis der Rich ter
im Bereich der Verfahrens  pflegschaft auf
ein ähnliches Phänomen: Nach vorsich -
tigen Schätzungen hätten in etwa 30.000
Fällen durch die Richter Verfah rens pfle -
ger für Minderjährige bestellt werden
müs sen. Tatsächlich wurden im Jahre 2007
lediglich 13.657 Verfahrens pfleger bestellt
(Salgo 2009b, S. 49ff.).

Aus der Perspektive der betroffenen
Minderjährigen aber scheint sich durch
die Installierung der Verfahrens pfleg -
schaft ihre Situation hinsichtlich der
Partizi pa tion tatsächlich verbessert zu
haben (vgl. Stötzel 2005). Diese Erfolge
sind durch die mit § 158 Abs. 7 FamFG
eingeführten Pauschalierungen der
Vergütung der Ver fahrensbeistände auf
350 bzw. 550 € pro Fall einschließlich
Aufwendungen und Umsatzsteuer erheb-
lich infrage gestellt, weil mit dem noch
übrig bleibenden Zeitbudget ein konkre-
ter Einbezug der Minderjährigen durch
die Verfahrens beistände kaum noch im
erforderlichen Umfang möglich sein wird
(Salgo 2009b, S. 49, S. 53ff.).

Weitere Gefahren für die
Partizipationsrechte von Kindern und
Jugendlichen im FamFG

Beschleunigung
Das FamFG bestätigt das bereits durch

den novellierten § 50e FGG geltende
Vor rang- und Beschleunigungs gebot (§ 155
FamFG). Grundsätzlich ist die Übernahme
dieses wichtigen, bereits durch das Gesetz
zur Erleichterung fa milien gerichtlicher
Maßnahmen bei Ge fähr dung des Kin des  -
wohls eingeführten Prinzips zu begrüßen
(vgl. Heilmann 1998). Abzu warten bleibt,
ob diese zwingende Vor gehens weise
nicht zu einer noch weitergehenden Miss -
achtung der Beteiligungs rechte Min der -
jähriger führt. Die Betei ligung des Kin des
selbst im frühen ersten Ter min (spätestens
einen Mo nat nach Beginn des Verfah rens)
ist nicht sichergestellt, da es gem. § 9 I
Nr. 1 und 3 FamFG nur be grenzt verfah-
rensfähig ist. Auch ist die Präsenz der
Kin des  interessen in diesem Stadium noch

nicht durch einen Verfahrens beistand 
(§ 158 FamFG) gewährleistet. Sofern die
Teilnahme des Kindes dem Kindeswohl
widerspricht, muss in anderer Weise
sei ne indirekte Beteiligung durch einen
Ver treter (Art. 12 Abs. 2 UN-KRK)  
be reits hier sichergestellt sein. Alle Be -
schleu nigungsgebote werden in der Pra xis
unwirksam bleiben, wenn nicht Fa milien  -
gericht und Jugend amt in ihrer perso -
nellen und materiellen Ausstattung in die
Lage versetzt werden, diesen Ge bo ten
auch zu genügen (Coester 2009, S. 47).

Fehlende Einbeziehung des Kindes 
bei den Bemühungen um Einvernehmen

Auch in den sehr zahlreichen, nur auf
ein elterliches Einvernehmen zielenden
Ansatzpunkten des neuen Familien ver -
fahrensrechts (z.B. §§ 36 I, 156, 157 I,
163 II, 165 FamFG) fehlt die ver pflich -
tende Kindesbeteiligung (vgl. Trunk
2009, S. 282, S. 285).2 In keiner einzi-
gen dieser Bestimmungen des FamG ist
die Teilnahme des Kindes an der Her stel -
lung des Einvernehmens gefordert (vgl.
Trenczek 2009, S. 335, S. 339). Da hilft
es wenig, dass sich ein entsprechender
Hinweis in der regierungsamtlichen Be -
gründung finden lässt (vgl. Salgo 2008a,
S. 237).3 Das Kind ist fast durch weg
nicht beteiligt und daher nicht Rechts -
subjekt, sondern Objekt, Verhand lungs  -
masse zwischen den streitenden Eltern,
Gericht, Verfahrensbeistand, Jugendamt
und Gutachter. Wann, wo und durch
wen wird die Stimme des Kindes zur
Erarbeitung einvernehmlicher Lösungen
gehört oder eingebracht? Ein Verstoß
gegen Art. 12 UN-KRK ist of  fen sicht lich,
»berührt« doch das zu erzielende bzw.
erzielte Einvernehmen zentral die Lebens  -
umstände des Kindes. Was sich aus der
Sicht der Eltern und des Gerichts als ein-
vernehmliche Lösung darstellt, kann aus
der Perspektive des Kindes völlig anders
aussehen. Wo bleibt die Rechts sub jek ti -
vität des Kindes, wenn es bei der Erörte -
rung einer einvernehmlichen Lösung
nicht einbezogen wird? Wie soll das Ge -
richt bei diesem Termin entscheiden, ob
ein Umgangsvergleich dem Kindes wohl
nicht widerspricht (§ 156 II FamFG),
ohne das Kind gesehen oder gehört zu
haben (Coester 2009, S. 49)?

So bleibt auch im FamFG entgegen
vielfachen Beteuerungen in der regie-
rungsamtlichen Begründung das Kind

nur Objekt und wird nicht zum Subjekt
der Entscheidungsfindung. Auf sein
Einvernehmen kommt es gar nicht an,
weil für den Gesetzgeber nach wie vor
die Wahrung der Elternautonomie im
Vordergrund steht. Dieser Standpunkt
steht nicht nur in eklatantem Wider -
spruch zu Art. 12 UN-KRK. Er ignoriert
auch die nationale und internationale
Forschungslage zur Kindesbeteiligung.
Zudem läuft dieses Konzept Gefahr, das
scheinbar erzielte Einvernehmen alsbald
scheitern zu lassen. Es hat sich z.B. ge -
zeigt, dass Umgangsvereinbarungen um -
so stabiler waren, je stärker eine al  ters -
gerechte Beteiligung des Kindes vorlag.

Das Gericht billigt die (einvernehm  -
liche) Umgangsregelung gem. § 163 Abs. 2
FamFG, wenn sie dem Kindeswohl nicht
widerspricht. Warum sieht das Ge setz
nicht eine echte Mitsprache bereits beim
Zustandekommen des Einver neh mens
vor? Es wird bei dieser Ignoranz durch
den Gesetzgeber sehr darauf an kom men,
ob es den Eltern, dem Fami lien  gericht,
dem Gutachter und dem Jugendamt ge -
lingt, das Kind und erst recht den Jugend-
lichen in die Konflikt lösung einzubeziehen,
ohne es zu überlasten. Hierin könnte in
vielen Fällen der Schlüssel zum Er folg
liegen. Aber Vor sicht: Es darf weder ein
Einverneh men um jeden Preis geben,
noch Umgang ohne kritische Überprüfung
(vgl. Salgo 2005 und Salgo 2008a, S. 401),
noch in jedem Fall die gemein same Sor ge.
Allein sorge oder Teilallein sor ge oder
Um  gangs beschränkungen kön nen durch-
aus nach wie vor notwendig sein. Dass
die »An wen dung unmit tel  baren Zwangs
gegen ein Kind nicht zugelassen werden
(darf ), wenn das Kind herausgegeben
werden soll, um das Umgangsrecht aus-
zuüben« (§ 33 Abs. 2, Satz 2 FGG/§ 90
Abs. 1 S. 1 FamFG), ist ein schwacher
Trost: Ein zelne Gerichte umgehen dieses
Ver bot, indem sie bei nicht stattfinden-
dem Umgang eine »Gefährdung des
Kindes wohls« i.S.v. § 1666 Abs. 1 BGB
unterstellen, was den Einsatz auch von
Gewalt gegen das Kind wie gegen den Um -
gang vereitelnden Elternteil rechtfertigen

2 Die optimistische Einschätzung zur Einbeziehung
des Kindes bei der Erzielung von Einvernehmen
von Trunk vermag ich nicht zu teilen, weil die Par  -
tizipationsrechte Minderjähriger hier nicht ein -
deu tig gesetzlich abgesichert sind.

3 Salgo 2008a, S. 237: »Damit bedarf es auch
einer Zustimmung des Kindes und ggf. des
Jugendamtes oder des Verfahrenspflegers.«
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soll. Durch die zahlreichen auf die Durch-
setzung von Umgang zielenden Ins tru -
men te im FamFG (wie z.B. durch den
»neuen« Umgangspfleger (Salgo 2009a,
S. 153, S. 166–168; Veit 2009, S. 202–
205) gem. § 1684 Abs. 3 Satz 3 BGB)
droht nicht nur eine Missachtung der
Partizipationsrechte des Kindes, sondern
auch die Verletzung der Menschen würde,
des Persönlich keits rechts und des Rechts
auf Leben und körperliche Un versehrt -
heit dieser Kinder, wie sich bedauer -
licher  weise bereits in zahlreichen Fällen
gezeigt hat.

Resümee

Die Bedeutung des Art. 12 UN-KRK
wird vielfach übersehen, unterschätzt
oder missachtet. Von einer konsequenten
Umsetzung der geforderten Partizipa -
tions   rechte sind wir im aufgezeigten, für
Minderjährige besonders prekären Be -
reich der Sorge- und Umgangs regelung
bei Elterntrennung noch weit entfernt,
obwohl in zahlreichen Fällen eben durch
die Beteiligung des Minder jährigen
nach   haltige Lösungen möglich wären.
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Die Altersgruppe der 0–3(–6)-Jäh  ri gen
weist eine besondere Vulnera bi li  tät, ein
großes Wachstums- und Entwick lungs -
potenzial und hohe Abhängigkeit von
familiärer Fürsorge auf. Nach der UN-
Kinder rechts konvention (UN-KRK)
bedeutet die konsequente Umsetzung
und Realisierung der Rechte dieser Grup-
pe, dass die Vertragsstaaten besondere
An strengungen unternehmen müssen,
um die formulierten Ziele im Hin blick
auf eine möglichst weitgehende Aus -
schöp  fung dieses Potenzials der Jüngsten
zu erreichen.

Die sich entwickelnden Programme
zu Frühen Hilfen in Deutschland in Ver -
bindung mit einem verbesserten Angebot
für familienergänzende Betreu ung und
Erziehung nehmen diese Anre gungen auf
und bringen damit die Umsetzung der
UN-KRK voran.

Begriffsbestimmung Frühe Hilfen

Frühe Hilfen bilden lokale und regiona-
le Unterstützungssysteme mit ko or  di nier    ten
Hilfsangeboten für Eltern und Kin der ab
Beginn der Schwangerschaft und in den
ersten Lebensjahren mit  ei nem Schwer  -
punkt auf der Altersgruppe der 0- bis 3-
Jährigen. Sie zielen darauf ab, Entwick -
lungs möglichkeiten von Kin dern und
 Eltern in Familie und Gesell schaft früh -
zei tig und nachhaltig zu verbessern. Neben
alltagspraktischer Unter stützung wollen
Frühe Hilfen insbesondere einen Beitrag
zur Förderung der Beziehungs- und Erzie   -
hungs kompe tenz von (werdenden) Müt -
tern und Vätern leisten. Damit tragen sie
maßgeblich zum gesunden Auf  wach sen
von Kindern bei und si chern deren Rechte
auf Schutz, Förderung und Teilhabe. 

Frühe Hilfen umfassen vielfältige so -
wohl allgemeine als auch spezifische, auf-
einander bezogene und einander ergänzen -
de Angebote und Maßnahmen. Grund -
legend sind Angebote, die sich an alle
(wer  denden) Eltern mit ihren Kin dern
im Sinne der Gesundheits förderung rich-
ten (universelle/primäre Prävention).

Darüber hinaus wenden sich Frühe Hil fen
insbesondere an Fami lien in Pro blem -
lagen (selektive/sekun dä re Präven tion).
Frühe Hilfen tragen in der Arbeit mit
den Familien dazu bei, dass Risiken für
das Wohl und die Ent wicklung des Kindes
frühzeitig wahrgenommen und reduziert
werden. Wenn die Hilfen nicht ausrei-
chen, eine Gefähr dung des Kindes wohls
abzuwenden, sorgen Frühe Hilfen dafür,
dass weitere Maßnahmen zum Schutz des
Kindes ergriffen werden. 

Frühe Hilfen basieren vor allem auf
multiprofessioneller Kooperation, bezie-
hen aber auch bürgerschaftliches Engage -
ment und die Stärkung sozialer Netz -
werke von Familien mit ein. Zentral für
die praktische Umsetzung Früher Hilfen
ist deshalb eine enge Vernetzung und
Ko  ope ration von Institutionen und An -
geboten aus den Bereichen der Schwan ger-
schaftsberatung, des Gesund heits we sens,
der interdisziplinären Früh för de rung, der
Kinder- und Jugendhilfe und weiterer
sozialer Dienste. Frühe Hilfen haben da -
bei sowohl das Ziel, die flächendeckende
Versorgung von Familien mit bedarfsge-
rechten Unterstützungs ange bo ten voran-
zutreiben, als auch die Quali tät der
Versorgung zu verbessern.

Diese Definition des Begriffs »Frühe
Hilfen« wurde vom Wissenschaftlichen
Bei rat des Nationalen Zentrums Frühe
Hil fen (NZFH) in Zusammenarbeit mit
dem NZFH und dem Fachbeirat des
NZFH erarbeitet und verabschiedet (vgl.
www.fruehe-hilfen.de). Die Begriffs be -
stim mung spiegelt den derzeitigen Stand
der Diskussion über Frühe Hilfen wie-
der. Sie versucht eine Differen zie rung
zwischen der frühzeitigen präventiven
För  de  rung von Eltern kom  pe ten zen und

der gesunden Entwick  lung von Kin dern
einerseits sowie der interventionellen
Ebe nen des Kinder schutzes andererseits.
Während im allgemeineren Sinn der
Begriff Kinderschutz diese frühe För de -
rung beinhalten kann, soll in diesem Text
aus Gründen der begrifflichen Ab gren -
zung Kinderschutz als Abwehr von Kin -
des wohl gefährdung benutzt werden. 

Die UN-KRK hebt in Art. 19 den
spe ziellen Schutz von Kindern vor Miss -
handlung und Vernachlässigung als Auf -
gabe aller Vertragsstaaten hervor, die in
allen Gesetzgebungs-, Verwaltungs-,
Sozial- und Bildungsmaßnahmen um -
zusetzen ist. Das Grundgesetz verpflichtet
die staatliche Gemeinschaft dazu, über
die Einhaltung der elterlichen Pflichten

Ute Thyen

Orientierungen aus der UN-Kinderrechtskonvention 
für den Bereich der Frühen Hilfen

Artikel 19
[Schutz vor Gewaltanwendung, Misshandlung, Verwahrlosung]

(1) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs-,
Sozial- und Bildungsmaßnahmen, um das Kind vor jeder Form körperlicher oder
geistiger Gewaltanwendung, Schadenzufügung oder Misshandlung, vor Verwahr -
losung oder Vernachlässigung, vor schlechter Behandlung oder Ausbeutung
 einschließlich des sexuellen Missbrauchs zu schützen, solange es sich in der Obhut
der Eltern oder eines Elternteils, eines Vormunds oder anderen gesetzlichen
Vertreters oder einer anderen Person befindet, die das Kind betreut.

(2) Diese Schutzmaßnahmen sollen je nach den Gegebenheiten wirksame
Verfahren zur Aufstellung von Sozialprogrammen enthalten, die dem Kind und
denen, die es betreuen, die erforderliche Unterstützung gewähren und andere
Formen der Vorbeugung vorsehen sowie Maßnahmen zur Aufdeckung, Meldung,
Weiterverweisung, Untersuchung, Behandlung und Nachbetreuung in den in
Absatz 1 beschriebenen Fällen schlechter Behandlung von Kindern und gegebenen-
falls für das Einschreiten der Gerichte.



31

UN-Kinderrechtskonvention: Förderung

IzKK-Nachrichten 2009-1: UN-Kinderrechtskonvention – Impulse für den Kinderschutz

gegenüber ihren Kindern zu wachen
(Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG). Beim Schutz -
auftrag im Hinblick auf Kindeswohl -
gefährdung handelt es sich um eine ho -
heit liche Pflichtaufgabe der staatlichen
Ge mein  schaft, die einen Eingriff in das
elterliche Sorgerecht legitimiert, die aber
auch Rechte von Eltern und Kindern
auf partizipativ gestaltete Hilfen umfasst,
wel  che im Sozialgesetzbuch VIII als
Rechts  anspruch auf Dienst- und mate  -
riel le Leistungen verankert sind. Das
heißt, dieser Schutzauftrag generiert nach
dem Sozialgesetzbuch VIII auch Rechte
von Eltern und Kindern, die Leis   tungs -
ansprü che nach sich ziehen.

Insofern kann man bei einer engeren
Auslegung des Begriffs »Kinderschutz«
von einer Pflicht zum Handeln sprechen,
die dann eintritt, wenn eine deutlich
negative Abweichung von einer als gerade
noch ausreichend angesehenen Ver sor -
gung, Förderung und Zuwendung zum
Kind festgestellt werden kann. Was je -
weils als noch ausreichend definiert wird,
unterliegt dem gesellschaftlich-kulturel-
len Diskurs, den ökonomischen Gege -
ben heiten einer Gesellschaft, der Präsenz
und Bedeutung von Kindern im Zusam -
menleben sowie den politischen und
rechtlichen Rahmenbedingungen. 

Innerhalb dieses engeren begrifflichen
Kontextes können Screeningverfahren
zur Früherkennung von potenziell von
Misshandlung und Vernachlässigung
bedrohten Kindern auch als präventive
Maßnahme des Kinderschutzes angese-
hen werden (vgl. Kindler/Lillig 2005).
Es muss aber darauf hingewiesen werden,
dass die gängigen Screeningverfahren ins -
gesamt eher unspezifisch sind und eine
hohe Zahl falsch positiver (d.h. nicht
gerechtfertigter Identifizierung als poten-
ziell misshandelnde/vernach läs  si gen de
Familie) Befunde nach sich ziehen und
damit ein hohes Potenzial für Stig ma -
tisierungen haben. Der Einsatz solcher
Screeningverfahren, z.B. in Ge burts -
kliniken, erfordert, dass den identifizier-
ten Familien im Anschluss konsequent
passende Hilfen zur Verfü gung gestellt
und die Familien zur Inanspruch nahme
motiviert werden müssen. Dabei bleiben
die Angebote auf dieser Stufe auf frei -
williger Basis, da ja in der Regel die Gren-
zen zu einer akuten Kindeswohl gefähr -
dung noch nicht überschritten sind.
Würde aus dem Screeningansatz jedoch

ein Meldesystem in Richtung Jugendamt
abgeleitet, unterläge dies sicherlich ver-
fassungsrechtlichen Beden ken. Es würde
letztendlich eine Vorver lagerung des staat -
lichen Wächteramts in die Gesund heits -
hilfe bedeuten und den staatlichen Kon -
trollraum von identifizierbaren Fällen
auf potenzielle Risiko konstellationen aus -
dehnen (vgl. Meysen u.a. 2008). Dieses
Konzept unterscheidet sich grundsätzlich
von dem Ansatz Frü her Hilfen im Sinne
einer präventiven Unterstüt zung von
Eltern und Kindern. 

Demgegenüber handelt es sich bei
früher Förderung und Bildung um eine
intendierte positive Abweichung von
einem gerade noch ausreichenden Ist-
Zustand. Sie kann daher nicht erzwun-
gen, sondern nur angeboten werden. Im
Prinzip folgt ein solcher Ansatz der Re -
silienzförderung – weg von einem tradi-
tionellen Defizit-Ansatz (z.B. Früh warn -
systeme) und hin zu einem kompetenz-
und ressourcenorientierten Ansatz (frühe
Entwicklungsförderung) (vgl. Wust mann
2005). Die Liebe, Zuwen dung, Förde -
rung, Unterstützung, Bil dung und Teil -
habe, die Eltern ihren Kin dern anbieten,
ist nach oben nicht limitiert. Die mei-
sten Eltern können die Er weiterung die-
ses Maßes von »ausreichend« auf »gut«
selbst realisieren. Be stimmte Gruppen
von Eltern und Kin dern können jedoch
aufgrund ihrer Le bensumstände von
einer gezielten Unter stützung in beson-
derem Maße profitieren. 

Frühe Hilfen sind genau zwischen
früher Förderung und Kinderschutz an -
ge sie delt: Sie haben zum Ziel, die Eltern
zu einer gelingenden Versorgung und
För  de    rung ihrer Kinder zu befähigen und
damit auch eine positive Entwick lung
der Kin der anzustoßen, sollen aber auf
der anderen Seite auch negative Ent wick -
lungen frühzeitig erkennen und nach
Möglich keit verhindern. 

In der Kommunikation des Frühe-
Hil fen-Angebots muss den Familien daher
deutlich werden, ob die elterlichen Fä -
hig keiten als noch ausreichend gewürdigt
und durch ein zusätzliches Angebot be -
reichert werden sollen, oder ob mehr oder
weniger direktiv eine Verbesserung an zu -
streben ist. Eltern verstehen diesen Un ter  -
schied sehr gut; vor allem verstehen sie,
wenn eine implizite Kritik nicht explizit

geäußert wird. Die fehlende Transparenz
in diesem Punkt führt zu großen Schwie -
rig keiten im Zugang zu betroffenen Fa -
mi lien, insbesondere wenn der Zugang im
Sinne der sekundären Prävention er folgt
und sich nur an solche Familien wen det,
bei denen besondere Risiken identifiziert
wurden. Diese Familien haben sicherlich
ein statistisch erhöhtes Risiko für »nicht
ausreichend gute Elternschaft« in der Zu -
kunft, aber sie identifizieren dieses Ri si ko
nicht bei sich selbst. Die Selbst ein schät -
zung, als Eltern nicht ausreichend gut zu
sein, ist ein kränkender und quälender
Refle xions prozess, der zunächst auf mas-
siven Widerstand stößt. 

Zugangswege zu Familien verbessern
bedeutet größere 
Versorgungs gerechtigkeit

Die UN-KRK fordert in Art. 2, dass
Kinder bei der Inanspruchnahme von
Versorgungsleistungen und bei der Parti  zi -
pation nicht diskriminiert werden dürfen.
Diskriminierung äußert sich häufig als
Barriere im Zugang zu Ange boten, die
aus der sozialen Lage, dem Bildungs hin ter -
grund oder der kulturellen Zuge hö  rig keit
der Familie resultiert. Die Fo kussierung
auf  bestimmte Risiko popu la tionen birgt
das Potenzial einer Stig ma ti sierung. An -
ge bote, die für alle Eltern vorgehalten
werden, weil sie für alle sinn voll und gut
erscheinen, sind dagegen weniger stigma-
tisierend für die Inanspruchnehmenden.
Dazu gehören aus der subjektiven Sicht
von Eltern so verschiedene Angebote wie
Geburts vor bereitungskurse, die Inan -
spruch nahme einer Hebamme nach der
Geburt, die Früherkennungs unter su -
chun gen für Kinder, das Angebot eines
Kinder garten platzes (und in Zukunft
auch das An gebot eines Krippenplatzes),
die Bereit stellung von Kinderspielplätzen
und andere infrastrukturelle und finan-
zielle Leistungen. Insofern bieten univer-
selle Zugangswege und eine positive For -
mulierung als (latente) Dienstleistung
für alle einen guten Zugang zu Familien. 

Einem universellen Zugangsweg den
Vor zug zu geben, ergibt sich nicht nur aus
den genannten Gründen der potenziel len
Stig matisierung bei einem Zu gang über
die Definition von Risiko konstel  latio nen,
son dern folgt auch der UN-Kin der rechts -
konvention:
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Art. 24 UN-KRK formuliert, dass die
Ver tragsstaaten sich bemühen sicherzu-
stellen, dass keinem Kind das Recht auf
Zugang zu Gesundheitsdiensten vorent-
halten wird. In diesem Sinne kann zu -
gunsten einer Regelung der Länder für
verbind liche Einladungen zu den Früh -
erken nungs    untersuchungen argumentiert
werden, auch wenn der daraus folgende
Schritt, das Jugendamt zu informieren,
falls keine Inanspruch nahme erfolgt, teil-
weise als rechtlich und sozialpolitisch
pro  blematisch kritisiert wird.

Wenn Frühe Hilfen auch als Angebot
der Gesundheitsförderung angesehen
werden und Kinder nach der UN-Kin -
derrechtskonvention ein Recht auf eine
maximale Ausschöpfung der Chancen
auf gesundes Aufwachsen haben, muss
sichergestellt sein, dass ein universeller
Zugang zu diesen Angeboten besteht.
Daher war in der Altersgruppe der unter
Dreijährigen der Zugang über das Ge -
sundheitswesen eine strategisch richtige
Entscheidung, da die Jugendhilfe tra -
ditio nell keinen universellen Zugang zu
Familien mit Kindern in dieser Alters -
gruppe hat(te).  

Allerdings geht diese strategische Ent -
scheidung mit einer zum Teil geringen
Qualifizierung der beteiligten Ak teu re
im Bereich frühe Erziehung, Bil dung
und psychosoziale Unter stützung einher.
Aus diesem Grund ist in den Kin der -
schutz gesetzen und den entsprechenden
Ab schnitten über Frühe Hilfen die Not -
wen digkeit von Fort- und Wei ter  bildung
festgeschrieben – allerdings häufig ohne
klare Aussagen zu einer strukturellen
Ver ankerung oder zu qualitätssichernden
Maßnahmen. 

Es besteht kein Zweifel, dass alle
erwachsenen Personen, die professionell
mit jungen Kindern in Berührung kom-
men, ausreichende Kompetenzen haben
müssen zu erkennen, wann die Grenze
von »nicht mehr ausreichender« Fürsorge
und damit eine Gefährdung des Kindes -
wohls gegeben ist und wie sie dann han-
deln müssen. § 8a SGB VIII wendet sich
spezifisch an die Fachkräfte der Kinder-
und Jugendhilfe. Auch im Bereich der
Frühen Hilfen verlangt – auch wenn dies
nicht explizit gesetzlich geregelt ist –
eine Tätigkeit im Gesundheitswesen,
z.B. als Pflegekraft, Hebamme oder ÄrztIn
eine solche Handlungskompetenz. 

Die Frühen Hilfen können interven-
tionellen Kinderschutz nicht ausgrenzen,
sondern müssen Schnittstellen verant-
wortungsvoll gestalten. Die Formen und
Veror tung dieser Schnittstellen müssen
für die Familien transparent gemacht
werden. Empathische Unterstützung von
Fami lien und eine eigene klare Haltung
sowie Kommunikation über gesellschaft-
liche Anforderungen an »ausreichend
gute« Elternschaft und Hinweise für
Inter ventionsmöglichkeiten des Staates
schließen sich dabei keineswegs aus.

Manche Familien profitieren von Hel fern,
die Gren zen setzen, Struktur geben und
Kontrolle ausüben. Diese komplexe Auf -
gabenstellung bedeutet aber auch, dass 
es sich um eine anspruchsvolle Ar beit
mit Familien handelt, die ein hohes Maß
an professioneller Kompe tenz, fach licher
Un terstützung durch die Ein  rich tung,
externer Fachberatung, Super visions  mög -
lichkeiten und eigener Re flexion bedarf. 

Art. 29 UN-KRK formuliert, dass El -
tern in der Erreichung von Bildungs zielen
unterstützt werden sollen. In Deutsch -
land ist der Zugang zu Bildung und Ent -
wicklungsförderung für junge Kinder im
besonderen Maße abhängig von der
sozio  ökonomischen Situation der Eltern,
de ren Bildungsgrad und ggf. einer Mi -
gra     tions erfahrung. Die zahlreichen, oft
qualitativ hochwertigen Ange bo te der
Familien bildungsstätten, Bera tungs stel len
oder privaten Anbieter zur Förderung
von Bewegung, Kommunikation und

emotionaler Entwicklung erreichen nahe -
zu ausschließlich bildungsnahe und öko-
nomisch eher abgesicherte Familien. Dies
sind Eltern, die über ausreichende orga-
nisatorische, zeitliche und ökonomische
Ressourcen verfügen, ihren Kindern eine
»Extraportion« an früher Förderung an -
zubieten. Familien, denen diese Res sour  -
cen fehlen, werden in aller Regel nicht
erreicht – ein bekannter Tat be stand, der
in den Gesundheits wissen schaf ten mit
dem »Präventions-Para doxon« be schrie ben
wird. Formuliert und organisiert man

Artikel 24
[Gesundheitsvorsorge]

(1) Die Vertragsstaaten erkennen das Recht des Kindes auf das erreichbare
Höchstmaß an Gesundheit an sowie auf Inanspruchnahme von Einrichtungen zur
Behandlung von Krankheiten und zur Wiederherstellung der Gesundheit. 
Die Vertragsstaaten bemühen sich sicherzustellen, dass keinem Kind das Recht 
auf Zugang zu derartigen Gesundheitsdiensten vorenthalten wird. 

(2) Die Vertragsstaaten bemühen sich, die volle Verwirklichung dieses Rechts
sicherzustellen, und treffen insbesondere geeignete Maßnahmen, um
a) die Säuglings- und Kindersterblichkeit zu verringern;
b) sicherzustellen, dass alle Kinder die notwendige ärztliche Hilfe und Gesund -
heitsfürsorge erhalten, wobei besonderer Nachdruck auf den Ausbau der gesund-
heitlichen Grundversorgung gelegt wird;
c) Krankheiten sowie Unter- und Fehlernährung auch im Rahmen der gesundheit-
lichen Grundversorgung zu bekämpfen, unter anderem durch den Einsatz leicht
zugänglicher Technik und durch die Bereitstellung ausreichender vollwertiger
Nahrungsmittel und sauberen Trinkwassers, wobei die Gefahren und Risiken der
Umweltverschmutzung zu berücksichtigen sind;
d) eine angemessene Gesundheitsfürsorge für Mütter vor und nach der
Entbindung sicherzustellen;
e) sicherzustellen, dass allen Teilen der Gesellschaft, insbesondere Eltern und
Kindern, Grundkenntnisse über die Gesundheit und Ernährung des Kindes, 
die Vorteile des Stillens, der Hygiene und die Sauberhaltung der Umwelt sowie 
die Unfallverhütung vermittelt werden, dass sie Zugang zu der entsprechenden
Schulung haben und dass sie bei der Anwendung dieser Grundkenntnisse
Unterstützung erhalten;
f ) die Gesundheitsvorsorge, die Elternberatung sowie die Aufklärung und die
Dienste auf dem Gebiet der Familienplanung auszubauen.
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Angebote so, dass sie sich gleichermaßen
an alle wenden und durch aufsuchende
Angebote gegebenenfalls Wege erleich-
tern (beispielsweise kurz nach der Ge -
burt eines Kindes), lässt sich sicherstel-
len, dass alle werdenden Eltern zumin-
dest die Ba sis  informationen erlangen.
Wenn Eltern dann Interesse und Bedarf
äu ßern, können Brücken gebaut und 
es kann für die Inanspruchnahme von
 frühen Maß   nah men zur Förderung der
Kin der oder zur Unterstützung der
Eltern ge wor ben werden.

Frühe Hilfen und Frühförderung
 integrieren

Im Sinne der UN-KRK erscheint es
fragwürdig, ob die Aufteilung in das Ge -
biet der Frühen Hilfen, die sich primär
auf eine Verbesserung des gesunden Auf -
wachsens im Bereich der sozial-emo -
tionalen Entwicklung richten, und das
Gebiet der Frühförderung von Kindern,
die von einer Behinderung in der geis -
tigen oder körperlichen Entwicklung
bedroht sind, sinnvoll ist. Während in
anderen Bereichen der Jugend- und
Sozialhilfe heftig um die Aufhebung
 dieser Trennung gerungen wird, ist sie
hier einmal mehr zementiert worden.
Auch im Hinblick auf die Berück sich  -
tigung der eben unterzeichneten UN-
Konven tion über die Rechte der Be -
hinder ten erscheint dies problematisch.
Das System der heilpädagogischen oder
in terdisziplinären Frühförderung ist im
Sozial  gesetz buch IX (Teilhabe von Men -
schen mit Behinderungen) geregelt.
Hier besteht ein Rechtsanspruch auf
frühe Förderung für Kinder mit geistiger
und körperlicher Entwicklungsstörung.
Da aufgrund der Dynamik der kindlichen
Entwicklung klar war, dass die Präven -
tion einsetzen muss, bevor eine endgül -
tige Diagnose gestellt werden kann, sind
hier auch Kinder bis zu sechs Jahren
eingeschlossen, die von einer Behin de rung
bedroht sind. Das System der Früh för -
derung bietet einen universellen, nicht
stigmatisieren den Zugang und einen
Leis  tungs anspruch durch die antragstel-
lenden Eltern sowie eine Leistungs ver -
pflichtung der Kommune. Dass auch hier
die Mittel oft begrenzt sind und daher
versucht wird, Leistungen nicht zu ge wäh-
ren, wider  spricht nicht der Syste ma tik
des An satzes. Wenn die Früh förde rung

in diesem Sinn auf die Förderung der
 sozial-emotionalen Entwicklung ausge-
dehnt würde, z.B. weil das Kind aufgrund
bestimmter Faktoren, wie einer psychi-
schen Erkrankung der Eltern, von einer
seelischen Entwicklungsstörung bedroht
ist, könnten die genannten Vorteile in
den Zugangswegen genutzt werden.
Auch die Arbeitsweise ist prinzipiell ana-
log: kindzentriert und familienorientiert,
gemeindenah, oft aufsuchend oder in
kleinen Eltern-Kind-Gruppen. In der
Frühförderung geht es ebenfalls um einen
ganzheitlichen Ansatz der Förde rung von
jungen Kindern, wobei hier mehr als
bei den Frühen Hilfen auf An leitung der
Eltern in allen Entwick lungs bereichen
wie Bewegung, Emotio nen, Kognition
gesetzt wird. Die Reali sierung von Ent -
wicklungs fort schritten in diesen Berei chen
der kindlichen Entwicklung kann nur
gelingen, wenn die Eltern über ausreichen -
de Kompetenzen verfügen, das Kind
anzunehmen, emotionale Zuwen dung
zu geben, vor Gefahren zu schützen,
Sicher heit und Kontinuität zu vermitteln,
an zu leiten und mit dem Kind zu spielen,
zu kommunizieren und mit der Kultur
vertraut zu machen. Deshalb ist Förde rung
dieser Kompetenzen ebenso Be stand  teil
der Frühförderung wie die so ziale Bera -
tung zur Verbesserung von Kon  text fak to -
ren, die den Eltern die Ge staltung des
Familienlebens erschweren. Da die Gren -
zen gerade in der Alters gruppe bis drei
Jahre oft unscharf sind, wird bereits jetzt
ein Teil der Kinder, die von Frühen Hil fen
profitieren sollen, in der Früh för de rung
betreut. Ein analoger Zugang zu Frühen
Hilfen wie zur interdisziplinären Früh -
för derung würde auch den sozialen Gra -
dienten der Inanspruch nahme verringern.
Das Nebeneinander von Frühen Hilfen,
die noch wenig und wenn dann im Sozial -
gesetzbuch VIII verankert sind, und
einem parallelen System in der Behinder  -
tenhilfe führt möglicherweise zu weiteren
Schnittstellen proble men und Rei bungs -
verlusten. Die Frag mentierung, fehlende
Qualitätssicherung und unzureichende
Qualifizierung der Angebote für alle
Kinder in der Alters gruppe bis zu drei
Jahren widerspricht den Empfehlungen
der UN-Kinder rechts kommission.

Voraussetzungen einer umfassenden
Förderung von Kindern

Die Umsetzung eines solchen univer-
sellen Angebots erfordert deutlich mehr
finanzielle Ressourcen, als derzeit zur
Verfügung gestellt werden. Dies würde
sowohl aus der Forderung nach einem
universellen, präventiven Ansatz als auch
der Berücksichtigung der Prinzipien der
Inklusion von Menschen mit Behin de -
run    gen (bei der Altersgruppe bis drei Jahre
sind dies alle Kinder mit vorhan  de nen
und drohenden Entwicklungs stö run gen
unabhängig von der Ätiologie der Stö -
rung) folgen. Im Prinzip müsste ein uni-
verselles Beratungsangebot (z.B. ein bis
drei Hausbesuche bei jeder Familie vor
oder kurz nach der Geburt) in die Ge wäh-
rung von länger dauernden Hilfen bei
etwa 10 bis 15 Prozent aller Familien in
Deutschland münden. Bereits heute liegen
bei dieser Zahl von Kindern und Jugend  -
lichen Entwick lungs störungen und Ver -
haltensstörungen vor, häufig eine Kom -
bi nation von seelischen, geistigen und
körperlichen Auf fälligkeiten, die unter
dem Stichwort »neue Morbidität« zu sam -
mengefasst werden. Das Ziel sowohl der
Frühen Hilfen als auch der frühen För -
derung ist es, Umfang und Ausprägung
dieser Ent wick lungsstörungen zu verrin-
gern. Dabei müssen nach den Empfeh lun-
gen der WHO bestimmte Versor gungs -
prinzipien beachtet werden: 

Angebote sind gemeindenah 
Menschen kennen sich im engeren

Lebensumfeld am besten aus und fühlen
sich dort vertraut und sicher. Die krasse
Fehlverteilung von Angeboten des Ge -
sund  heits-, Bildungs- und Sozial wesens
in verschiedenen Stadtteilen und Kom -
munen, oft erzeugt durch die Nie der -
lassungsfreiheit von selbstständigen und
privaten Anbietern, aber auch durch
soziale Präferenzen der HelferIn nen, die
ganz überwiegend aus der Mittelschicht
stammen, steht einer Versorgungs ge rech -
tigkeit und damit Chancengleichheit dia-
metral entgegen. Weite Anfahrtswege,
eine damit erhöhte finanzielle Belastung
und der Besuch von Stadtteilen oder
Gegenden, die typischerweise von der Fa -
milie nicht aufgesucht werden, bilden
erhebliche Barrieren für eine Inan spruch -
nahme von Frühen Hilfen.



34

UN-Kinderrechtskonvention: Förderung

IzKK-Nachrichten 2009-1: UN-Kinderrechtskonvention – Impulse für den Kinderschutz

Angebote sind kultursensitiv 
Eine lebendige Gesellschaft setzt sich

aus vielen Kulturen zusammen. Dabei
müssen verschiedene Kulturen, aber auch
soziale Subkulturen und schichtspezifische
Differenzierungen innerhalb der Gesell -
schaft beachtet werden. Respekt vor den
Lebenswelten und Kulturen der Familien
erfordert eine hohe transkulturelle Kom -
petenz bei den Hilfeanbietern, die eigene
Wertehaltungen reflektiert. Dies erscheint
wichtiger als der Einsatz von muttersprach -
lichen HelferInnen. Die Infor ma tio nen
für Familien sollten in vielen Spra chen
formuliert und einem potenziell niedrigen
Bildungsniveau angepasst werden. 

Angebote sind partizipativ 
Familien müssen an der Entwicklung,

Durchführung und Evaluation von Hilfs -
angeboten beteiligt werden. Neben der
Einbindung von professionellen Fach -
kräf ten und gegebenenfalls wissenschaft-
lichen ExpertInnen sind Kinder  beauf -
trag te, ElternvertreterInnen und betrof -
fene Familien einzubinden. Dazu lassen
sich besondere Methoden bei schwer
erreichbaren Familien wie persönliche
Befragungen, Elternabende in Ein rich -
tungen, Diskussions möglich keiten auf
Freizeitveranstaltungen etc. nutzen. 
Die Wünsche der Eltern für ihre sehr
jungen Kinder müssen erfragt und ernst
genommen werden. Nahezu alle Eltern
wünschen sich ein gesundes Aufwachsen
ihres Kindes, Bildungs- und sozialen Er -
folg. Über die Möglichkeiten eines Bünd-
nisses mit Familien sollte bereits bei der
Planung von Programmen und Aktionen
nachgedacht werden. 

Angebote sind vernetzt 
Eine Vielzahl von verschiedenen, zum

Teil sogar konkurrierenden Angeboten
macht es Eltern schwer, sich zu orientieren.
Die kommunalen Träger haben hier die
Aufgabe, eine gerechte Informations -
versorgung sicherzustellen, sodass Infor -
ma tionen über bestehende Angebote
unabhängig vom Wohnort, dem Bil dungs   -
stand, der Nationalität, der Sprache und
Kultur der Familie ankommen.

Angebote sind angemessen finanziert
und eingebettet in strukturelle
Maßnahmen 

Derzeit besteht ein Missverhältnis
zwischen Angeboten, die auf Verhaltens -
prävention setzen, d.h. Eltern eine not-

wendige persönliche Änderung ihres Ver -
haltens abverlangen, und einer Ver hält -
nis prävention, die Lebens bedin gungen in
Armut oder kinderfeindlicher Umwelt -
gestaltung verhindert. Während Ersteres
sicher richtig und notwendig ist, fehlt es
an nachhaltigen Anstrengungen in letz -
terem Aktionsfeld. Der Kinderrechts -
ausschuss der UN kritisiert zu Recht die
Vernachlässigung der Zuteilung von
staatlichen Ressourcen im Frühbereich.

Angebote werden evaluiert 
Es kann nicht davon ausgegangen wer -

den, dass Programme im Bereich Frü her
Hilfen langfristig wirksam, für die be -
trof fenen Familien unschädlich und für
die Gesellschaft insgesamt nutzbringend
sind. Daher sollten Daten erhe bung,
Aus wertung, Interpretation und Monito  -
ring kontinuierlich durchgeführt werden,
um die Qualität und den Erfolg der
Maß   nah men abzusichern. Dabei sollen
nur solche Daten gesammelt werden, mit
denen wichtige Frage stellungen, z.B.
hin sichtlich der Zugangs wege, des Anti -
dis kri mi nie  rungs gebotes, des indivi du -
ellen Profits der NutzerInnen und der
Kosten beantwortet werden können.
Diese Daten sind meist nur sinnvoll zu
inter pretieren, wenn sie Daten aus den
fragmentierten Bereichen der Jugend hilfe,
des Gesund heitswesens und des Bil dungs -
bereiches integrieren und langfris tige
Beobachtung ermöglichen. Wegen der
hohen Anforde run gen an die Daten qua li -
tät sind gezielte, differenzierte Unter   su -
chungen von Stichproben und Kohor ten
ebenso notwendig wie die Erhebung von
(wenigen) Routinedaten.

Kontakt

Prof. Dr. Ute Thyen

Universität Schleswig-Holstein
Klinik für Kinder- und Jugendmedizin
Ratzeburger Allee 160
23538 Lübeck

Telefon: 0451/5002550
E-Mail: 
thyen@paedia.ukl.mu-luebeck.de
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UN-Kinderrechtskonvention: Rechtliche Verankerung

Im Mai 2000 verabschiedete die
UN-Generalversammlung zwei die Kin -
der rechts konvention ergänzende  Fakul -
tativ protokolle. Eines davon betrifft den
Kin derhandel, die Kinder prostitution
und die Kinderpornografie. Unter dem
Be griff »Kind« wird dabei, anders als im
deutschen Strafrecht, eine Person unter
18 Jah ren verstanden. Das Fakultativ  pro -
to koll dient dazu, den Schutz von Kin dern
und Jugendlichen vor den schlimms  ten
For men der kommerziellen Ausbeutung
zu verbessern. Angesichts der Zunahme
der kommerziellen sexuellen Ausbeutung
und der intensiven Nut zung der neuen
Vertriebs formen im In ternet für diese
Zwecke stellt das Fakul tativ proto koll  be -
tref fend den Kinder handel, die Kin der  -
prostitution und die Kinder porno  grafie
eine wichtige und notwenige materielle
Ergänzung der Kinder rechts konvention
dar. Das Fakul tativprotokoll enthält
erstmals eine Definition der Tatbestände
und verpflichtet die Staaten, sie mit Strafe
zu bewehren, was nach dem entspre chen-
den Artikel der Kinder rechts kon vention
ex plizit nicht der Fall ist. Das Fakultativ -
protokoll trat im Januar 2002 in Kraft.

Deutschland hat das Fakultativ pro  -
tokoll im September 2000 unterzeichnet
und die Ratifizierungsurkunde am 15.
Juli 2009 bei den Vereinten Nationen
hinterlegt. 

Die Vorgaben des Fakultativprotokolls
waren im deutschen Strafrecht bereits
weitgehend verankert. Die Umsetzung in
das deutsche Recht bedurfte lediglich
kleinerer Änderungen im Strafgesetz buch,
nämlich insbesondere Erweiterun gen von
§ 184b StGB (Verbreitung, Er werb und
Besitz kinderpornografischer Schriften),
die inzwischen vollzogen wurden. Die
not wendigen Änderungen sind mit dem
am 5. November 2008 in Kraft getrete-
nen Gesetz zur Umsetzung des Rah men -
beschlusses der Europäischen Union zur
Bekämpfung der sexuellen Ausbeu tung
von Kindern und der Kin der  porno grafie
erfolgt, mit dem auch der im Namen des
Gesetzes enthaltene Rahmenbeschluss

umgesetzt wurde. Damit war der Weg
für eine Ratifizie rung des Fakultativ -
protokolls frei. 

Das Gesetz führte mit der Neufassung
von § 184c StGB in erster Linie die Straf    -
barkeit von Verbreitung, Erwerb und
 Besitz von Jugendpornografie ein (Ver -
brei tung, Erwerb und Besitz von Kin der -
por no grafie waren schon bisher nach 
§ 184b StGB umfassend strafbar). Ju gend-
porno grafische Schriften sind porno gra -
fische Schriften, die sexuelle Hand lun  gen
von, an oder vor Personen  zwischen vier-
zehn und achtzehn Jahren zum Gegen -
stand haben. Dem geringeren Unwert   -
gehalt von Jugendpornografie im Ver -
gleich zu Kinderpornografie wurde durch
nied ri gere Strafdrohungen Rech nung
 getragen. Darüber hinaus ist der Besitz
ju gend   porno grafischer Schriften bzw.
das Sich verschaffen des Besitzes nur straf -
bar, wenn diese Schriften ein tatsäch liches
Ge schehen zum Gegenstand haben. In 
§ 184c Absatz 4 Satz 2 StGB ist außerdem
klargestellt, dass sich Ju gend liche nicht
strafbar machen, die pornografische
Schrif  ten besitzen, die sie selbst mit Ein -
willigung der dargestellten Jugend lichen
hergestellt haben. Das gilt auch dann,
wenn die Jugendlichen erwachsen werden. 

Das Gesetz enthält eine weitere Ände-
rung des Strafgesetzbuches, die zwar
nicht zur Umsetzung des Fakultativ pro -
to  kolls erforderlich war, aber zur Umset -
zung des Rahmenbeschlusses des Rates
zur Be  kämp fung der sexuellen Aus beu -
tung von Kindern und der Kinder porno -
grafie. Dabei handelt es sich um die
Erhöhung der Schutzaltersgrenze für den
sexuellen Missbrauch von Jugendlichen
gegen Ent gelt und unter Ausnutzung
einer Zwangs lage von 16 auf 18 Jahre. 
§ 182 Abs. 1 StGB wurde entsprechend
geändert. Die Änderung bewirkt unter
anderem, dass sexuelle Kontakte mit
min der jäh  rigen Prostituierten gegen Ent  -
gelt nicht mehr straflos sind (§ 182 Ab -
satz 2 StGB). Hierdurch sollen Jugend -
liche besser vor einem Abgleiten in die
Prostitution geschützt werden. 

Natürlich darf die mit dem Alter
wachsende sexuelle Selbstbestimmung
junger Menschen nicht außer Acht ge -
lassen werden. Bei der Gesetzesänderung
wurde das berücksichtigt. Es geht nicht
um die Kriminalisierung erster Liebes -
beziehungen von Jugendlichen. Auch
wei terhin macht sich niemand strafbar,
weil er eine/n Jugendliche/n ins Kino
einlädt, in der Hoffnung, es werde dort
oder im Anschluss daran zu Zärtlich kei -
ten kommen. Strafbar macht sich eine
Person über 18 Jahren nur, wenn sie die
Jugendliche oder den Jugendlichen für
die sexuellen Handlungen in irgendeiner
Weise »bezahlt«. Jugendliche können sich
aber nicht wegen sexuellen Miss brauchs
von anderen Jugendlichen gegen Entgelt
strafbar machen, da es bei dem Kontakt
zwischen Jugendlichen in der Regel an
dem erforderlichen Machtgefälle zwischen
Täter und Opfer fehlt.

Die Änderungen des Strafgesetz buches
zur Umsetzung des Rahmen beschlusses
der Europäischen Union zur Bekämp -
fung der sexuellen Ausbeutung von Kin -
dern und der Kinderpornografie sowie
zur Um  setzung des Fakultativprotokolls
be treffend den Kinderhandel, die Kin der-
prostitution und die Kinder por no grafie
tragen dazu bei, das Schutz niveau für
Kinder und Jugendliche vor sexueller Aus -
beutung zu erhöhen.

Susanne Bunke / Perdita Kröger

Die bundesdeutsche Rechtslage 
nach der Ratifizierung des Fakultativprotokolls

Kontakt

Susanne Bunke, Perdita Kröger

Bundesministerium der Justiz
Referat II A 2
(Strafgesetzbuch Besonderer Teil)
Mohrenstrasse 37
10117 Berlin

E-mail: kroeger-pe@bmj.bund.de
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UN-Kinderrechtskonvention: Schutz

Der Artikel 34 der UN-Kinderrechts -
konvention verpflichtet die Vertrags -
staaten, alle Anstrengungen zu unterneh-
men und Maßnahmen zu ergreifen, um
Kinder vor jeglicher Form der sexuellen
Gewalt zu schützen.

Obwohl sich der »Aktionsplan der
Bundesregierung zum Schutz von Kin dern
und Jugendlichen vor sexueller Gewalt
und Ausbeutung«1 an diesem Artikel
orientiert, hat eher ein anderes Ereignis
die Erarbeitung und den Abschluss die-
ses Dokuments forciert:

Nachdem die kommerzielle sexuelle
Ausbeutung von Kindern und Jugend -
lichen durch Prostitutionstouristen in
Südostasien Ende der 80er-Jahre drama-
tisch angestiegen war, initiierten insbe-
sondere SozialarbeiterInnen, die mit den
betroffenen Minderjährigen arbeiteten,
einen Kongress in Thailand, um Lösun  -
gen zur Bekämpfung dieser Gewalt zu
finden. Die Situation war zweifelsohne
nur durch internationale Zusammen -
arbeit zu ändern, und so wurde die Kam -
pagne ECPAT (End Child Prostitu tion
in Asian Tourism)2 gegründet. Um wirk-
same Maß nahmen zu entwickeln und
Verein barungen zu treffen, wurde zuneh-
mend deutlich, dass es eines internatio -
na len Treffens mit Regierungs ver tre terIn -
nen aller Länder bedurfte. Schwe den
erklärte sich bereit, den I. Welt kongress
gegen die gewerbsmäßige sexuelle Aus beu -
tung von Kindern im August 1996 in
Stockholm auszurichten. Eine auf diesem
Kongress erhobene zentrale Forderung
gegenüber allen Ländern war, nationale
Aktions pläne zu entwickeln, um einen
wirksamen Schutz von Minderjährigen
vor dieser Form der Gewalt zu gewähr-
leisten. Diese Forderung wurde auf dem
II. Welt kon gress gegen die kommerzielle
sexuelle Aus beutung von Kindern im
Dezem ber 2001 in Yokohama, Japan,
erneut gestellt.

Schon vor dem II. Weltkongress 
be gann Deutschland, einen solchen Ak -
tions   plan zu erarbeiten. Auf der Natio -
nalen Nachfolgekonferenz zum I. Welt -
kon gress, die im März 2001 in Berlin

stattfand, wurden die wesentlichen Eck -
punkte des Aktionsplans diskutiert.
Letzt endlich erfolgte seine Verabschie -
dung im Januar 2003.

Anfang 2008 erging die Einladung
zum III. Weltkongress gegen sexuelle Aus -
beutung von Kindern und Jugend lichen
an alle Regierungen, der diesmal in Rio
de Janeiro, Brasilien, im Novem  ber 2008
durchgeführt wurde. Im Rah men der
vorbereitenden Maßnahmen dazu legte
das Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ)
im letzten Jahr einen Sach standsbericht
zum Aktionsplan3 vor, der den bisherigen
Stand der Umsetzung von Zielen und
Maßnahmen beschreibt.

Den wesentlichen Schwerpunkt des
Aktionsplans bildete eine Reihe von 
ge  setzlichen Änderungen. Mit der Ra ti -
fizie rung des Fakultativprotokolls be tref -
fend den Kinderhandel, die Kin der pros -
titu tion und die Kinder porno gra fie durch
Deutsch land am 15. Juli 2009 ist nun
auch einer der letzten offenen Punkte an
rechtlichen Regelungen umgesetzt worden.

Des Weiteren wurden zahlreiche Fort -
bildungsveranstaltungen und Präven tions   -
maß nahmen gefördert. Dies bezüg lich
besteht ein kontinuierlicher Bedarf, dem
in der Weiterentwicklung des Aktions -
plans Rechnung getragen werden muss.
Defizite bei der Umsetzung des Aktions -
plans werden insbesondere be züg    lich der
Realisierung von For schungs vorhaben
und des Monitorings zu verschiedenen
Maßnahmen deutlich. Haupt sächlich in

den Themenfeldern »Sexuell grenzverlet-
zende Jugendliche« und »Schutz vor
sexu   alisierter Gewalt durch Professionelle
in Institutionen« besteht weiterer Hand -
lungsbedarf.

Die Veranstaltung des III. Weltkon gres    -
ses und die notwendigen Vorberei tun  gen
dafür haben wesentlich dazu beigetragen,
dass das Thema des Schutzes von Kin -
dern und Jugendlichen vor jeglicher Form
sexueller Gewalt wieder an die oberste
Stelle der politischen Agenda in Deutsch -
land gerückt ist.

Vor allem die Bekämpfung von Kin der -
pornografie hat auf politischer Ebene 
in Deutschland in den letzten Monaten

einen besonderen Stellenwert eingenom-
men. Mittlerweile wurde ein Gesetz dazu
von Bundestag und Bundesrat verabschie -
det, das die Sperrung von Internet seiten
ermöglicht, die Darstellungen sexu eller
Gewalt gegen Kinder enthalten, wie dies

Sabine Herzig

Schutz von Kindern und Jugendlichen vor sexueller Gewalt
nach Artikel 34 UN-Kinderrechtskonvention 

Artikel 34
[Schutz vor sexuellem Missbrauch]

Die Vertragsstaaten verpflichten sich, das Kind vor allen Formen sexueller
Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs zu schützen. Zu diesem Zweck treffen 
die Vertragsstaaten insbesondere alle geeigneten innerstaatlichen, zweiseitigen
und mehrseitigen Maßnahmen, um zu verhindern, dass Kinder
a) zur Beteiligung an rechtswidrigen sexuellen Handlungen verleitet oder
 gezwungen werden;
b) für die Prostitution oder andere rechtswidrige sexuelle Praktiken ausgebeutet
werden;
c) für pornographische Darbietungen und Darstellungen ausgebeutet werden.

1 Download des Aktionsplans unter:
http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/generator/
RedaktionBMFSFJ/Abteilung5/Pdf-Anlagen/
aktionsplan-schutz-von-kindern-deutsch,
property=pdf,bereich=bmfsfj,sprache=de,
rwb=true.pdf

2 ECPAT hat sich mittlerweile als international
agie rende Organisation in zahlreichen Ländern
etabliert und den Namen aufgrund des erweiter-
ten Arbeitsfeldes angepasst; sie heißt nun 
»End Child Prostitution, Child Pornography and
Trafficking of Children for Sexual Purposes«. 

3 Download des Sachstandsberichts:
http://www.bmfsfj.de/bmfsfj/generator/BMFSFJ/
Service/Publikationen/publikationen,did=114248.
html



37IzKK-Nachrichten 2009-1: UN-Kinderrechtskonvention – Impulse für den Kinderschutz

in anderen Ländern wie beispiels weise
Norwegen, Dänemark, Schweden, Neu -
seeland und Kanada schon praktiziert
wird. Bevor es in Kraft treten kann, wird
es derzeit durch die Europäische Kom -
mis sion im Rahmen des Notifizierungs -
verfahrens geprüft.

Vor allem aber sind Maßnahmen aus-
zubauen, um die Opfer dieser Form der
sexuellen Ausbeutung erkennen zu können.
Ihnen müssen adäquate Unter stüt zung
und Hilfen zur Verfügung gestellt werden,
und es gilt, spezifische Therapie konzepte
für sie zu entwickeln.

Über die aktuell politisch gesetzten
Schwerpunkte hinaus müssen wir weitere
Ziele verfolgen:
• Seit fast 20 Jahren wird wiederholt

darauf hingewiesen, dass in den Aus -
bildungen für Berufe, in denen mit
Kindern und Jugendlichen gearbeitet
wird, Grundkenntnisse über (sexuelle)
Gewalt an Minderjährigen vermittelt
werden müssen.

• Zudem sollten Fach- bzw. Lehrkräfte
diese Problematik – auch im Hinblick
auf den Umgang mit den neuen Me -
dien – regelhaft im Unterricht auf -
grei fen. Die Schule eignet sich dafür,
weil aufgrund der Schulpflicht alle
Kinder erreicht werden können.

• Eine entsprechende Qualifizierung
aller Fachkräfte, die mit Tätern und
Betroffenen sexueller Gewalt arbeiten,
muss u.a. durch laufende Fort- und Wei  -
terbildungsangebote gewährleistet sein. 

• Es bedarf ausreichend zielgruppen -
spezifischer und bedarfsorientierter
Bera tungs- und Hilfeangebote sowohl
für Betroffene als auch Täter sexu -
eller Gewalt. 

• Die interdisziplinäre Kooperation der
verschiedenen Institutionen und Pro fes -
sionen ist grundlegende Voraus set zung
für einen wirksamen Opferschutz.

• Die häufig unsichere Finanzierung von
Beratungs- und Hilfeeinrich tun gen zur
Unterstützung der Opfer sexueller
Gewalt sowie zur Prävention wird im -
mer wieder als Problem be nannt und
er schwert die Arbeit der Fach kräfte.

An diesen Punkten zeigt sich der Be darf,
unter Berücksichtigung des förderalen
Systems in Deutschland zwischen Bund,
Ländern und Kommunen ins Ge spräch
zu kommen und gemeinsam an Lösun gen
und ggf. Finanzierungs model len zu ar -

beiten. Ein Verschieben der Verant wor tung
auf die jeweils andere politische Ebe  ne
ist eine Hemmschwelle für das Erreichen
der in Art. 34 UN-KRK ge nannten Ziele
und schadet letztendlich den Opfern.

Selbstverständlich reicht der Blick auf
Deutschland nicht aus. In jedem Land
der Welt werden Kinder sexuell misshan-
delt und ausgebeutet, und es bedarf der
internationalen Zusammenarbeit, um
weitere Schritte dagegen zu unternehmen.
Die Verhinderung sexueller Ausbeutung
von Kindern und notwendige Maß nah -
men zur Erreichung dieses Ziels müssen
z.B. auch ein Thema in der Entwick lungs-
zusammenarbeit sein.

Aktuell werden im BMFSFJ Eck punk te
für die Weiterentwicklung des Ak tions plans
erarbeitet, die auf den For de rungen der
Vor- und Nachbereitungs veranstal tun  gen4

zum III. Weltkongress sowie auf dem
Abschlussdokument von Rio de Janeiro5

basieren. Die ExpertInnen, die sich an
den entsprechenden Veranstal tun gen be -
teiligten, waren sich darüber einig, dass
dringend eine Gesamtstrategie in Deutsch -
land zur Bearbeitung der Pro ble matik
entwickelt werden muss. Diese soll vor
allem die Förderung nachhaltiger Maß -
nahmen und Strukturen umfassen und
nicht auf die Finanzierung einzelner kurz-
fristiger Projekte setzen.

UN-Kinderrechtskonvention: Schutz

4 Umfassende Informationen zu den Vor- und
Nachbereitungsveranstaltungen und ihren
Ergebnissen sind auf der Internetseite des IzKK
unter http://www.dji.de/izkk zu finden.

5 »The Rio de Janeiro Declaration and Call for
Action to Prevent and Stop Sexual Exploitation 
of Children and Adolescents«. 
Download des Dokuments in deutscher und eng-
lischer Sprache unter:
http://www.ecpat.net/WorldCongressIII/index.php

Kontakt

Sabine Herzig

Deutsches Jugendinstitut e.V.
Informationszentrum
Kindesmisshandlung/
Kindesvernachlässigung
Nockherstraße 2
81541 München

Telefon: 089 /62306-102
E-Mail: herzig@dji.de
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UN-Kinderrechtskonvention: Schutz

Zur fachlichen Bedeutung und Brisanz
des Themas

Freiheitsentziehende Maßnahmen in
Form einer geschlossenen Unterbringung
in einer Jugendhilfeeinrichtung haben
eine lange und unerfreuliche Geschichte.
So waren vor allem in den 50er- bis 70er-
Jahren im Westen und bis in die 80er-
Jahre im Osten unseres Landes in sehr
vielen Fällen mit einer geschlossenen
Unterbringung massive Menschen rechts -
verletzungen verbunden, wie es sich bei
der Aufarbeitung dieser Vor kommnisse
im Rahmen des vom Bun des tag einge-
setzten »Runder-Tisch-Heim erziehung
50er/60er-Jahre« (www.rundertisch-
heim erziehung.de) gerade zeigt. Deshalb
war sich die Fachwelt schon in den 90er-
Jahren des letzten Jahrhunderts weit ge hend
einig darüber, dass die geschlossene Un -
ter brin gung von Jungen und Mäd  chen 
als eine Form stationärer Heim erzie  hung
abgeschafft werden sollte (vgl. IGFH
1995). Dies führte zu einem ste tigen
Rückgang dieses Jugendhilfe ange bo tes
von einstmals über 15.000 ge schlos senen
Plätzen in Einrichtungen der Fürsorge -
erziehung in den 60er-Jahren auf nur
noch knapp 100 Plätze gegen Ende der
90er-Jahre. Damit schien sich das Thema
Freiheits entzug und geschlossene Unter -
bringung in der Jugendhilfe erledigt 
zu haben, zumal auch das Kin der- und
Jugend hilfegesetz aus dem Jahr 1990 im
Unterschied zum früheren Jugend wohl -
fahrtsgesetz, abgesehen von der Mög lich -
keit eines zeitlich eng befris teten Frei  heits-
entzugs im Rahmen der Inob hut  nah me 
(§ 42 Abs. 5 SGB VIII), keine Regelun gen
für dieses Angebot enthält.

Doch seit Beginn dieses Jahrzehnts
hat die Zahl der Plätze in geschlossenen
oder teilgeschlossenen Gruppen wieder
kontinuierlich auf derzeit knapp 300
Plätze in ca. 20 Jugendhilfe einrich tun -
gen, die Mehrzahl davon in Bayern und
Baden-Württemberg, zugenommen 
(vgl. www.geschlossene-heime.de). 
Es kann und muss davon ausgegangen
werden, dass diese Zahl weiter anwach-

sen wird, denn nach übereinstimmenden
Aus sagen von MitarbeiterInnen aus Ein  -
rich tungen mit geschlossenen oder teil-
geschlossenen Gruppen übersteigt die
Nach frage das vorhandene Platz ange bot
erheblich. Nicht zuletzt deshalb werden
derzeit in mehreren Bundes län dern, in
denen es bis her keine entsprechen den
Angebote gibt, wie z.B. in Hessen und
Nieder sach sen, Jugendhilfeträger gesucht,
die bereit sind, mit einer öffentlichen
An schub finan  zierung ausgestattet, solche
Ange bote neu aufzubauen.

Ein Auslöser dieser Trendwende war
der Elfte Kinder- und Jugendbericht aus
dem Jahr 2002. Die für den Bericht ver-
antwortliche Kommission aus anerkannten
Jugendhilfefachleuten bezog, nachdem
die Anwendung freiheitsentziehender
Maß  nahmen in der Jugendhilfe in den
Vorläuferberichten stets abgelehnt worden
war, eine differenzierte Position. Den Ver -
fechtern von »law and order« aus Poli tik,
Justiz und Polizei, die vor allem in Wahl -
kampfzeiten immer wieder als Antwort
auf die zunehmende (?) Kinder- und Ju -
gendkriminalität den Ausbau geschlossener
Heime forderten, hielt die Berichts kom  -
mission entgegen, »… die geschlossene
Unterbringung ist keine trag fähige Ant -
wort auf das Problem einer kleinen Zahl
von mehrfach und intensiv auffälligen
Kindern und straffälligen Jugend lichen«
(11. Kinder- und Jugend bericht S. 240).

An die Adresse der Gegner jeder Form
von Sicherungsmaßnahmen zur Vermei -
dung oder Erschwerung des Weglaufens
aus Einrichtungen der Kinder- und Ju -
gend  hilfe gerichtet, stellte sie die Frage,
»… ob die Tabuisierung der ge schlos se nen
Unterbringung dazu geführt hat, dass
Kinder und Jugendliche in die Kin der-
und Jugendpsychiatrie und Jugend liche
in die Strafanstalten abgeschoben werden,
nur weil die Kinder- und Ju gend hilfe
keine geeigneten Plätze anbieten kann«,
um dann festzustellen, dass »in wenigen,
sehr seltenen Konstel  latio nen die zeit -
weilige pädagogische Betreu ung in einer
geschlossenen Gruppe eine dem jewei -

ligen Fall angemessene Form der Inter -
vention sein kann« (11. Kinder- und
Jugendbericht S. 240).

Die damalige rot-grüne Bundes regie -
rung stimmte dieser Einschätzung der
Sach verständi genkommission zu, wies aber
gleichzeitig mit Nachdruck darauf hin,
dass eine freiheitsentziehende Maß nah me
keinen Straf- bzw. Strafersatz cha rak ter
haben und auch nicht auf Siche  rung
oder Verwahrung abzielen darf, sondern
in jedem Einzelfall maßgeblich auf den
individuellen erziehe rischen Bedarf aus -
ge  richtet sein muss. »Deshalb hält die
Bun desregierung in spezifischen fallbezo-
ge nen Konstellatio nen freiheitseinschrän-
ken de Unter bringungs formen für geeignet,
um auf diese Weise einen Einstieg in
eine pädagogische Beziehung zu schaffen,
der sich manche Kinder und Jugendliche
andernfalls von vornherein entziehen«
(11. Kinder- und Jugendbericht S. 25).

Eine empirische Überprüfung dieser
fachpolitischen Einschätzungen erfolgte
in einer vom Bund und neun Ländern 
in Auftrag gegebenen und vom Deut schen
Jugendinstitut in den Jahren 2003 bis
2007 durchgeführten wissenschaftlichen
Untersuchung freiheitsentziehender Maß  -
nahmen in der Jugendhilfe. In der ab schlie -
ßenden Bewertung ihrer umfang reichen
Recherchen in fast allen Jugend  hilfe  ein -
richtungen, die freiheitsentziehende Maß-
nahmen durchführen, wird festgestellt:
»Die Ergebnisse des DJI-Projekts geben
nun einerseits deutliche Hinweise darauf,
dass es ohne einen temporären, am in -
dividuellen Fall sich orien  tierenden Frei -
heitsentzug (…) für viele der in die Stu die
einbezogenen Jugend lichen kaum eine
alternative Erfolgs hoff nung geben dürfte.
Anderer seits muss ten die Jugend lichen –
durch den Verzicht auf Freiheit und das
Sich-Ein las sen auf eine zunächst vorwie-
gend als Kontrolle und Zwang erlebte
Hil fe – einen hohen Preis in Kauf neh-
men: Denn ein Frei heits entzug gegen
den Willen der Jugend lichen setzt an fangs
explizit außer Kraft, was sonst allgemein
als Basis für den Er folg einer Hilfe gilt:

Karl Späth

Vorgaben in der UN-Kinderrechtskonvention 
für freiheitsentziehende Maßnahmen in der Jugendhilfe
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ihre Mitwirkungs bereitschaft und ihre
Partizipation an der Entscheidung über
Art, Ort und Dauer der Hilfe. Daher
muss die Unter brin gung so gut wie mög-
lich eingeleitet, begleitet und reflektiert
werden, damit die von den Jugendlichen
zunächst oftmals als massiver Eingriff
empfundene Einweisung nicht nachhal-
tig als bloßer Willkürakt wahrgenommen
wird, sondern Erziehung wieder möglich
macht« (Hoops/Permien 2008, S. 111).

Wann aber kann eine mit Freiheits -
entzug verbundene Heimunterbringung
von dem betroffenen Minderjährigen als
»bloßer Willkürakt« empfunden werden?
Vermutlich vor allem dann, wenn seine
Rechte im Entscheidungsprozess und 
bei der Durchführung dieses als Zwangs -
maß nahme empfundenen Eingriffs in 
die autonome Lebensführung missachtet
wer  den. Damit wird der Blick auf ein
Thema gelenkt, das in der fachlichen
Diskussion zu Pro und Contra geschlos-
sene Unterbringung lange Zeit – wenn
überhaupt – nur eine untergeordnete
Rolle gespielt hat, nämlich die »Rechte
von Kindern und Jugendlichen bei Frei -
heitsentzug«. Unter diesem Titel wurde
im Oktober 2000 von der National
Coalition für die Umsetzung der UN-
KRK in Deutschland der Dritte Deut -
sche KinderrechteTag durchgeführt.

Bei dieser Veranstaltung wurde erst-
mals unter Bezugnahme auf die UN-
KRK darauf aufmerksam gemacht, dass
die betroffenen Minderjährigen, gerade
wenn in ihre Grundrechte eingegriffen
wird, sowohl in dem gerichtlichen Ver -
fahren zur Genehmigung einer freiheits-
entziehenden Maßnahme als auch bei
der Durchführung dieser Maßnahme in
einer Jugendhilfeeinrichtung nicht aus-
schließlich von den Entscheidungen Er -
wachsener abhängig sind, sondern eigene
Rechte haben, die Willkür ent schei dun gen
verhindern sollen (vgl. National Coa lition
2001). Ob und wie die gesetzlichen Re -
ge lungen für das Verfahren zur Geneh -
migung einer mit Freiheitsentzug ver-
bundenen Heimunterbringung beachtet
werden, war denn auch ein wichtiger
Aspekt der erwähnten DJI-Untersu chung.
Dabei wurden gravierende Mängel gerade
in den Bereichen, in denen es um die
Rechtspositionen der Minderjährigen
geht, offenkundig, die nicht zuletzt auf
fehlendes Wissen um diese Verfahrens -

regelun gen und die Rechte der Minder -
jährigen in diesen Verfahren bei allen
Beteiligten zurückzuführen sind (Hoops/
Permien 2006, S. 57ff.). Deshalb erscheint
es geboten, ausgehend von den entspre-
chenden Vorgaben in der UN-KRK die
Rechte Minderjähriger bei der Durch -
füh rung freiheitsentziehender Maß nah -
men stärker als bisher ins Bewusstsein zu
bringen und ihre Einhaltung mit Nach -
druck einzufordern.

Vorgaben für Freiheitsentzug 
an Minderjährigen in der UN-KRK

Verfechter von Kinderrechten mögen
zunächst überrascht oder verwundert
sein, dass in der UN-KRK Freiheits ent -
zug an Kindern und Jugendlichen nicht
generell geächtet wird. In der für die An -
wendung von Freiheitsentzug an Min der-
jährigen zentralen Regelung, dem Artikel
37, werden die Vertragsstaaten jedoch
verpflichtet »sicherzustellen, dass keinem
Kind die Freiheit rechtswidrig oder will-
kürlich entzogen wird«. Weiter wird ver-
langt, dass Freiheitsentzug »im Einklang
mit dem Gesetz nur als letztes Mittel
und für die kürzeste angemessene Zeit
angewendet wird«.

Während des Freiheitsentzugs muss
darauf geachtet werden, dass der betref-
fen de Minderjährige »menschlich und
mit Achtung vor der dem Menschen inne-
wohnenden Würde und unter Berück  -
sichtigung der Bedürfnisse von Personen
seines Alters behandelt wird«. Die Ver -
tragsstaaten müssen weiter sicherstellen,
dass Kinder und Jugendliche, denen die
Freiheit entzogen werden soll oder ent -
zogen ist, »Zugang zu einem rechtskun-

digen oder anderen geeigneten Beistand
erhalten« und dass sie das Recht haben,
gegen einen Beschluss zum Entzug der
Freiheit bei dem zuständigen Gericht
oder der zuständigen Behörde Be schwer -
de einzulegen, über die alsbald zu ent-
schei den ist.

Neben diesen die Anordnung und
Durchführung freiheitsentziehender
Maßnahmen unmittelbar betreffenden
Vorgaben in Artikel 37 enthält die UN-
KRK eine Reihe weiterer flankierender
Bestimmungen, die für diesen Zusam -
men  hang eine Relevanz haben und des-
halb auch zu beachten sind. Dies betrifft
in besonderer Weise Artikel 3, in dem
gefordert wird, dass »bei allen Maß nah -
men, die Kinder betreffen, gleichviel ob

UN-Kinderrechtskonvention: Schutz

Artikel 37
[Verbot von Folter, Todesstrafe, lebenslanger Freiheitsstrafe;
Rechtsbeistandschaft]

Die Vertragsstaaten stellen sicher,
a) dass kein Kind der Folter oder einer anderen grausamen, unmenschlichen oder
erniedrigenden Behandlung oder Strafe unterworfen wird. Für Straftaten, die von
Personen vor Vollendung des achtzehnten Lebensjahres begangen worden sind,
darf weder die Todesstrafe noch lebenslange Freiheitsstrafe ohne die Möglichkeit
vorzeitiger Entlassung verhängt werden;
b) dass keinem Kind die Freiheit rechtswidrig oder willkürlich entzogen wird.
Festnahmen, Freiheitsentziehung oder Freiheitsstrafe darf bei einem Kind im
Einklang mit dem Gesetz nur als letztes Mittel und für die kürzeste angemessene
Zeit angewendet werden;
c) dass jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, menschlich und mit Achtung vor
der dem Menschen innewohnenden Würde und unter Berücksichtigung der
Bedürfnisse von Personen seines Alters behandelt wird. Insbesondere ist jedes
Kind, dem die Freiheit entzogen ist, von Erwachsenen zu trennen, sofern nicht ein
anderes Vorgehen als dem Wohl des Kindes dienlich erachtet wird; jedes Kind hat
das Recht, mit seiner Familie durch Briefwechsel und Besuche in Verbindung zu
bleiben, sofern nicht außergewöhnliche Umstände vorliegen;
d) dass jedes Kind, dem die Freiheit entzogen ist, das Recht auf umgehenden
Zugang zu einem rechtskundigen oder anderen geeigneten Beistand und das
Recht hat, die Rechtmäßigkeit der Freiheitsentziehung bei einem Gericht oder
einer anderen zuständigen, unabhängigen und unparteiischen Behörde anzufech-
ten, sowie das Recht auf alsbaldige Entscheidung in einem solchen Verfahren.
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sie von öffentlichen oder privaten Ein -
rich tungen der sozialen Fürsorge, Ge rich -
ten, Verwaltungsbehörden oder Ge setz -
gebungsorganen getroffen werden, das
Wohl des Kindes ein Gesichtpunkt ist,
der vorrangig zu berücksichtigen ist«.

Nicht Abschreckung und Bestrafung
oder Sicherheitsbedürfnisse der Gesell -
schaft dürfen demnach Motive für einen
Grundrechtseingriff in Form einer mit
Freiheitsentzug verbundenen Heimunter -
bringung sein, sondern absolut vorrangig
die Absicht, für den betreffenden Min -
der jährigen durch einen solchen Eingriff
eine Perspektive für eine positive Per sön -
lichkeitsentwicklung zu eröffnen, wenn
offene Angebote sich als ungeeignet er  -
wiesen haben. Dies darf aber nicht durch
eine paternalistische Haltung dem Min -
derjährigen gegenüber in Form einer für-
sorglichen Bevormundung geschehen,
die über den Minderjährigen verfügt und
Entscheidungen trifft, ohne dessen eigenen
Willen und seine Interessen zu beachten.

Denn in Artikel12 wird jedem Min der-
jährigen das Recht zugestanden, in allen
ihn betreffenden Gerichts- oder Ver  wal -
tungsverfahren entweder persönlich an -
gehört oder durch eine geeignete Per son
ver treten zu werden. Bei der Ent schei dung
des Gerichts sind die Mei nung und der
Wille des Minderjährigen, also seine von
ihm geäußerten Einschät zun gen und
Wün   sche »angemessen und entsprechend
seinem Alter und seiner Reife« zu be -
rück   sichtigen.

Schließlich enthält die UN-KRK auch
Vorgaben zur Rolle und Bedeutung der
Eltern. In Artikel 5 wird das Erzie hungs -
recht und die Erziehungspflicht von El tern
ausdrücklich bestätigt. Eine frei heits ent -
ziehende Maßnahme, die in aller Regel
zu einer Trennung des Minder jährigen
von seinen Eltern führt, darf deshalb nicht
gegen den Willen der El tern angeordnet
und durchgeführt werden, es sei denn,
»die zuständigen Behörden in einer ge richt-
lich nachprüfbaren Ent schei  dung nach
den anzuwendenden Rechts vor schrif ten
und Ver fah ren bestimmen, dass diese
Trennung zum Wohl des Kindes notwen-
dig ist« (Artikel 9).

Die UN-KRK begnügt sich nun aber
nicht mit der Formulierung dieser Vor -
gaben und Rechte Minderjähriger, die

bei einer mit Freiheitsentzug verbundenen
Heimunterbringung zu beachten sind. 
In Artikel 4 werden die Staaten, die dieses
Übereinkommen unterzeichnet und rati-
fiziert haben, – Deutschland gehört seit
1992 dazu – verpflichtet, »alle geeigneten
Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sons -
tigen Maßnahmen zur Verwirk lichung
der in diesem Übereinkommen anerkann-
ten Rechte zu treffen« und dafür Sorge
zu tragen, dass die »Grund sätze und Be -
stim mungen dieses Übereinkommens
durch geeignete und wirksame Maß nah -
men bei Erwachsenen und auch bei Kin -
dern allgemein bekannt sind« (Artikel 42).
Weiter werden die Vertrags staaten ver-
pflichtet, in regelmäßigen Abständen dem
dafür zuständigen UN-Ausschuss zu  be -
richten, welche Maß nah men sie zur Ver -
wirklichung der in diesem Übereinkom-
men anerkannten Rech te getroffen haben
und wo noch Hand lungsbedarf gesehen
wird (Artikel 44).

In den bisher vorliegenden Berichten
der Bundesregierung zum Stand der Um -
setzung der UN-KRK aus den Jahren 1994
und 2001 wird das Thema »Frei heits    -
entzug in der Kinder- und Jugend hilfe«
je doch mit keinem Wort erwähnt. Die
Nicht beachtung dieser Thematik in der
bisherigen Berichterstattung, ein  weiterer
Umsetzungsbericht der Bundes regie rung
ist für 2009 angekündigt, mag der Tat -
sache geschuldet sein, dass die Zahl der
betroffenen Minderjährigen re la tiv gering
ist. Sie liegt weit unter einem Pro zent
aller stationär untergebrachten Min der -
jährigen. In jedem Einzelfall geht es aber
doch um einen Eingriff in die Grund   -
rechte eines jungen Menschen.Angesichts
der eingangs er wähnten Zu nahme von
geschlossenen oder teilgeschlos  senen
Plät  zen in Jugend hilfe ein rich tungen auf-
grund ständig ansteigender Nachfrage
und der in der Fachwelt wei terhin höchst
umstrittenen fachlichen Bewertung dieses
Angebotes (vgl. Wink ler 2006; Pan kofer
2006; von Wolffers dorff 2009) erscheint
es aber nicht nur gerechtfertigt, sondern
äußerst geboten, dass die Bun des regie -
rung sich mit der Frage beschäftigt, ob
in un serem Land die Vorgaben der UN-
KRK im Hin blick auf die An wendung
frei heits entziehender Maß nah men in der
Jugend hilfe hinreichend bekannt sind
und im Alltags han deln der Gerichte,
Jugend ämter und Ju gend hilfe einrich tun -
gen beachtet werden.

In eine derartige Bestandsaufnahme
und Bewertung sollte unbedingt auch ein
Regelwerk mit einbezogen werden, das
ein Jahr nach der UN-Kinder rechts kon -
vention von der General versamm lung
der UN am 14.12.1990 unter der Be zeich-
nung Regeln der Vereinten Natio nen zum
Schutz von Jugendlichen unter Frei heits -
entzug verabschiedet wurde (vgl. Bun   des -
minis terium der Justiz 2001). Diese ins  -
gesamt 87 Regeln bzw. Regelungs berei che
konkretisieren im Detail die Vor gaben
aus Artikel 37 der UN-KRK. Ziel und
Zweck dieses Regel werkes ist es, die Wür    de
des Minder jährigen bei der Durch füh rung
einer freiheitsentziehenden Maß nah me
zu schützen und seine Rechte zu sichern.
Freiheitsentzug im Sinne dieser Regelun -
gen ist »jede Form von Haft, Gefangen -
schaft oder Unterbringung einer Person,
angeordnet durch ein Justizorgan, eine
Verwaltungsbehörde oder andere öffent-
liche Stelle, in einer staatlichen oder pri-
vaten Einrichtung, welche diese Person
nicht nach Belieben verlassen darf«.
Damit dürften keine Zweifel daran be -
ste hen, dass diese Regelungen auch für
freiheitsentziehende Maßnahmen in
einer Einrichtung der Jugendhilfe gelten.

Die Regeln beziehen sich u. a. auf
formale Verfahrensfragen, wie z.B. die
Füh  rung von Akten (Nr. 19) und das
Ver  fah ren bei Aufnahme und Verlegung
eines Minderjährigen (Nr. 21–26). Sie
ent halten weiter differenzierte Vorgaben
für die »äußere Gestaltung des Frei heits -
entzugs«. Dazu gehört z.B. das Recht des
Minder jährigen auf Besitz persönlicher
Gegen stände, das Tragen eigener Klei dung
und ordentlich zubereitete und angemes-
sen dargereichte Mahlzeiten (Nr. 35–37).
Im Abschnitt »Schule, Berufsausbildung
und Arbeit« wird Minderjährigen im
schulpflichtigen Alter ein Anspruch auf
Schul unterricht zugesprochen. Nicht
mehr schulpflichtige Minderjährige ha ben
An spruch auf Ausbildung in einem Be ruf,
in dem sie die Chancen haben, später
einen Arbeitsplatz zu finden (Nr. 38–42).

Im Abschnitt »Inspektionen und Be -
schwerden« wird vorgeschrieben, für Ein -
richtungen, in denen freiheitsentziehende
Maßnahmen durchgeführt werden, be -
son dere Kontrollmaßnahmen vorzusehen.
Dazu gehören u.a. unangemeldete Be  suche
durch Besuchs- und Aufsichts kom mis sio -
nen, die über ihre Besuche schriftliche

UN-Kinderrechtskonvention: Schutz
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Berichte zu verfassen haben, in denen die
Einhaltung bzw. Befolgung der vorlie-
genden Regeln und weiterer einschlägiger
Bestimmungen staatlichen Rechts bewer-
tet werden (Nr. 74). Weiter wird allen
Min derjährigen ein umfassendes Be schwer -
derecht sowohl innerhalb der Ein rich tung
als auch bei übergeordneten Behörden
eingeräumt (Nr. 77).

Schließlich enthalten die Regeln 
im Abschnitt »Personal« differenzierte
Vorgaben zur erforderlichen fachlichen
Qualifikation und Eignung der Fach -
kräfte, die in Einrichtungen beschäftigt
sind, die freiheitsentziehende Maß nah -
men durchführen (Nr. 81–87). Ähnlich
wie in der UN-Kinderrechtskonvention
(Artikel 44) werden auch in diesem  Re gel -
werk die Vertragsstaaten verpflichtet,
»die praktische Anwendung der Re geln
zu überwachen und erforder lichen falls
diese Regeln in ihre Gesetz gebung zu
übernehmen« (Nr. 7).

Die Bundesregierung hat bisher noch
nichts unternommen, um dieses Regel -
werk für die Jugendhilfe als verbindlich
zu erklären. Möglich wäre dies z.B.
durch eine Ergänzung in § 45 SGB VIII
(Erlaubnis für den Betrieb einer Ein  rich -
tung) mit folgendem Wortlaut: Absatz 2a:
»Bei der Anwendung freiheitsentziehender
Maßnahmen sind die Regeln der UN zum
Schutz von Jugendlichen unter Freiheits -
entzug vom 14.12.1990 zu beachten.«

Doch wie sieht es mit der Umsetzung
der Vorgaben aus der UN-KRK in die
nationale Gesetzgebung aus?

Zur Umsetzung der Vorgaben 
der UN-KRK in nationales Recht

Eine mit Freiheitsentzug verbundene
Heimunterbringung eines Kindes oder
Jugendlichen stellt zweifelsfrei einen Ein -
griff in das Grundrecht der persönlichen
Freiheit dar (Art. 2 GG). Für solche
Eingriffe schreibt Artikel 104 GG vor:

»(1) Die Freiheit der Person kann nur
auf Grund eines förmlichen Gesetzes und
nur unter Be achtung der darin vor -
geschrie benen Formen beschränkt werden.
Festgehaltene Personen dürfen weder see-
lisch noch körperlich misshandelt werden.

(2) Über die Zulässigkeit und Fort -
dauer einer Freiheitsentziehung hat nur

der Richter zu ent scheiden. Bei jeder nicht
auf richterlicher Anordnung beruhenden
Freiheitsentziehung ist unverzüglich eine
richterliche Entscheidung herbeizuführen.«

Die wichtigste gesetzliche Bestim mung
für einen Freiheitsentzug in der Jugend -
hilfe ist § 1631b BGB, der nach Kritik
an seiner Unbestimmtheit (vgl. Schlink/
Schattenfroh 2001) durch den Gesetz -
geber konkretisiert wurde und seit
12.7.2008 wie folgt lautet:

»Eine Unterbringung des Kindes, die mit
Freiheitsentzug verbunden ist, ist nur mit
Genehmigung des Familiengerichts  zu lässig.
Die Unterbringung ist zulässig, wenn sie
zum Wohl des Kindes, insbeson de re zur
Abwendung einer erheblichen Selbst- oder
Fremdgefährdung, erforderlich ist und der
Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht
durch andere öffentliche Hilfen, begegnet
werden kann. Ohne die Geneh migung ist
die Unterbringung nur zulässig, wenn mit
dem Aufschub Gefahr verbunden ist; die
Genehmigu  ng ist unverzüglich nach zu holen.
Das Gericht hat die Geneh mi gung zurück -
zun ehmen, wenn das Wohl des Kindes die
Unterbringung nicht mehr erfordert.«

Damit ist klargestellt: Ein Freiheits -
ent zug ist grundsätzlich nur mit Geneh -
migung eines Gerichtes zulässig. Das gilt
auch für kurzzeitige Freiheits beschrän -
kun  gen, über deren Zulässigkeit das Ge -
richt ggf. nachträglich entscheiden muss.
Bei seiner Entscheidung muss das Ge richt
vorrangig das Wohl des Minder jährigen
im Blick haben und es darf den Frei heits-
entzug nur genehmigen, wenn und so -
lange keine anderen geeigneten Hilfen
zur Verfügung stehen. 

Bei seiner Entscheidungsfindung muss
das Gericht eine Reihe von Verfahrens -
regelungen beachten, die seit 01.09.2009
im »Gesetz über das Verfahren in Fami  -
lien  sachen und in den Angelegen heiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG)«
in § 167 und in den §§ 312–339 enthalten
sind. Diese Verfahrens regelungen garan-
tie ren dem betroffenen Minder jäh rigen
eine starke Rechtsposition. Ab dem 14.
Le bensjahr ist er verfahrensfähig und
damit hinsichtlich seiner Ver fahrens  rechte
einem Erwachsenen gleichgestellt (§ 167
(3)). Zur Wahrnehmung seiner Interes sen
hat das Gericht dem Minder jährigen
 einen Verfahrensbeistand (früher Verfah -
rens  pfleger) zu bestellen (§ 317), den

Min  der jährigen persönlich anzuhören
und ihn über den Ablauf des Ver fahrens
zu unterrichten (§ 319). Ist der Min der -
jährige mit der Entscheidung des Ge  richts
nicht einverstanden, kann er dagegen
Beschwerde einlegen (§ 336) und er kann
während einer geschlossenen Unter  brin -
gung jederzeit die Rück nahme der Un ter -
bringungs genehmigung beantragen (§ 330).

Neben dem betroffenen Minder jäh -
rigen selbst haben aber auch seine Eltern
eine starke rechtliche Position in diesen
Verfahren. Das Familiengericht kann im
Unterschied zum Jugendstrafverfahren
eine freiheitsentziehende Maßnahme nicht
anordnen, sondern nur genehmigen. Ei -
nen Antrag auf die Erteilung einer  sol chen
Genehmigung können nur die Sorge -
berechtigten, also die Eltern stellen, im
Falle eines Sorgerechtsentzugs anstelle der
Eltern der Vormund. Aber selbst dann,
wenn den Eltern das Sorgerecht entzogen
ist, sind sie nicht rechtlos. Sie müssen in
jedem Fall vom Gericht angehört werden
(§ 321) und sie haben grund  sätzlich ein
Beschwerderecht (§ 335). Haben die Eltern
vom Gericht die Ge nehmigung zu einer
mit Freiheits entzug verbundenen Heim -
unterbringung erhalten, entscheiden
allein sie selbst, ob sie von dieser Geneh -
migung Gebrauch ma chen wollen, und
sie können jederzeit den Freiheitsentzug
durch Herausnahme ihres Kindes aus der
Einrichtung beenden.

Schließlich ist auch noch die Rechts -
position des Jugendamtes von Interesse.
Zunächst ist festzuhalten, dass das Ju -
gend  amt selbst eine freiheitsentziehende
Maßnahme weder beantragen noch ver-
anlassen kann. Das Jugendamt muss aber
vom Gericht angehört werden (§ 320)
und wird sich dabei insbesondere zu der
Frage äußern, ob es aus seiner Sicht eine
Alternative zu einer geschlossenen Unter -
bringung gibt, und es kann, wenn es mit
der Entscheidung des Gerichts nicht ein-
verstanden ist, Beschwerde gegen diese
einlegen (§ 335 Abs. 4). Das Jugendamt
kann sogar einer vom Gericht genehmig-
ten und von den Eltern gewünschten Un  -
terbringung eines Minderjährigen in ei ner
geschlossenen Gruppe die Zu stim mung
verweigern, wenn es diese Maßnahme
für nicht geeignet oder nicht notwendig
erachtet.
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Alle diese Verfahrensvorschriften, die
den Vorgaben der UN-KRK weitestgehend
Rechnung tragen, sollen sicherstellen,
dass eine missbräuchliche, nicht vorrangig
am Wohl des Minderjährigen ausgerich-
tete, mit Freiheitsentzug verbundene Heim -
unterbringung ausgeschlossen ist. Vo raus  -
setzung dafür ist allerdings, dass diese
Ver fahrensregelungen tatsächlich auch
ein gehalten werden. Um dies sicher  zu -
stel len, ist nochmals der Gesetz geber und
dann vor allem das Jugendamt als Dienst -
leister und Garant für das Wohl und die
Rechte junger Menschen gefordert. Mein
Vor schlag dazu ist eine Ergänzung in 
§ 27 Abs. 2:

Satz 3 neu: »Freiheitsentziehende Maß -
nahmen sind nur auf der Grundlage einer
gerichtlichen Genehmigung nach § 1631b
BGB zulässig; dabei hat das Jugendamt auf
die Einhaltung der Verfahrens vor schrif ten
nach §§ 312–339 FamFG hinzuwirken.«

Kontakt

Karl Späth

Diakonisches Werk der EKD e.V.
Reichensteiner Weg 24
14195 Berlin

Telefon: 030 /83001-344
E-Mail: spaeth@diakonie.de
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UN-Kinderrechtskonvention: Schutz

Der Beitrag umreißt menschenrecht liche
Verpflichtungen aus dem Übereinkom men
über die Rechte des Kindes, der sogenann-
ten UN-Kinderrechts konven tion (UN-
KRK), mit Blick auf unbegleitete Flücht -
lingskinder. Unter unbegleiteten Flücht -
lingskindern sind ausländische Min der -
jährige zu verstehen, die von ihren El tern
oder sonstigen ehemals Sorge be rech tig ten
in ihrem Herkunfts staat getrennt sind.
Die Situation dieser Minder jäh ri  gen in
Deutschland ist schon häufig und un ter
verschiedenen Ge sichts punkten kritisiert
worden – insbesondere unter Bezug  nah -
me auf die UN-Kinder rechts konvention.

Im Folgenden soll zunächst der Gel -
tungs umfang der Konvention und des
all  gemeinen Diskriminierungs verbotes
(Art. 2 Abs. 1 UN-KRK) dargestellt wer-
den. Dabei soll deutlich werden, dass die
vielfältigen Bestimmungen der UN-Kin -
derrechtskonvention grundsätzlich für
alle Minderjährigen gelten, insbesondere
auch für ausländische Kinder, unabhängig
davon, ob sie die Vorausset zun gen des
rechtmäßigen Aufenthalts erfüllen. Basie -
rend auf diesen Ausführungen soll auf
spezifische Verpflichtungen aus der Kon -
vention eingegangen werden. Von beson-
derer Bedeutung ist hier Art. 20 UN-KRK,
der für unbegleitete Flücht lings kinder
einen »Anspruch« auf den »be son  deren
Schutz und Beistand des Staates« kodi -
fiziert, bisher aber nur we nig Beach tung
gefunden hat. An schlie ßend wird erörtert,
wie der von Deutsch land abgegebene  so -
genannte »Ausländer vorbehalt« zur UN-
Kinder rechtskon ven tion zu bewerten ist.
Nach diesem Vor behalt, der schon viel-
fältig auf nationaler wie auch internatio-
naler Ebene kritisiert worden ist, soll die
Konvention für ausländische Kinder –
wie etwa für unbegleitete Flüchtlings -
kinder – keine Gel tung haben. Schließ -
lich soll aufgezeigt werden, dass die
Rechts  prechung nationaler Gerichte er -
heblichen Einfluss darauf haben kann,
ob den Bestimmungen der UN-Kinder -
rechtskonvention im innerstaatlichen
Rechtsraum Wirksamkeit zukommt.

Schutzumfang des Diskrimi nie  rungs  -
verbotes (Art. 2 Abs. 1 UN-KRK)

Im allgemeinen Diskriminierungs -
verbot des Art. 2 Abs. 1 der UN-KRK
heißt es: »Die Vertragsstaaten achten die
in diesem Übereinkommen festgelegten
Rechte und gewährleisten sie jedem ihrer
Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne
jede Diskriminierung …«. Un mittel bar
folgend werden Merkmale aufgezählt,
aufgrund derer keine Diskrimi nie rungen
erfolgen dürfen. Dazu zählen etwa die
Hautfarbe, die Sprache, die Religion, die
nationale, ethnische oder soziale Her kunft
oder der sonstige Status des Kindes. Bei
diesem Merkmalskatalog handelt es sich
ausdrücklich um einen offenen Katalog.
Die gesondert genannten Diskriminie -
rungs  merkmale sind also als eine bei  spiel -
hafte Aufzählung zu verstehen.

Letztendlich schützt das Diskriminie -
rungsverbot jedes Kind, welches unter
die Definition des Art. 1 der UN-KRK
fällt. Einziges Kriterium dieser Defini -
tion ist das Alter beziehungsweise die
Min derjährigkeit. In Deutschland endet
die Minderjährigkeit – auch für auslän-
dische Kinder – mit der Vollendung des
18. Lebensjahres (vgl. § 2 Bürgerliches
Gesetzbuch). Damit erstreckt sich das
Diskriminierungsverbot auf alle Minder -
jährigen – auch auf diejenigen, die keinen
rechtmäßigen Aufenthaltsstatus besitzen.

Die USA hatten im Rahmen der
Bera tungen zur Ausarbeitung der UN-
Kinderrechtskonvention die Recht -
mäßigkeit des Aufenthaltes zunächst zur
Bedingung für die Geltung des Diskri -
minierungsverbotes erheben wollen. Die
Amerikaner gaben aber dem allgemeinen
Widerspruch nach. Argument war da -
mals zu Recht, dass dadurch der Univer -
sa litätsanspruch der Konvention einge-
schränkt würde. Die Universalität ist
schließlich ein fundamentales Prinzip der
Menschenrechte, das gerade durch das
Diskriminierungsverbot zum Ausdruck
gebracht wird. Dieses Prinzip spiegelt 
das zentrale Ziel völkerrechtlicher Men -
schen    rechtsverträge wider: Diskri minie -
rungen zu beseitigen und Rechte für alle
Menschen ohne Unterschied zu sichern.

Die Ausrichtung gegen Diskrimi nie -
rung ist den Menschenrechten in ihren
ideengeschichtlichen Grundlagen von
An fang an eigen. Begründet wird dieser
Grund   satz mit der Würde des Men schen.
So heißt es bereits in der Allgemeinen
Erklärung der Menschenrechte der Ver -
einten Nationen von 1948: »Alle Men -
schen sind frei und an Würde und Rech -
ten gleich geboren.« Dement spre chend
enthalten sämtliche Kerndokumente des
internationalen Menschenrechtsschutzes,
die in der Folgezeit ins Leben gerufen
worden sind, Diskriminierungsverbote.

Hendrik Cremer

Die unzureichende Beachtung der UN-Kinderrechtskonvention 
in Deutschland am Beispiel unbegleiteter Flüchtlingskinder

Artikel 2
[Achtung der Kindesrechte; Diskriminierungsverbot]

(1) Die Vertragsstaaten achten die in diesem Übereinkommen festgelegten Rechte
und gewährleisten sie jedem ihrer Hoheitsgewalt unterstehenden Kind ohne jede
Diskriminierung unabhängig von der Rasse, der Hautfarbe, dem Geschlecht, der
Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Anschauung, der nationalen,
ethnischen oder sozialen Herkunft, des Vermögens, einer Behinderung, der Geburt
oder des sonstigen Status des Kindes, seiner Eltern oder seines Vormunds.

(2) Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnahmen, um sicherzustellen,
dass das Kind vor allen Formen der Diskriminierung oder Bestrafung wegen des
Status, der Tätigkeiten, der Meinungsäußerungen oder der Weltanschauung seiner
Eltern, seines Vormundes oder seiner Familienangehörigen geschützt wird.
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Dies bedeutet: Wie bei den Diskri mi -
nierungsverboten anderer Menschen -
rechts verträge auch, bildet das Diskri  mi -
nie rungsverbot der UN-Kinder rechts -
konvention nicht nur eine Bestimmung
neben anderen. Vielmehr tragen alle
Rechte – etwa das Recht auf Gesundheit
(Art. 24 UN-KRK) oder das Recht auf
Bildung (Art. 28 UN-KRK) – immer
zugleich den Anspruch, dass sie jedem
Kind diskriminierungsfrei zukommen
sollen. Das Diskriminierungsverbot ist
demnach als integraler Bestandteil eines
jeden Rechtes der Konvention zu ver -
stehen. Juristen sprechen hier von einem
sogenannten akzessorischen Diskrimi  -
nierungsverbot.

Da die Konvention eine große Anzahl
spezieller Rechte enthält – bürgerliche
und politische wie auch wirtschaftliche,
soziale und kulturelle Rechte –, erstreckt
sich das Diskriminierungsverbot auf 
etliche Lebensbereiche.

Spannungsfeld von Menschenrechts  -
schutz und staatlicher
Zuwanderungskontrolle

Der Schutz menschenrechtlicher Ver -
träge wie der UN-Kinderrechts kon ven tion
gilt demnach für alle Menschen (Kinder)
auf dem Hoheitsgebiet eines Vertrags -
staates, unabhängig davon, ob sie die
innerstaatlichen Voraussetzungen zum
rechtmäßigen Aufenthalt erfüllen. Zu  dem
unterliegt staatliches Handeln auch an
der Grenze den Bindungen menschen-
rechtlicher Verträge. In einem Span nungs   -
verhältnis dazu steht der völker rechtliche
Grundsatz, dass die Rege lung der Ein reise,
des Aufenthaltes wie auch der Been di gung
des Aufenthaltes von Aus länderIn nen
nach allgemeinem Völker recht zu dem -
jenigen Bereich gehört, der den Staaten
kraft ihrer Souveränität zur freien
Regelung zusteht.

Es kollidieren folglich zwei antago  -
nistische Grundsätze: Einerseits haben
die Vertragsstaaten die Menschenrechte
gegenüber AusländerInnen einzuhalten,
andererseits räumt das Prinzip der Sou -
veränität den Staaten das Recht ein, Ein -
reise, Aufenthalt und Beendigung des
Aufenthaltes dieser Personengruppe auto   -
nom zu regeln. Der Umfang der Sou  ve -
ränität eines Staates auf diesem Gebiet
bestimmt sich aufgrund des Völkerrechts
und kann daher, zumal dieses einer fort-

schreitenden Entwicklung unterliegt,
nicht endgültig und ein für alle Mal
umrissen werden.

Die in die ausschließliche Zuständig -
keit der Staaten fallenden Bereiche be -
stim men sich vielmehr aufgrund der
dem jeweiligen Staat obliegenden völker-
rechtlichen Verpflichtungen. Denn mit
der Ratifikation eines völkerrechtlichen
Vertrages stimmt ein Staat auch der Ein  -
schränkung der ihm kraft seiner Souve -
ränität zukommenden Befugnisse zu. 
So resultieren aus der Genfer Flücht lings     -
konvention (GFK), der Europä ischen
 Menschenrechts konvention (EMRK) wie
auch aus anderen Menschenrechts ver trä -
gen völkerrechtliche Verpflichtungen, die
der staatlichen Souveränität bei der Ent -
scheidung über die Gestattung der Ein -
reise und der Beendigung des Aufent hal -
tes von AusländerInnen Grenzen setzen
(vgl. Weinzierl/Lisson 2007).

Menschenrechtliche Verpflichtungen 
aus der UN-Kinderrechtskonvention
mit Blick auf unbegleitete
Flüchtlingskinder 

Das Wohl des Kindes als umfassender
Maßstab der Konvention

Auch die UN-Kinderrechtskonvention
enthält Bestimmungen, die die staatliche
Souveränität im Umgang mit auslän dischen
Kindern einschränken. Dazu zählt etwa
Art. 3 Abs. 1 UN-KRK, in dem der Maß -
stab des Kindeswohls – erstmals in einer
Menschenrechts kon ven tion – weitreichend
verankert worden ist. Art. 3 Abs. 1 UN-
KRK enthält die Verpflich tung, das Wohl
des Kindes bei sämtlichen Maß nahmen
als einen vorrangigen Gesichts punkt zu
berücksichtigen. Durch diese Bestim mung
wird die öf fent  liche Gewalt umfassend
gebunden. Dies betrifft den Gesetz geber
genauso wie Behörden und Gerichte.

Der Maßstab des Kindeswohls als
Grundprinzip und Leitmotiv der Kon -
vention hat auch im Kontext weiterer
Bestimmungen der Konvention explizit
Aufnahme gefunden (vgl. Art. 9 Abs. 1, 
3 und 4; Art. 18 Abs. 1; Art. 20 Abs. 1;
Art 21; Art. 37 c; Art. 40 Abs. 2 b, iii;
Art. 40 Abs. 4 UN-KRK). Dem Wohl
des Kindes kommt folglich sowohl im
Rahmen der Gewährleistung und Aus -
legung der in der Konvention garantier-
ten Rechte als auch bei der Abwägung

mit kollidierenden Rechtsgütern oder
Interessen der Rechtsordnung zentrale
Bedeutung zu.

Nach der UN-Kinderrechts konven tion
hat der Maßstab des Kindeswohls dem-
nach erhebliche Bedeutung, wenn es um
die Ausarbeitung und Änderung von Ge -
setzen und anderen rechtlichen Be stim -
mun gen geht, die ausländische Kin der
wie Flüchtlingskinder betreffen. Gleiches
gilt für die Anwendung und Auslegung
bestehender nationaler rechtlicher Rege -
lun gen. Erfasst sind damit beispielsweise
Regelungen im Bereich der Kinder- und
Jugendhilfe oder des Aufenthaltsgesetzes.

Staatliche Unterlassungs- 
und Schutzpflichten

Menschenrechtliche Verpflichtungen
werden seit den 1990er Jahren sowohl in
der Wissenschaft als auch seitens der Men -
schenrechtsausschüsse auf UN-Ebene in
einer Pflichtentrias ausdifferenziert, die
für die Untersuchung internationaler Men -
schenrechte maßgeblich geworden ist.
Dabei handelt es sich um Unterlas sungs-,
Schutz- und Leistungspflichten des je wei -
ligen Vertragsstaates. Im Hin blick auf
Flüchtlingskinder sind insbe son dere Un -
terlassungs- und Schutz pflich ten von Be -
deutung. Mit Unterlassungspflichten sind
Pflichten gemeint, die den Vertrags staa ten
bezüglich staatlicher Eingriffe in men-
schenrechtliche Verbürgungen Zu rück -
hal tung auferlegen und Grenzen setzen.
Mit Schutzpflichten sind Pflichten ge -
meint, Menschenrechte vor Beein träch  ti -
gungen durch Privatpersonen zu schützen.

Unterlassungspflichten
Im Hinblick auf unbegleitete Flücht -

lings kinder ist hier insbesondere relevant,
dass sie Zugang zu den in der Kon ven tion
kodifizierten Rechten haben. Dies be trifft
etwa das Recht auf Bildung (Art. 28 UN-
KRK) und das Recht auf Gesund   heit
(Art. 24 UN-KRK). Gemäß dem Recht
auf Bildung haben es die Vertrags staaten,
das heißt sämtliche staatlichen Organe
beispielsweise zu unterlassen, den Zu gang
zur Schule zu erschweren oder gar zu
verhindern. Die Schulpflicht ist vielmehr
für alle gleichermaßen zu verwirklichen.
Weiterführende Schulen allgemeinbil den-
der und berufsbildender Art sind ebenso
allen Kindern verfügbar und zugänglich
zu machen. Gleiches gilt für die Bil dungs-
und Berufsberatung.

UN-Kinderrechtskonvention: Schutz
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Schutzpflichten
Aus dem Recht auf Entwicklung ge -

mäß Art. 6 UN-KRK lassen sich umfas-
sende staatliche Pflichten ableiten, nach
denen das Kind vor schädigenden Ein -
flüs sen durch Privatpersonen zu bewahren
ist. Wesentlicher Maßstab dabei ist der
Schutz des Kindeswohls. Die UN-Kin -
der   rechtskonvention enthält außerdem
Rechte, nach denen das Kind explizit vor
bestimmten Gefahren zu schützen ist.
Dazu zählen etwa das Recht auf Schutz
vor wirtschaftlicher Ausbeutung (Art. 32
UN-KRK), vor Suchtstoffen (Art. 33
UN-KRK), vor sexueller Ausbeutung und
sexuellem Missbrauch (Art. 34 UN-KRK)
oder Kinderhandel (Art. 35 UN-KRK).
Der Schutz vor Verhaltensweisen durch
Privatpersonen, die das Kindes wohl be ein-
trächtigen, steht auch Flücht lings kin dern
zu. In der Praxis werden unbeglei tete
Flüchtlingskinder, insbesondere wenn sie
das 16. Lebensjahr vollendet haben, hin-
gegen immer wieder in Asyl bewerber -
unter künften für Erwach se ne unterge-
bracht. Bei dieser Art der Unterbringung
findet das Kindeswohl keine Berück sich -
tigung, die Kinder werden vielmehr er -
heb lichen physischen und psychischen
Gefahren ausgesetzt. Die Minderjährigen
können beispielsweise anfälliger werden,
ins kriminelle Milieu abzurutschen, für
das Dealen mit oder Konsumieren von
Drogen, insbesondere im Falle von Mäd -
chen steigt die Gefahr sexueller Übergriffe
wie auch des Handels mit ihnen. Es liegt
auf der Hand, dass eine solche Un ter -
brin gung ebenso negative Aus wir kun gen
auf ihre schulische Leistung haben kann
bis hin zum Schulabbruch. Im Übrigen

verstößt eine solche Praxis auch gegen
den in Art. 20 UN-KRK kodifizier ten
Schutz anspruch, der einen innerstaatlich
unmittel  bar anwendbaren An spruch auf
Betreuung und Unter brin gung zum Wohl
des Kindes beinhaltet.

Der Schutzanspruch 
des Art. 20 UN-KRK 

Art. 20 UN-KRK begründet einen
besonderen Schutzanspruch, der sich
unter anderem auf unbegleitete Flücht -
lingskinder erstreckt (siehe genauer zum
Schutzanspruch des Art. 20 UN-KRK
für unbegleitete Flüchtlingskinder: Cremer
2006, S. 82 ff.). Die Bestim mung greift
die konkrete Notsituation von Kindern
auf, die aufgrund fehlenden familiären
Schutzes auf alternative Be treu   ung an -
gewiesen sind. Inhaltlich begründet Art.
20 UN-KRK einen An spruch auf eine
solche Betreuung zum Wohl des Kindes.
Für unbegleitete Min der jährige, die ei nen
Asyl- bzw. Flücht lingsstatus begehren,
stellt Art. 22 Abs. 2 UN-KRK explizit
klar, dass Art. 20 UN-KRK auch für die se
Kinder gilt. Eine Aus grenzung dieser
Minderjährigen aus dem Schutz bereich
des Art. 20 UN-KRK ist daher auch mit
Art. 22 UN-KRK nicht vereinbar. Dem -
nach dürfen unbegleitete Flücht lings -
kin der nicht aus der Kinder- und Ju -
gend hilfe (SGB VIII) ausgegrenzt und
in Asyl  bewerberunter künf ten unterge-
bracht werden.

Vertragsfrustrierung 
durch Deutschland

Die Bundesrepublik hat bei Hinter -
legung der Ratifikationsurkunde zur
UN-Kinderrechtskonvention unter an -
derem folgende Erklärung abgegeben:
»Nichts in dem Übereinkommen kann
dahin ausgelegt werden, daß die wider-
rechtliche Einreise eines Ausländers in
das Gebiet der Bundesrepublik Deutsch  -
land oder dessen widerrechtlicher Auf -
enthalt dort erlaubt ist; auch kann keine
Bestimmung dahin ausgelegt werden,
daß sie das Recht der Bundesrepublik
Deutschland beschränkt, Gesetze und
Verordnungen über die Einreise von
Ausländern und die Bedingungen ihres
Aufenthaltes zu erlassen oder Unter schie -
de zwischen Inländern und Ausländern
zu machen.«

Dieser sogenannte »Ausländer vor be -
halt« zielt darauf ab, sich jeglichen aus
der Konvention resultierenden Ver pflich -
tungen gegenüber ausländischen Kindern
zu entziehen. Dies ergibt sich insbeson-
dere aus der zweiten Hälfte des Vorbe -
halts, nach der die UN-Kinder rechts kon -
vention ohne jegliche Bedeutung sei,
sofern Deutschland Gesetze und Ver ord -
nungen über die »Bedingungen« des
Aufenthaltes von Ausländern erlasse oder
»Unterschiede zwischen Inländern und
Ausländern« mache. Der Vorbehalt negiert
die Geltung des Diskriminie rungs  ver -
botes (Art. 2 Abs. 1 UN-KRK) für aus-
ländische Kinder. Die Universalität der
Rechte und das Diskriminierungsverbot
als Strukturprinzip des Vertragswerkes
werden somit untergraben. Auch der in
der Konvention umfassend verankerte
Maßstab des Kindeswohls soll für auslän-
dische Kinder keine Bedeutung haben.
Die UN-Kinderrechtskonvention erlaubt
hingegen ausdrücklich nur solche Vor -
behalte, die mit Ziel und Zweck der Kon -
vention vereinbar sind (Art. 51 Abs. 2
UN-KRK). Der Vorbehalt wurde daher
bereits vielfach und zu Recht kritisiert –
auch vom UN-Ausschuss für die Rechte
des Kindes. Vereinzelt haben deutsche
Verwaltungsgerichte den Vorbehalt im
Kontext aufenthaltsrechtlicher Entschei -
dungen, die unbegleitete Flüchtlings -
kinder betrafen, als völkerrechtlich unzu-
lässig verworfen und für nichtig erklärt.
Dadurch war es den Gerichten möglich,
Bestimmungen der Konvention – etwa

UN-Kinderrechtskonvention: Schutz

Artikel 20
[Von der Familie getrennt lebende Kinder; Pflegefamilie; Adoption]

(1) Ein Kind, das vorübergehend oder dauernd aus seiner familiären Umgebung
herausgelöst wird oder dem der Verbleib in dieser Umgebung im eigenen Interesse
nicht gestattet werden kann, hat Anspruch auf den besonderen Schutz und
Beistand des Staates.

(2) Die Vertragsstaaten stellen nach Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts andere
Formen der Betreuung eines solchen Kindes sicher.

(3) Als andere Form der Betreuung kommt unter anderem die Aufnahme in eine
Pflegefamilie, die Kafala nach islamischem Recht, die Adoption oder, falls erforder-
lich, die Unterbringung in einer geeigneten Kinderbetreuungseinrichtung in
Betracht. Bei der Wahl zwischen diesen Lösungen sind die erwünschte Kontinuität
in der Erziehung des Kindes sowie die ethnische, religiöse, kulturelle und sprach -
liche Herkunft des Kindes gebührend zu berücksichtigen.
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Art. 20 UN-KRK – zur Begründung
eines Abschiebungshindernisses heran -
zuziehen.

Im Folgenden soll noch kurz auf eine
weitere von Deutschland bei Hinter le gung
der Ratifikationsurkunde abgegebene Er  -
klä rung eingegangen werden, welche die
Bedeutung der UN-Kinder rechts kon ven -
tion im innerstaatlichen Rechts raum zu
relativieren sucht. Da nach hat die Bun  des  -
republik erklärt, »… daß das Überein-
kommen innerstaatlich keine un mit tel bare
Anwendung findet …«. Auch diese Er -
klärung wurde bereits vielfach kritisiert.

Zu dieser Erklärung wird ebenfalls die
Auffassung vertreten, sie stelle einen un -
zulässigen Vorbehalt dar. Andere sind der
Ansicht, die Erklärung sei mit Art. 51
Abs. 2 UN-KRK vereinbar. Vorzuziehen
ist allerdings die Auffassung, nach der die
Erklärung überhaupt keinen Vor be halt
darstellt, da sie lediglich die Technik der
Umsetzung im innerstaatlichen Rechts  -
raum betrifft und auf völkerrechtlicher
Ebene keine Rechtswirkung erzeugen
kann. Die Erklärung ist demnach zwar
zulässig, kann auf völkerrechtlicher Ebe ne
aber nicht die Wirkung eines Vor behaltes
erzielen. Ob in der Konven tion kodifi-
zierte individualrechtliche Ver  bür gungen
innerstaatlich unmittelbar an wend bar
sind, hängt allein von der Aus  gestaltung
des nationalen Rechts   systems des jeweili-
gen Vertragsstaates ab. Die Er klärung ist
letztendlich also be deutungs los.

In der deutschen Rechtsordnung kön-
nen menschenrechtliche Bestimmungen
wie die der UN-Kinderrechtskonvention
unmittelbar durch Gerichte und Behör -
den angewendet und somit als Entschei -
dungs  grundlage im Einzelfall herange -
zogen werden. Deutsche Gerichte haben
unter Bezugnahme auf die Erklärung der
Bun desregierung hingegen wiederholt
entschie  den, dass die Bestimmungen der
Konvention grundsätzlich keinen indi -
vidualrechtlichen Charakter haben und
somit innerstaatlich keine unmittelbare
Anwendung finden könnten. Dieser Ein  -
schätzung liegt nicht nur ein unzutref -
fen   des Verständnis der in der UN-Kinder -
rechtskonvention kodifizierten Rechte
zugrunde. Sie zeigt ebenso, dass die Er -
klä rung der Bundesregierung die bis 
heu te unzureichende Beachtung der Kon -
ven tion in der innerstaatlichen Rechts -

praxis forciert. Im Ergebnis entsteht
damit eine grotesk anmutende Situation.
Den Kindern sollen nach Art. 42 UN-
KRK ihre Rech te bekannt gemacht wer-
den, im Falle eines konkreten Rechts -
strei tes sollen sie sich hierauf jedoch
nicht berufen können. In der Wür di gung
der deutschen Rechts prechung handelt es
sich bei dem Übereinkommen über die
Rechte des Kindes um ein Übereinkom-
men ohne Rechte des Kindes.

Fazit

Deutschland hat einen weitreichenden
Vorbehalt abgegeben, der darauf abzielt,
ausländische Kinder vom Schutzbereich
der UN-Kinderrechtskonvention aus -
zuneh men. Der Vorbehalt ist ständiger
Gegen stand innenpolitischer Debatten 
in Deutschland und wurde bereits viel-
fach kritisiert – auch vom UN-Ausschuss
für die Rechte des Kindes. Dabei ist es
erklärtes Ziel und wesentliches Anliegen
deutscher Regierungs- und Außenpolitik,
sich für die Stärkung des internationalen
Menschenrechtsschutzes einzusetzen.
Diesen Maßstab hat Deutschland mit
der Abgabe des »Ausländervorbehaltes«
zur UN-Kinderrechtskonvention aus den
Augen verloren. Deutschland fügt dem
internationalen Menschenrechts schutz -
system mit dem Vorbehalt vielmehr Scha -
den zu. Trotz internationaler und na -
tionaler Kritik wurde der Vorbehalt bis
heute nicht zurückgenommen. Dabei
erlaubt die Konvention nur solche Vor -
be halte, die mit Ziel und Zweck der
Kon vention vereinbar sind (Art. 51 Abs.
2 UN-KRK). Einige wenige deutsche
Ver waltungsgerichte haben ihn daher als
völkerrechtlich unzulässig verworfen und
für nichtig erklärt.

Im Übrigen hat Deutschland noch
eine weitere, ebenfalls viel kritisierte
Erklärung abgegeben, nach der die Be -
stim mungen der UN-Kinderrechts kon -
vention innerstaatlich nicht unmittelbar
anwendbar seien. Wenngleich dieser
Erklärung nach zutreffender und wohl
überwiegender Auffassung in der Wis -
senschaft rechtlich keine Bedeutung bei-
zumessen ist, hat auch diese Erklärung
der Bundesregierung ihr Ziel bisher
nicht verfehlt: in der deutschen Rechts -
praxis spielt die Konvention beinahe
keine Rolle.

Die Durchsetzung menschenrecht-
licher Ansprüche aus der UN-Kinder rechts  -
konvention ist demzufolge in Deutsch  -
land ein schwieriges Unter fan gen. Nur
selten haben Minderjährige und/od er
ihre gesetzlichen VertreterIn nen Erfolg,
wenn sie sich auf Bestim mun gen der
Konvention berufen. Umso wichtiger ist
es, im politischen Diskurs oder auch in
juristischen Einzelfällen immer wieder
auf die menschenrechtlichen Verpflich -
tun gen hinzuweisen, damit sich das Be -
wusst sein für die Men schenrechte  weiter
verbreitet und Men schenrechte – wie in
der UN-Kinder rechtskonvention kodi -
fiziert – an Bedeu  tung gewinnen. Dies
gilt insbesondere auch für die Situa tion
von Flüchtlings kindern.

UN-Kinderrechtskonvention: Schutz
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Die Überwachung der Einhaltung 
der Menschenrechte 

Ein Beschwerdeverfahren für die Kin -
der  rechtskonvention der Vereinten Na tio  -
nen? Was bedeutet das? Um die Frage zu
beantworten, muss ich ein wenig Anlauf
nehmen: Konventionen, also inter na tio na le
Verträge zur Durch  setzung von Men schen-
rechten, werden in den Verein ten Natio -
nen ausgearbeitet und dann den Mit glieds -
staaten zum Beitritt vorgelegt. Durch ih ren
Beitritt verpflichten sich diese Staa ten,
die im jeweiligen Ver   trag festgelegten  Men-
schenrechte ein  zu halten und über ihre
Er  folge und Schwie    rig kei ten ei  nem Aus -
schuss zu be richten, etwa dem Aus schuss
zur Besei ti gung der Dis krimi nie rung der
Frau, dem Aus schuss für die Ab schaffung
der Folter oder eben auch dem Ausschuss
für die Rechte des Kin des, junger Men -
schen bis zum Alter von 18 Jahren.

Die Ausschüsse setzen sich nach in ten-
sivem Studium des Berichts und an  derer
Informationen, auch von Nicht regie rungs -
organisationen aus dem jeweiligen Land,
mit der berichtenden Regie rung über die
Einhaltung der Rechte, welche die von
ihnen überwachte Kon vention enthält,
kritisch auseinander. Dafür werden Re gie -
rungsvertreter nach Genf eingeladen.
Anschließend formulieren die Ausschüsse
Concluding Observations, öffentlich be -
kannt gemachte Empfeh lun gen zu näch-
sten Schritten der Umset zung der Rechte,
und verlangen, dass der Fol ge bericht
über Forts chritte in der Ver wirk lichung
dieser Empfehlungen Auskunft gibt.

Dieses Verfahren, den Staaten Druck
zu machen, ist nicht wirkungslos, denn
die meisten Regierungen wollen positive
Entwicklungen aufzeigen. Es erzeugt 
po litische und öffentliche Aufmerk sam keit
und gibt auch den Anstrengungen der 
an den Problemen arbeitenden Or ga ni -
satio nen Auftrieb. Aber die Fortschritte
sind doch oft langsam, Initiativen ver -
sickern, Mittel werden nicht bereitgestellt,
Vor wän de werden aufgetürmt. So drängt
sich die Frage auf, ob es nicht noch an -
de  re Wege gibt, die Verwirklichung der
Menschenrechte voranzubringen.

Hoffnung wird auf die anfangs er wähn-
ten Beschwerdeverfahren gesetzt, die
 inzwischen bei allen Vertrags aus schüs  sen
ein gerichtet wurden, mit Aus nahme des
Aus schusses, der die Verwirk lichung der
Rech te der Kinder fördern soll. Viele
Hun  der te von Organisationen in aller
Welt, die sich um die Rechte der Kinder
kümmern, bestürmen inzwischen die
Regierungen, auch dem Kinder rechts         aus -
schuss ein solches Verfahren zu zu  ord nen.
Was ist das für ein Ver fah ren und in
 welcher Weise er höht es den Druck auf
Regierungen, Menschen rechte zu achten,
zu schützen und umzusetzen?

Das Beschwerdeverfahren

Dieses Verfahren, in der UN-Sprache
als Communications Procedure bezeichnet,
ermöglicht einem Menschen, im Falle
der Kinderrechtskonvention einem Kind,
sich beim zuständigen Ausschuss zu be -
schweren, wenn ihr oder ihm ein im Ver -
trag festgelegtes Recht vorenthalten wird.
Der Ausschuss prüft, ob er den Fall an -
nimmt, und fordert die betroffene Re -
gierung, wenn er die Beschwerde für be -
grün     det hält, zur Stellungnahme in ner -
halb einer bestimmten Frist auf. Dem
sich  Beschwerenden wird die Mög lich -
keit ge ge ben, sich zu dieser Stellung  -
nahme noch einmal zu äußern. Auf der
Basis die ser Un   terlagen berät der Aus -
schuss, wie er den Fall beurteilt und 
was er verlangen muss, um ein verletztes
Men schen  recht wiederherzustellen. 
Es handelt sich nicht um ein Gerichts -
ver fah  ren im strikten Sin ne, denn weder
lädt der Aus schuss den Staat und den
Be  schwer  de führer ein, noch zieht er
Rechts  bei stände hinzu. Dennoch haben
diese Entschei dungen Gewicht.

Sollte der Ausschuss zur Auffassung
gelangen, dass ein Menschenrecht ver-
letzt wurde, wird er die Regierung auf-
fordern zu berichten, gewöhnlich mit
einer Frist von drei Monaten, was sie
getan hat, um den Verstoß zu beseitigen.
Gegen die Entscheidung gibt es keinen
Einspruch und es gibt auch keine Neu -
verhandlung. Der Fall ist abgeschlossen.

Der Ausschuss hat wiederum kein Mit tel,
seine Entscheidung durchzusetzen.

Bedingungen für eine Beschwerde

Auch dieses Beschwerdeverfahren sieht
nicht nach einem starken Instru ment der
Menschen- oder Kinderrechts durch set zung
aus, zumal wenn man die Bedin gun gen
betrachtet, unter denen es überhaupt zu
einer solchen Beschwerde kommen kann. 

Das Instrument scheint schon da -
durch geschwächt, dass Beschwerden nur
aus Staaten an den Ausschuss gelangen
können, die dem Verfahren formell bei-
getreten sind. So wie es allerdings über-
haupt erstaunlich ist, dass eine große
Mehrheit der Mitgliedstaaten der Verein -
ten Nationen sich nach und nach den
Menschenrechtsverträgen unterwirft, so
ist auch bemerkenswert, dass eine große
Zahl an Staaten ihren Bürgern tatsächlich
die Möglichkeit der Beschwerde bei
Men  schenrechtsausschüssen eröffnet hat.
Bietet ein Staat diesen Beschwerdeweg
nicht an, wird er bei vielen  Gelegen hei ten
mit dieser Weigerung konfrontiert; auch
das ist ein Stück Druck, Menschen rechte
nicht zu missachten.

Der Beschwerdeweg an den Ausschuss
ist zudem nur dann möglich, wenn die
Mittel im Rechtssystem des Landes aus -
ge schöpft wurden, um die Menschen-
oder Kinderrechtsverletzung zu beseitigen.
Auch dies wird immer wieder als eine
Ein  schränkung betrachtet. Das kann man
aber auch anders sehen: In den Staaten,
die sich diesem Verfahren aussetzen,
führt diese Voraussetzung nämlich im
All ge mei  nen dazu, Konflikte um Ver let  -
zungen von fundamentalen Rech ten 
im mer auch un ter dem Aspekt zu be -
trachten, dass ein solcher Streitfall beim
zu stän digen Men schenrechts aus schuss 
in Genf landen könnte.

Im Übrigen kann sich die Beschwerde
nur gegen einen Staat richten, nicht
gegen eine Person oder Institution, und
zwar entweder, wenn ein Staat selbst
Kin  derrechte verletzt oder ihm obliegende

Lothar Krappmann

Ein Individualbeschwerdeverfahren für die UN-Kinderrechtskonvention



49IzKK-Nachrichten 2009-1: UN-Kinderrechtskonvention – Impulse für den Kinderschutz

Kontrollen und Schutzmaßnahmen hin-
sichtlich Personen oder Institutionen
nicht durchführt. Außerdem muss es um
einen konkreten Verstoß gegen ein Men -
schenrecht gehen, nicht um ein Gesetz
oder eine andere Regelung, die als men-
schenrechtsverletzend eingeschätzt wird.

Wirkungen dieses Verfahrens

Das Verfahren erhöht die Auf merk -
samkeit für die Rechte, die durch die
Konvention den Kindern zugesprochen
werden. Seine bloße Existenz sorgt be -
reits dafür, dass die vertraglich zu erfül-
len den Forderungen in die administra -
tiven oder richterlichen Entschei dungen
innerhalb des Staates vermehrt einbe -
zogen wer den, lange bevor der Weg einer
Be schwerde beschritten wird. Erwach se -
ne, aber nach Einführung eines solchen
Beschwerdeverfahrens auch Kinder, fin-
den nicht erst beim Ausschuss in Genf
Unterstützung, sondern schon vorher
durch die Eröffnung eines Rechts wegs,
der bis zum Ausschuss in Genf fortsetzbar
ist und daher menschenrechtsorientiert
sein muss. 

Die positiven Wirkungen gehen aber
noch weiter: Verfahren, die auf eine mög -
liche Fortsetzung beim Kinder rechts    aus -
schuss und daher auf die Ein haltung der
Kinderrechte achten müssen, ent wickeln
in ihren Urteilen und Emp feh lun gen
wichtige Konkretisie rungen der Rechte
aus der Kinderrechts kon vention.

Die Rechte der Kinder aus der Kon -
vention werden manchmal als vage und
unbestimmt angesehen. Tatsächlich lassen
sie Raum für Konkretisierungen, weil die
Konvention sonst keine Chance hätte,
universell akzeptiert zu werden. Es wurde
sogar die Meinung vertreten, die soge-
nann  ten Sozialrechte seien gar keine rich   -
tigen Rechte. Nach intensiven De bat ten
wurde in den Vereinten Nationen jedoch
festgestellt, dass nicht nur die (Schutz-)
Rechte gegen Übergriffe von Staats -
organen Rechte im strengen Sinne sind,
sondern dass dazu auch die wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Rechte
von Menschen gehören. Eine Quelle
 solcher Konkretisierungen sind gericht -
liche und administrative Verfahren.

Um einige Beispiele zu nennen: Die
grundlegende Bildung eines Kindes soll
verpflichtend und frei von Kosten sein.
Wie viele Jahre freier Schulbildung sind
gemeint? Die Konvention sagt darüber
nichts. Schließt die Bestimmung kosten-
freier Schulbildung die Bücher mit ein?
Wie steht es mit der Schulkleidung, die
in vielen Ländern verlangt wird? Wie mit
den Kosten für den Bus, um zur Schule
zu gelangen? Ist die Ablehnung eines
Kindes mit Behinderung in der Regel -
schule rechtens? Ist es zulässig, ein Kind,
das ein Recht auf Bildung hat, vom
Schulunterricht wegen störenden Ver -
haltens auszuschließen? 

Entscheidungen dieser Art müssen
gefällt werden. Sie sollten, wenn sie
nicht überzeugend sind, schließlich vom
Kinderrechtsausschuss geprüft werden
können. Ihn haben die Staaten einge-
setzt, um eine dem Wortlaut und dem
Sinn der Konvention entsprechende
Umsetzung der Kinderrechte zu überwa-
chen. Er braucht Jurisprudenz, Urteile
und Begründungen, um das Verständnis
und die Auslegung der Konventions -
artikel voranzutreiben.

Es geht also gar nicht nur um das
einzelne Kind, dem das Beschwerde  ver -
fah ren einen Weg zur Wiederherstellung
seines Rechts bieten soll, sondern auch
um eine bessere Bestimmung der Kin der -
rechte generell. Dennoch: Das einzelne
Kind, dessen Rechte verletzt wurden, soll
nicht vergessen werden. Wenn man in
den Blick nimmt, was andere Aus schüsse
bei eingereichten Beschwerden erreicht
haben, so wird deutlich, dass in vielen
Fällen für Abhilfe gesorgt wurde, übrigens
nicht nur durch die Ent schei dung des
Ausschusses, sondern in großem Ausmaß
bereits zuvor. Oft haben Staa ten, als das
Verfahren beim zustän digen Ausschuss
anhängig wurde, nach einer Lösung
außerhalb des Verfahrens ge sucht. Wenn
es zu abschließenden Entscheidungen
des Ausschusses kam, sind diese oft auch
ohne Zwangsmittel befolgt worden.

Insgesamt ermutigt die Bilanz: Die
Verfahren helfen Menschen, manchmal
erst spät, manchmal leider gar nicht.
Dennoch gehören sie zu den wirksamen
Mitteln der Durchsetzung von Men schen -
rechten. Daher wurden in jüngerer Zeit
auch zwei Menschen rechts aus schüs se, die

bisher noch nicht als Beschwerde instanz
arbeiten konnten, mit einem solchen
Verfahren ausgestattet. Warum nicht
auch der Kinderrechtsausschuss?

Probleme des Verfahrens

Ein oft zu hörender Einwand lautet,
dass die Verfahren viel zu lang dauern,
um die Rechte des Kindes zu sichern,
des sen Rechte verletzt wurden. Das
hängt sicherlich vom Alter des Kindes
ab. Dann, wenn einem Menschen un -
mit tel bare Gefahr droht, können Aus -
schüsse übrigens auch sofort reagieren,
ohne das Ergebnis des Gesamt vorgangs
mit seinen Fristsetzungen abzuwarten.
Trotzdem wird manches Kind nicht
mehr selbst in den Vorteil einer kinder-
rechtsadäquaten Regelung kommen.
Diese wird jedoch anderen Kindern helfen,
falls das Ver fahren zu einer Änderung
der staatlichen Gesetzeslage oder anderer
Regelungen führt.

Gegen ein solches Beschwerde ver fah -
ren ist auch eingewandt worden, dass
Kinder doch selbst ein solches Verfahren
gar nicht betreiben könnten. Dafür gibt
es jedoch seit Langem Regelungen in den
UN-Verfahren, denn auch heute können
Kinder sich bereits an andere Ausschüsse
mit Beschwerden wenden, wenn Rechte,
die ihnen aus anderen Menschenrechts -
verträgen zustehen, verletzt werden.
Wenn Personen ihre Beschwerde nicht
selbst vortragen können, werden stets
Ver treter zugelassen.

Notwendigkeit eines
Beschwerdeverfahrens

Dieser Hinweis erinnert daran, dass
auch gegenwärtig Kinder nicht gänzlich
ohne Möglichkeiten sind, ihre Men schen-
rechte als Kinder einzufordern. Das
Recht auf Bildung und Entwick lung, 
das Recht auf einen angemessenen Lebens-
standard und erreichbare Gesund heits -
dienste, der Schutz vor unzulässiger Kin -
derarbeit und Ausbeutung, das Verbot
der Zwangsheirat, die Freiheit der Mei -
nungs äußerung, besondere Regelun gen
für die Jugendgerichtsbarkeit und man-
ches andere sind vor allem in den beiden
grundlegenden Verträgen über die wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen

UN-Kinderrechtskonvention: Rechtliche Verankerung
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Rechte sowie über die bürgerlichen und
politischen Rechte eines jeden Menschen
enthalten.

Angesichts der sich überlappenden
Vertragsbestimmungen fragten einige 
Be obachter, ob überhaupt ein eigenes
Beschwerdeverfahren zur Kinder rechts -
konvention nötig sei. Diese Frage ist nicht
neu; sie wurde auch gestellt, als die Kin -
derrechtskonvention selbst be raten wur de.
Sie wurde damals eindeutig bejaht. Eine
große Mehrheit hielt eine eigene Kin der -
rechtskonvention für erforderlich. Diese
Antwort gilt auch für ein Be schwer de -
verfahren zu dieser Konven tion.

Obwohl die Menschenrechte ohne
Zweifel auch Kindern zustehen, ist es
wichtig, zusätzliche Klarheit zu schaffen.
Bei einigen Menschenrechten muss
unterstrichen werden, dass sie auch für
Kinder gelten, etwa bei der Freiheit der
Meinungsäußerung. In vielen Regionen
der Welt ist immer noch die geradezu
sprichwörtliche Einstellung verbreitet,
Kinder solle man »sehen, aber nicht
hören«. Manche Menschenrechte müssen
im Hinblick auf Kinder so formuliert
werden, dass Abhängigkeiten und Schutz  -
bedürfnisse der Kinder berück sichtigt,
aber ihre eigenen Rechte doch gesichert
werden, wie zum Beispiel im Verhältnis
zu den Eltern. Bei anderen Rechten ist
wichtig, sie für Kinder weiter auszubuch-
stabieren, wie etwa das Recht auf Bil -
dung oder das Recht auf eine Jugend -
gerichtsbarkeit, die auf Kinder spezifisch
eingeht. Bestimmte kinderspezifische
Rechte kommen hinzu: der Vorrang des
Kindeswohls, die jederzeitige Förderung
der Entwicklung, das Recht auf Gehör 
in allen das Kind betreffenden An ge -
legenheiten.

Eine von Nichtregierungs organisa  tio -
nen zusammengetragene Liste aller be -
sonderen Rechte, die die Konvention
den Kindern bestätigt, nennt 36 Rechte,
die, jedenfalls in ihrer Zuspitzung auf
Kinder, nur in der Kinderrechts kon -
vention enthalten sind und über deren
Verletzung sich die Kinder beim Kinder -
rechtsausschuss beschweren können soll-
ten. Eben diese Möglichkeit, sich an
einen Ausschuss wenden zu können, der
sich auf Kinder und die Verwirk lichung
ihrer Rechte unter den Bedin gungen von
Kindeswohl, Kindesschutz und Kindes -

entwicklung konzentriert, ist wichtig,
denn tatsächlich spielen die zu beachten-
den Besonderheiten von Kindern und
ihren Rechten in den anderen Aus schüs -
sen so gut wie keine Rolle.

Unterstützung für die Einrichtung
eines Verfahrens

Seit fast zehn Jahren beteiligt sich die
deutsche Kindernothilfe an den Bemü -
hungen, eine internationale Kampagne
für ein Beschwerdeverfahren zur Kin der -
rechtskonvention voranzubringen. Viele
andere deutsche Organisationen setzen
sich für dieses Ziel inzwischen ebenfalls
mit Nachdruck ein, allen voran die
National Coalition für die Umsetzung
der Kinderrechtskonvention in Deutsch -
land. Diese weltweite Bewegung hat Ge -
wicht und ist auch erfolgreich, denn sie
vermochte Regierungen zu überzeugen,
dass ein Beschwerdeverfahren dringlich
ist. Inzwischen hat sich eine Staaten -
grup   pe gebildet, die im Menschen rechts  -
rat der Vereinten Nationen die Ein set -
zung einer Arbeitsgruppe beantragt hat.
Diese Arbeitsgruppe soll das erforder  -
liche Zusatzprotokoll zur Be schluss fas -
sung in der Generalversammlung der
Verein ten Nationen vorbereiten. Auch
Deutsch   land hat sich dieser Staaten -
gruppe angeschlossen.

Der Kinderrechtsausschuss hat sich
klar für ein solches Beschwerdeverfahren
ausgesprochen, obwohl er kaum zu be -
wältigende Belastungen befürchtet. Trotz
erheblicher Mehrarbeit des Aus schusses
müssen Staaten, die ihre Berich te dem
Ausschuss einreichen, mittler weile mehr
als zwei Jahre warten, bis der Ausschuss
sich ihrem Bericht widmen kann. Diese
Situation würde sich noch verschärfen,
wenn es keine zusätzlichen Mittel gäbe.

Ferner wurde befürchtet, der Aus schuss
würde angesichts eines solchen Verfah -
rens seine Interdisziplinarität aufgeben
müssen und sich in ein Gremium von
JuristInnen verwandeln. Der Aus schuss
hat jedoch Vorstellungen ent wickelt, wie
eine Untergruppe unter starker Betei -
ligung der im Ausschuss sitzenden Juris -
tInnen, aber auch unter Ein bezie  hung
anderer Disziplinen die Entscheidungen
zu Beschwerden vorbereiten könnte. Für
den Ausschuss ist neben der Hilfe für

Kin  der, die um ihre Rechte gebracht
wur   den, ins  besondere die Konkretisie -
rung der Rech te in der Bearbeitung von
Be schwer  den das ausschlaggebende Ar  -
gument bei der Wer bung für ein solches
Verfahren.

Der Weg bis zur Beschlussfassung 
in der Generalversammlung 
der Vereinten Nationen

Obwohl es gewichtige Mitglieder im
Menschenrechtsrat gibt, deren Haltung
immer noch zögerlich ist, wurde im Juni
2009 eine Arbeitsgruppe eingesetzt, in
der die weiteren Schritte beraten werden
sollen. Um mehr Staaten mit ins Boot zu
holen, wurde der Auftrag an die Arbeits -
gruppe zuletzt noch einmal umformuliert.
Die Arbeitsgruppe soll zunächst prüfen,
ob dieses Verfahren wirklich nötig ist,
und erst dann das Verfahren in Artikel
fassen. Das verlängert leider den Weg.
Aber ernstlich wird nicht bezweifelt, dass
die Arbeitsgruppe sich an den Entwurf
eines Beschwerdeverfahrens setzen wird.
Über den ausgearbeiteten Entwurf wird
dann der Menschen rechts rat abstimmen.
Dann erst geht er an die General ver  -
samm  lung der Vereinten Nationen, wo
er noch einmal in Aus schüs sen beraten
wird, bevor es zum endgültigen Be schluss
kommen wird.

Strittige Punkte

Es liegt zwar bereits ein vollständig
ausgearbeiteter Entwurf von Nicht regie -
rungs  organisationen vor, der sicherlich
helfen wird, den Prozess zu strukturieren.
Er ent  hält jedoch einige Punkte, über 
die hef   tige Diskussion zu erwarten ist.
So wird vorgeschlagen, dass der Aus schuss
ein Mandat erhalten soll, bei In forma  -
tio nen über gravierende und systematische
Ver stöße gegen Kinder  rechte von sich
aus ein Untersuchungsverfahren einzulei-
ten. Diese Möglichkeit zu eigenen Er -
mitt  lun gen gibt es auch in Beschwerde -
ver fah ren anderer Verträge. Dennoch
wird es vermut  lich darüber Auseinander -
set zun gen geben.

Noch mehr Streit ist über den Vor -
schlag zu erwarten, nicht nur Beschwer -
den von einzelnen Kindern, sondern
auch Beschwerden von internationalen

UN-Kinderrechtskonvention: Rechtliche Verankerung
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Nichtregierungsorganisationen zuzulassen,
die bei den Vereinten Nationen akkre -
ditiert sind. Diese Klausel schränkt den
Kreis möglicher Beschwerdeführer zwar
auf anerkannte Organisationen ein, wird
aber dennoch heftige Kontroversen aus -
lösen, weil diese erfahrenen Orga nisa tio nen
zweifellos Regierungen sehr zusetzen
könnten. Sie tun es ohnehin, würden je -
doch dann, wenn der Ausschuss im Sin  ne
ihrer Beschwerde entscheidet, auch noch
die gewichtige Stimme eines UN-Aus -
schusses hinzugewinnen.

Weiterer Diskussionsstoff steckt in
dem Wunsch einiger Staaten, Beschwer -
den nur zu einer ausgewählten Liste von
Rechten zuzulassen. Es heißt, es solle
sich um die Rechte handeln, die juris -
tisch und administrativ leicht fassbar
sind. Die freie verpflichtende Grund bil -
dung des Kindes könnte dazu gehören,
das Recht »auf das erreichbare Höchst  maß
an Gesundheit«, wie es die Kon ven tion
zugegebenermaßen vage formuliert, je -
doch nicht. Diese Einschränkung könn te
entweder in einer für alle Staa ten, die
dem Verfahren beitreten, verbindlichen
Liste festgelegt werden, oder jeder einzel-
ne Staat könnte bei seinem Beitritt zu
Protokoll geben, zu welchen Rechten er
sich mit Beschwerden konfrontieren lassen
will. Es ist zu begrüßen, dass die Ab -
lehnung derartiger Ein schrän kungen des
Beschwerderechts groß ist.

Werbung für den Beitritt 
möglichst vieler Staaten

Abgesehen von vielen weiteren Details
gibt es also viel Stoff, den die Arbeits -
gruppe des Menschenrechtsrats bewäl  -
tigen muss. Wenn das Verfahren schließ-
lich von der UN-Generalversammlung
beschlossen sein wird, ist es immer noch
nicht in Kraft. UN-Verträge sind zu -
nächst nur Angebote. Sie werden erst
wirksam, wenn eine bestimmte Zahl an
Staaten einem Vertrag rechtsverbindlich
beigetreten ist. Bei der Kinderrechts   kon -
vention war dies in etwa zehn Mo   na ten
erreicht; bei anderen Verträgen dauerte
es Jahre. 

Die breite Unterstützung des Vor ha -
bens durch Nichtregierungs  organisa tio -
nen darf folglich mit der Beschluss fas sung
in den Vereinten Nationen nicht enden.

Diese Organisationen werden weiterhin
tätig sein müssen, um möglichst viele
Staaten für die baldige Übernahme des
Verfahrens zu gewinnen.

Es ist schwer abschätzbar, wie lange
dieser Prozess dauern wird. Es gab vor
einiger Zeit die Hoffnung, die General -
versammlung könnte am symbolträch -
tigen 20. Jahrestag der Konvention im
November dieses Jahres 2009 entscheiden.
Dies ist jedoch angesichts vieler offener
Fragen und des Diskussions  stan des nicht
zu erwarten. Wenn es gelänge, den Be -
schluss der Generalversammlung im
Herbst 2010 zu erreichen, und wenn ein
Jahr später, also 2011, die erforder liche
Zahl von Staaten (meist 20) dem Ver -
fahren beigetreten wäre, wäre dies immer
noch ein zügiger Verlauf. Den Kin dern
ist es sehr zu wünschen.

UN-Kinderrechtskonvention: Rechtliche Verankerung

Kontakt

Prof. Dr. Lothar Krappmann

UN-Ausschuss für die Rechte des
Kindes
Lützelsteiner Weg 43
14195 Berlin

Telefon: 030 /8311122
E-Mail: 
krappmann@mpib-berlin.mpg.de

Veranstaltungshinweis

6. Deutscher Kinderrechte Tag – 
Der Kinderrechtsansatz in der Verbandsarbeit

10. Dezember 2009, Duisburg

Inhalt: Zum 20. Jahrestag der Verabschiedung der UN-Kinderrechtskonvention und
aus Anlass des 50-jährigen Jubiläums der Kindernothilfe findet der 6. Deutsche
KinderrechteTag am 10. Dezember 2009, dem Tag der Menschenrechte, in Duis  -
burg statt. Inhaltlich geht es um den Kinderrechteansatz und die Erfahrungen mit
dessen Umsetzung innerhalb der Verbandsarbeit. Die Teilnehmerinnen und Teil -
nehmer des 6. Deutschen KinderrechteTags lernen die Prinzipien des Kinder rechts -
ansatzes sowie Beispiele für seine Umsetzung in verschiedenen verbandlichen
Strukturen kennen. Die Erfahrungen, die bei der Aufstellung und Umsetzung des
Konzeptes von der Kindernothilfe und anderen Verbänden gemacht wurden, sollen
die Grundlage für Ideen und Empfehlungen zur Verwirklichung des Kinder rechts -
ansatzes in der Verbandsarbeit bilden, die am Ende des 6. Deutschen Kinderrechts -
tages verabschiedet werden und Lust auf Nachahmung machen sollen.

Veranstalter: National Coalition für die Umsetzung der UN-Kinderrechts -
konvention in Deutschland (NC) und Kindernothilfe e.V.
Informationen: Telefon: 0203/7789180 oder 030 /40040218, 
www.national-coalition.de
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UN-Kinderrechtskonvention: Der andere Blick

Kinderschutz wurde lange Zeit und
wird vielfach bis heute als eine Maß -
nahme verstanden, zu der Erwachsene
oder staatliche Instanzen greifen, um
Kinder vor Schaden zu bewahren. Dazu
dienen vor allem gesetzliche Handlungs  -
verbote für Kinder bis zu einer bestimm-
ten Altersgrenze und die Überwachung
oder Bestrafung von Personen und
Einrichtungen, von denen Gefahren 
für die Kinder ausgehen oder ausgehen
könnten. Dem Kinderschutz liegt ein
Kindheitskonzept zugrunde, das Kinder
als schwache und hilfsbedürftige Wesen
betrachtet. Die Kinder werden in erster
Linie als faktische oder potenzielle
Opfer, nicht jedoch als Subjekte verstan-
den, die selbst ein Interesse an der Ver -
meidung oder Abwendung von Risiken
und Gefahren haben und eine aktive
Rolle dabei spielen könnten. Dieses
paternalistisch zu nennende Verständnis
von Schutz, das dem Bild einer Käse -
glocke entspricht, wurde spätestens mit
dem Gedanken und der Einführung von
Kinderrechten obsolet. Seitdem stehen
dem traditionellen Kinderschutz andere
Schutzkonzepte gegenüber, die ausdrück -
lich auf die Eigeninteressen, Kompe ten -
zen und die Partizipation der Kinder
und Jugendlichen bauen.

Probleme paternalistischen
Kinderschutzes

Dass noch der bestgemeinte Schutz
für Kinder zum Risiko werden und
ihnen schaden kann, wird selten wahr -
genommen und gerade von denen gerne
verdrängt, die sich zum Schutz der
Kinder berufen sehen. Zu den Grund -
axiomen des Kinderschutzes gehört, dass
Erwachsene besser als Kinder wüssten,
was Kindern guttut oder schadet, und
dass es deshalb den Erwachsenen obliege,
zu bestimmen, vor welchen Situationen
und Handlungen Kinder zu bewahren
und welche Maßnahmen hierfür zu er -
greifen sind. Bei der Bestimmung dessen,
was Gefahren oder Risiken für Kinder
sind, eröffnet sich ein weites Feld. Es

reicht von äußeren Bedrohun gen für
Leib und Leben über gesundheitliche
und sittliche Gefährdungen bis hin zum
»Risiko verhalten« der Kinder selbst.

Wenn das Leben von Kindern un -
mittel  bar bedroht ist, scheint es sich um
einen eindeutigen Sachverhalt zu han-
deln. Doch wenn wir bedenken, dass im
Voraus abgeschätzt werden soll, wodurch
und wie diese Bedrohung zustande kom-
men und womöglich »präventiv« ver -
hindert werden könnte, wird erkennbar,
wie komplex selbst dieser Extremfall
gelagert ist. Wesentlich komplexer noch
stellt sich die Frage des Kinderschutzes
dar, wenn wir das weite Feld ins Auge
fassen, in dem Risiken und Gefahren für
Kinder vermutet werden. So ließe sich
am Bei spiel der heute vielfach als Gefähr   -
dung eingestuften Mediennutzung zei-
gen, dass »Wirkun gen« nicht mehr simpel
als kausaler Zusammenhang identifizier-
barer Faktoren verstanden werden kön-
nen, de nen Kinder oder Jugendliche als
Objekte ausgesetzt sind (vgl. Kübler 2009).

Die konstruktivistische Risiko sozio -
logie macht darauf aufmerksam, dass es
sich bei der Wahrnehmung der Risiken
und Gefahren immer um das Ergebnis
von Bedeutungszuschreibungen und
Interpretationen handelt, »die in jeweils
spezifischen historischen, sozialen, kul -
turellen und institutionellen Kontexten
gebildet und reproduziert werden«
(Groenemeyer 2001, S. 48). So wäre zu
fragen, warum – wie gegenwärtig zu er -
leben – mit Blick auf Kinder immer neue
Risiken »entdeckt« und zu Aufgaben des
Kinderschutzes erklärt werden. Der seit
einigen Jahren an schwel lende Ruf nach
mehr Kinder schutz ist jedenfalls nicht
ohne Weiteres wachsenden Gefahren und
Risiken geschuldet, sondern könnte auch
der Angst entspringen, dass die eigene
Welt aus den Fugen gerät.1 Wo tatsäch-
lich die Lebensrisiken von Kindern –
etwa durch zunehmende Armut – wach-
sen, neigt der überkommene Kinder -
schutz dazu, die Risiken durch ein Mehr
an präventiver Kontrolle (»Früh warn -

systeme«) oder Strafandrohungen gegen
vermutliche »Täter« oder zu »nachlässige«
Kontrolleure (z.B. in Jugendämtern) in
den Griff zu bekommen (vgl. Sozialis -
tisches Büro 2008).

Ein grundlegendes Problem des Kin der  -
schutzes besteht darin, dass ein drohen-
der Schaden verhindert werden soll, des-
sen Ursachen und Zustande kommen nur
selten eindeutig zu bestimmen sind. Ihm
liegen sowohl bestimmte Vorstel lungen
von der »Schutz bedürf tigkeit« des Kindes
zugrunde, als auch darüber, was dem
Kind vermeintlich schadet. Der Blick 
auf die Schutz bedürf tigkeit hat praktisch
immer zur Folge, dass die Urteils- und
Bewältigungs kompetenzen der Kinder
unterschätzt oder gar gänzlich ausgeblen-
det werden. Die zu schützenden Kinder
werden in aller Regel zu Objekten von
Definitionen und Maß nah men gemacht,
an denen sie nicht oder bestenfalls als
Erfüllungsgehilfen vorab getroffener Ent -
scheidungen mitwirken können.

Die britische Kindheitsforscherin Ge -
r  i son Lansdown (Landsdown 1995, S. 22
ff.) gibt zu bedenken, wie ein be stimmtes
Verständnis von Kindheit und ein über-
trie benes Gefühl für die Verletz lichkeit
von Kindern leicht ihre Gefähr dung er  hö -
hen kann. »Es ist das Vorherr schen  ei  nes
schutz betonten Modells in der Kon  struk -
tion unserer Beziehungen zu Kin dern,
das die Entwicklung einer an ge  messenen
Anerkennung der tatsächlichen Partizi  -
pationsfähigkeit von Kin dern oft verhin-
dert hat. (…) Und es ist ihr Bedarf an
Schutz, der benutzt worden ist, um den
fortdauernden Wider stand dagegen zu
rechtfertigen, den Kindern eigene Ent -
schei dun gen über ihr Leben einzuräumen.
So wird ein sich selbst bestätigender

Manfred Liebel

»Nicht über unsere Köpfe hinweg« 
oder: Partizipation ist der beste Kinderschutz

1 Mit Blick auf Erziehungsratgeber, die mehr 
Auto rität und Härte im Umgang mit Kindern
empfeh len, gibt Thomas Assheuer in der
Wochen zei  tung Die Zeit (Nr. 51, 2.4.2009, S. 51)
zu bedenken: »Die Welt der Erwachsenen ist
außer Kon trolle, und nun will man wenigstens
die Schutz befohlenen in den Griff bekommen
und der Welt gefügig machen.«
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Zirkel etabliert. Indem Kindern fehlende
Kom petenz für ihr Leben zugeschrie-
ben wird, gelten sie als verletzlich und
schutz bedürf tig. Da sie Schutz brauchen,
werden Er wachsene ermächtigt, an ihrer
Stelle zu handeln. Indem Kindern die
Macht verwehrt wird, Entscheidun gen
zu treffen oder sich an ihnen umfassend
zu betei ligen, werden sie noch verletz-
licher ge gen über der Autorität von Er -
wach  senen ge macht.«

Schutz kann die Kinder nicht nur
zusätzlich schwächen und verletzlicher
machen, sondern auch dazu benutzt 
werden, ihnen jegliche Form von Selbst -
bestimmung zu verweigern und ihre
Handlungsräume bis ins Extrem einzu-
engen. Schutz fungiert dann als eine Art
Machtinstrument. Zum einen werden
Kinder aus Lebensbereichen und von
Erfahrungen ausgeschlossen oder es wer-
den ihnen Rechte verweigert, die Er -
wach sene sich selbst vorbehalten wollen.
Zum anderen werden spezifische Berei -
che und Institutionen für sie geschaffen,
die vom Erwachsenenleben getrennt
sind, aber gleichwohl unter der Kontrolle
Erwachsener stehen. Solche Ausschlie -
ßungs- und Einhegungs praktiken liegen
da besonders nahe, wo Erwachsene
»unbotmäßiges Verhalten« der Kinder
fürchten oder ihre Vormacht durch die
Kinder bedroht sehen. So gesehen kann
der den Kindern »angebotene« Schutz
letztlich dazu dienen, die Kinder zu
beherrschen oder zumindest die Abhän -
gigkeit von den Erwachsenen zu verlän-
gern. Eine besondere Zuspitzung der
»Gefahren abwehr« ergibt sich, wo durch
»Aus gehverbote« oder unter Verwendung
neuer Überwachungstechnologien das
Leben von Kindern totaler Kontrolle
unterworfen wird.

Erzieherischer und struktureller
Kinderschutz

Gegenüber dem traditionellen Käse -
glocken-Kinderschutz sind immer wieder
Schutzkonzepte ins Spiel gebracht worden,
die das einseitige Abhängigkeits  ver   hältnis
der Kinder zu Erwachsenen problema -
tisieren und/oder größere Zu sam men -
hänge ins Auge fassen. Zu ihnen sind 
der sog. erzieherische und der strukturelle
Kinder- und Jugendschutz zu zählen.
Beide Konzepte weisen ihrerseits verschie -

dene Varianten auf, auf die hier nicht
genauer eingegangen werden kann.
Gemeinsam ist ihnen jedenfalls, dass sie
dem Gedanken der Prävention folgen
und auf die Abwendung und bessere
Bewältigung von Risiken gerichtet sind.

Im erzieherischen Kinder- und Jugend -
schutz werden die Kinder- und Jugend -
lichen (neben ihren Eltern oder anderen
Erziehungsberechtigten) direkt zum
Adressaten von Ansprachen und Maß -
nahmen, die auf ihre Mitverant wortung
und Mitwirkung bei der Ver meidung
von Gefahren abzielen. In diesem Sinne
heißt es im deutschen Kinder- und
Jugendhilfegesetz (SGB VIII, § 14): 

1) Jungen Menschen und Erziehungs -
berechtigten sollen Angebote des
erzieherischen Kinder- und Jugend -
schutzes gemacht werden.

2) Die Maßnahmen sollen
1. junge Menschen befähigen, sich

vor gefährdenden Einflüssen zu
schützen, und sie zu Kritik fähig -
keit, Entscheidungsfähigkeit und
Eigenverantwortlichkeit sowie zur
Verantwortung gegenüber ihren
Mitmenschen führen,

2. Eltern und andere Erziehungs   be -
rech  tigte besser befähigen, Kin der
und Jugendliche vor gefährdenden
Einflüssen zu schützen.

Unter strukturellem Kinder- und
Jugendschutz werden gemeinhin Maß -
nahmen verstanden, »die geeignet sind,
die Lebensbedingungen von Kindern
und Jugendlichen zu verbessern. Sei es
im Bereich der Gesundheits versor gung,
sei es in der Spielplatz  gestaltung, der
Stadtgestaltung oder der Verbesserungen
im Nahverkehr, die es Jugendlichen
ermöglichen, ungefährdet nach einer
Tanzveranstaltung nach Hause zu kom-
men« (Engels/Hinze 2008, S. 135).
Weitergehende Konzepte zielen auf eine
Verbesserung der Lebensverhältnisse ab,
um insbesondere sozial benachteiligte
(z.B. in Armut lebende) Kinder zu entlas -
ten, ihr Wohlbefinden zu erhöhen und
ihnen bessere Lebensperspektiven zu
eröffnen.2 Auf diese Weise soll sich die
Wahrscheinlichkeit verringern, dass Kin -
der und Jugendliche zu Drogen Zuflucht
nehmen oder sich durch demonstratives
Gewalthandeln Aufmerksamkeit und
Anerkennung zu verschaffen versuchen.

Beide Ansätze von Kinder- und Ju -
gend schutz gehen zwar über die rein
bewahrenden oder gar punitiven Ansätze
hinaus, aber sie bleiben auf halbem We-
ge stehen oder drohen sich in eigenen
Wider     sprüchen zu verheddern. Sie halten
beide daran fest, dass es den staatlichen
Autoritäten oder den Erwachsenen ob -
liegt, die Gefahren zu definieren und die
Maßnahmen zu ihrer Abwehr vorher zu -
bestimmen. Weder im strukturellen noch
im erzieherischen Kinderschutz wird
erwogen, den Kindern und Jugend lichen
selbst die (Mit-)Entschei dung zuzubil -
ligen, welchen Risiken und Ge fah ren zu
be gegnen ist und wie dies am besten zu
geschehen habe. Ihre mögliche Rolle 
ist bestenfalls die von Infor manten oder
Hilfs  kräften. Weder werden bei ihnen
möglicherweise vorhandene Kom pe ten zen
aufgegriffen, noch erhalten sie die Mög -
lichkeit, sich an Entschei dun  gen über
Gesetze und Maßnahmen zu beteiligen.3

Kinderschutz und Kinderrechte

In den heutigen Debatten um Kin  -
der schutz wird noch immer selten zur
Kennt    nis genommen, dass Kinder eigene
Rechte besitzen, wie es spätestens seit der
UN-Kinderrechtskonvention (1989) der
Fall ist (vgl. Liebel 2007; Maywald 2009).
Schon in den 1970er-Jahren hatte der
US-amerikanische Kinderrechts aktivist
Richard Farson (vgl. Farson 1975) ge-
for dert, nicht die Kinder, sondern ihre
Rech   te zu schützen. Auch in offiziellen
Do kumenten zum Kinderschutz finden
sich heute mitunter ähnliche Formu  lie -
run  gen, aber sie werden kaum in ihren
Konse quen zen bedacht. Wenn ernst ge -
nom men wird, dass Kinder eigene Rech te

UN-Kinderrechtskonvention: Der andere Blick

2 Sie werden mitunter auch in Übersetzung des
englischen Terminus »social protection« als
»Sozialschutz« bezeichnet (vgl. Eurochild/Arbeits -
gemeinschaft für Kinder- und Jugendhilfe – AGJ/
Nationale Beobachtungs- und Koordinie -
rungsstelle Kinder- und Jugend(hilfe)politik in
Europa – NaBuK 2009).

3 Eine besondere Variante des strukturellen und
teilweise auch des erzieherischen Kinder -
schutzes, die heute vor allem in »Entwicklungs -
ländern« propagiert und praktiziert wird, ist die
präventive Reduktion von Risiken, die sich aus
Katastrophen wie Überschwemmungen, Erd -
beben usw. ergeben können (disaster risk reduc-
tion); gelegentlich werden Kinder und Jugend -
liche als Experten in eigener Sache in die Pro -
grammplanung einbezogen und agieren sogar
als PromoterInnen (vgl. Mitchell u. a. 2008).
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besitzen, können Erwachsene oder staat -
liche Au to ritäten nicht mehr nach ei ge -
nem Gusto bestimmen, wovor und in
welcher Weise Kinder zu schützen sind.

Gemeinhin werden mit Blick auf die
UN-Kinderrechtskonvention drei Rechts -
gruppen unterschieden: a) Schutz rechte,
b) Versorgungs-, Leistungs- bzw. För der -
rechte und c) Partizipations rechte. Sie
stehen in einem Spannungs verhältnis zu -
einander, können sich aber auch in pro-
duktiver Weise ergänzen. Ein Kon flikt
zwischen den Rechtsgruppen entsteht
dann, wenn Schutz und Versorgung in
einem bevormundenden Sinn verstanden
und gehandhabt werden. Nach dieser
Logik werden die Kinder »geschützt«
und »versorgt«, indem Erwachsene bzw.
die von Erwachsenen dominierte Gesell -
schaft sie unter ihre Fittiche nimmt und
sich um ihr Wohlergehen oder die Ab -
wen dung von Gefahren kümmert. Der
gewährte »Schutz« ist dann »oft nicht
viel mehr als eine Maske für eine pa -
ternalistische Praxis, die die kindliche
Auto nomie beschneidet und der Ver -
wirk  lichung von Rechten zuwiderläuft«
(Frank  lin 1994, S. 61). Dabei wird an -
genommen, den Kindern fehle es auf-
grund ihres Alters, ihrer altersbedingten
»Schwä    che« und ihrer »geringen Lebens -
erfahrung« an Kompetenz, um beim
Schutz vor Gefahren und der Sorge um
ihr Wohlergehen selbst eine aktive und
verantwortliche Rolle zu spielen.

Die Annahme, dass die Erwachsenen
stark und die Kinder schwach seien,
trifft tatsächlich in den meisten zeitge-
nössischen Gesellschaften und in vielen
alltäglichen Situationen zu. Aber es han-
delt sich dabei nicht um eine »natürli-
che« Relation, sondern um das Ergebnis
einer Machtkonstellation, die Erwach -
senen und Kindern einen grundlegend
verschiedenen Status zuweist. Dem
Schutz der Kinder kann deshalb dienlich
sein, die Machtkonstellation zwischen
Erwachsenen und Kindern selbst in Fra -
ge zu stellen und den Kindern die Mög -
lichkeit zu geben, auf gleicher Au gen  -
höhe mit den Erwachsenen zu handeln.
Dies würde nicht bedeuten, die Erwach -
senen oder die Gesellschaft insgesamt aus
ihrer Verantwortung zu entlassen, son-
dern die Kinder würden ihrerseits da-
rauf Einfluss nehmen können, dass der
Schutz in ihrem Sinne ausgeübt wird

und nicht, wie bisher, gleichsam auto -
matisch dazu führt, sie zu entmündigen.

Dem liegt eine Vorstellung von
Schutz zugrunde, die nicht – wie bisher
üblich – auf Vermeidung oder Abschot -
tung von gefährdenden Situationen
(»Schutz vor …«), sondern auf deren
Bewältigung durch aktives Handeln der
direkt Betroffenen (»Schutz durch …«)
beruht. Darin liegen Risiken. So ließe
sich fragen, ob die Kinder immer in der
Lage sind, die in einer bestimmten Situ -
ation liegenden Gefährdungen zu beur-
teilen, ihr »bestes Interesse« zu erkennen
oder zwischen kurz- und langfristigen
Interessen zu unterscheiden. Aber es
wäre zu kurz gegriffen anzunehmen, das
Ver meidungskonzept von Schutz sei frei
von Risiken. Es droht nicht nur die  
Ab hän gigkeit der Kinder auf Kosten ih rer
Frei heit und Partizipation zu verfestigen
und ihnen zu erschweren, die nötigen
Kom pe tenzen für situationsangemessenes
Han deln zu entwickeln, sondern ist auch
blind und unflexibel gegenüber den je -
weils besonderen Lebensbedingungen der
Kin der und den kulturspezifischen Po  -
sitio nie rungen von Kindern in der jewei -
ligen Gesellschaft.

So muss bedacht werden, dass gerade
Kinder, die unter schwierigen Bedin gun -
gen aufwachsen, oft bereits früh gelernt
haben, Verantwortung zu übernehmen
und für sich und andere zu sorgen, und
dass sie spezifische Fähigkeiten zur Be -
wäl tigung von Risiken und Notlagen
ent  wickelt haben.4 Mit Blick auf andere
Gesellschaften ist zu bedenken, dass
Kindheit nicht wie bei uns üblich als
eine Lebensphase konzipiert ist, die auf
der Versorgung durch Erwachsene be -
ruht, sondern bereits Kindern eine ak tive
Rolle im sozialen und wirtschaftlichen
Leben zuschreibt (vgl. Liebel 2001;
New man 2005). Mit Blick auf unsere
Gesell schaft ist zu beachten, dass junge
Men schen heute bereits in einem frü he ren
Le bensalter gefordert sind, Ent schei  dun -
gen für ihr Leben zu treffen und mit
Be las tun gen in eigener Initiative zu recht -
zukom men, ebenso dass sie Mün dig keit
in der Regel früher für sich beanspruchen.

Kinderschutz durch Partizipation 
und Selbstorganisation 

Für ein nichtpaternalistisches Konzept
von Kinderschutz, das den Schutz als 
ein Recht der Kinder versteht und ernst
nimmt, ist es wesentlich, wie die Kinder
unterstützt und gestärkt werden können.
Es betrachtet die Kinder nicht nur unter
dem Aspekt tatsächlicher und möglicher
Gefährdungen, sondern nimmt sie als
Subjekte mit vielfältigen Eigenschaften
und in ihrem gesamten Lebenskontext
wahr. Demgemäß zielt ein solches Kon -
zept von Kinderschutz nicht vorrangig
darauf ab, Gefahren von den Kindern
ab zuwenden, sondern will – wo immer
möglich – Kindern erleichtern und sie
ggf. in die Lage versetzen, möglichen
Gefahren selbst aktiv zu begegnen und
sich ihnen zu widersetzen. Dies schließt
ein, dass die Kinder nicht nur über die
Art und Weise des Schutzes mitentschei-
den, sondern auch mitbestimmen kön-
nen, vor welchen Gefahren sie überhaupt
geschützt werden wollen. Dabei geht es
nicht darum, die Kinder sich selbst zu
überlassen, sondern zu und mit ihnen
ein Verhältnis zu entwickeln, das sie mit
ihren eigenen Sichtweisen und Kompe -
ten zen respektiert.

Beispiel 1: 
Eine Straßenkreuzung mit Ver kehrsam-
peln in einer mittelamerikanischen Stadt,
an der Kinder Süßigkeiten und Zeitungen
verkaufen. Seit die Regierung mit der
Inter  nationalen Arbeits orga nisa tion 
(ILO) ein Abkommen getroffen hat, die
»schlimms ten Formen der Kinder arbeit«
abzu schaffen, und demonstrieren will, 
dass sie etwas gegen die Armut unternimmt,
lässt sie diese Tätigkeiten nicht mehr zu.
Die Kin der sehen sich daran gehindert,
weiterhin ihre Familie zu unterstützen,
und bestehen auf ihrem Recht, arbeiten 
zu können. Statt von ihren Arbeitsplätzen
ver trieben zu werden, verlangen sie von
der Polizei, sie vor aggressiven Autofahrern
zu schützen. Außerdem machen sie der
Stadt verwaltung konkrete Vorschläge, wie
ihre Situation an der Straßenkreuzung zu
verbessern sei: Die Trennlinien zwischen
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4 Die Entwicklung subjektiver Widerstandskräfte,
die Schutz vor Risiken bieten, und die Bedin gun -
gen ihrer Entstehung werden seit einigen Jahren
unter dem Begriff der Resilienz diskutiert 
(vgl. Fooken/Zinnecker 2007; Zander 2008;
Liebel 2009).
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den Fahrspuren sollen verbreitert werden,
um Unfälle zu vermeiden, und am Stra -
ßenrand sollen Un ter stände errichtet wer-
den, um sich vor der Sonne schützen und
ausruhen zu können.

Beispiel 2: 
Eine Grundschule in Berlin. Ein Mädchen
ist auf der Toilette von einem schulfremden
Mann sexuell bedroht worden. Auf einer
Elternversammlung wird daraufhin ge -
fordert, nach Unter richts  beginn das Schul -
gebäude abzuschließen. Von einer Lehrerin
darauf angesprochen, machen Kinder da  -
gegen den Vorschlag, selbst auf schulfremde
Personen zu achten und nicht allein 
auf die Toilette zu gehen. In allen Klassen
wird besprochen, wie die Kinder sich 
in dieser und vergleichbaren Situationen 
am besten selbst schützen und gegenseitig
 helfen können.

Ein solches Verständnis von Kinder -
schutz geht keineswegs davon aus, dass
Kinder immer am besten wüssten, was
ihrem Interesse entspricht oder dass sie
ihnen möglicherweise drohende Gefah -
ren besser als Erwachsene erkennen.
Doch es unterstellt eben auch nicht das
Gegenteil, dass Erwachsene weitsichtiger
als Kinder seien und immer im Interesse
der Kinder handelten. Es berücksichtigt
ausdrücklich, dass zwischen Erwachsenen
und Kindern Unterschiede bestehen, sei
es in der Sichtweise, sei es in der gesell-
schaftlichen Stellung und den damit ver-
bundenen Interessen. Gerade deshalb ist
es unverzichtbar, eine Verständigung da -
rüber anzustreben, wie dem besten Inte -
res  se der Kinder auch in der Frage des
eigenen Schutzes am ehesten Rechnung
getragen werden kann. Die gedankliche
Basis einer solchen Verständigung be -
steht darin, dass Kinder und Erwachsene
aufeinander angewiesen sind und dass sie
diese »Interdependenz« erkennen und
bejahen (können).

Ein nichtpaternalistisches Konzept
von Kinderschutz lässt sich im Hinblick
auf seine Realisierungsmöglichkeiten
unter einer Mikro- und einer Makro per -
spek  tive betrachten. In der Mikroper -
spek tive stellt sich die Frage, wie Kinder
in konkreten Fällen mit drohenden Ge -
fahren umgehen und sich vor ihnen
schüt zen können. In der Makroper spek -
tive geht es um die Frage, wie die Stel -
lung der Kinder als »soziale Gruppe« in

der Gesellschaft gestärkt und ihr Einfluss
auf sie betreffende Entscheidungen er -
wei   tert werden kann.

Die Mikroperspektive ist im erzieheri-
schen Kinderschutz angelegt, wenn er –
wie im Kinder- und Jugendhilfegesetz
vermerkt – den jungen Menschen »Kri tik -
fähigkeit, Entscheidungsfähigkeit und
Eigenverantwortlichkeit« vermitteln will.
Doch der erzieherische Kinder schutz
basiert bisher meist auf einem einseitigen
Verhältnis von Erwachsenen und Kin -
dern. Es sind die Erwachsenen, die die
Gefahren erkennen und die Kinder befä-
higen sollen, sich vor ihnen zu schützen.
Selbstvertrauen in ihre Kompetenzen
und ein kritisches Ver ständnis ihrer Le -
bensumstände gewinnen die Kinder
jedoch nur, wenn sie sich in ihrem Alltag
mit ihnen auseinandersetzen können.
Hierzu müssen sie die Möglichkeit fin-
den und ggf. dazu ermutigt werden, sich
ihrer individuellen und gemeinsamen
Interessen und Rechte zu vergewissern
und sich zu organisieren, sei es in loka-
len Kindergruppen oder sozialen Netz -
werken, sei es in umfassenderen Kinder -
bewegungen.5 In solchen Gruppen und
Bewegungen können Kinder sich am
ehesten ihrer Stärken bewusst werden
und ihre Kompetenzen können eine prak -
tische Dimension erlangen. Dies gilt
zwar nicht für alle Kinder in gleichem
Maße, aber auch keineswegs nur für älte-
re Kinder. Auch jüngeren Kindern kann
(z.B. in Kindertagesstätten) die Erfah -
rung ermöglicht werden, dass und wie
sie sich gegenseitig unterstützen und
stärken können. Gerade für Kinder, 
die in sozial benachteiligten Umständen
leben und möglicherweise besonders
 gefährdet sind, sind solche Erfahrungen
in eigenen Gruppen und Netzwerken 
die beste Möglichkeit, um das Gefühl
der Ohnmacht zu überwinden und sich
in bedrohlichen Situationen zur Wehr 
zu setzen.

Die Makroperspektive ist im struktu-
rellen Kinderschutz angelegt, indem er
auf die allgemeinen Lebensbedingungen
Einfluss zu nehmen versucht, die das
Wohlbefinden der Kinder beeinträchtigen
und zu Gefährdungen führen können.
Doch bisher wird dieser ähnlich wie der
erzieherische Kinderschutz über die Köp -
fe der Kinder hinweg praktiziert, indem
er sie lediglich als »Begünstigte« politischer

Entscheidungen und Maß nahmen be -
trachtet. Um den strukturellen Kin der   -
schutz aus seinen paternalistischen
 Fesseln zu befreien, müssten die Kinder
die Mög  lichkeit haben, selbst die politi-
schen Entscheidungen und Maß nahmen
mit  zu bestimmen, die zu ihren Gunsten
ergriffen werden sollen. Der beste Weg
hierzu wäre, Kinder als gleichberechtigte
Bürgerinnen und Bürger anzuerkennen,
die von ihren Rechten aktiv und effektiv
Gebrauch machen können.6 Dies erfor-
dert nicht nur, Kin  dern politische Rech te
(z.B. das Wahl recht) zuzugestehen, son  -
dern es müsste sich in der Gesell schaft
und ihren Insti tutionen auch eine Parti -
zi  pations kultur entwickeln, die die Kin -
der als kompetente MitbürgerInnen mit
spezifischen Eigen   schaften und Inte ressen
ernst nimmt und ihnen eine rea lis tische
Chance gibt, ihre Vorstel lun gen eines
besseren Lebens zur Geltung zu bringen.

Zwar ist weder Selbstorganisation noch
Bürgerschaft von Kindern eine Gewähr
dafür, dass Kinder vor Gefahren und
Risiken geschützt sind, aber sie würden
den Schutz von Kindern auf eine neue
Grundlage stellen. Der Blick auf Kinder,
ihre Schutzbedürftigkeit und ihre Kom -
petenzen würde sich verändern, und die
Kinder selbst hätten bessere Möglich kei -
ten, ihre Sichtweisen und Interessen zum
Zuge kommen zu lassen. Kinder schutz
würde nicht mehr auf der Basis von Aus -
schließung und Verboten praktiziert,
sondern durch Kompetenz erwei te rung,
Ermutigung und gegenseitige Solidarität.
Kinder wären eher in der Lage, ihren
Schutz in die eigenen Hände zu nehmen,
ebenso würden sie an Ent scheidungen
und Maßnahmen mitwirken, die zu ih rem
Schutz getroffen werden (sollen). Schließ  -
lich ginge es nicht mehr nur darum,
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5 Ein Beispiel sind die Bewegungen arbeitender
Kinder in Afrika, Asien und Lateinamerika 
(vgl. Liebel u.a. 1999, 2008). Zur Bedeutung von
Partizipation und Kinder-Netzwerken für den
Schutz von Kindern vor sexuellem Missbrauch
und sexueller Ausbeutung (vgl. Feinstein/
O’Kane 2009).

6 Zur Erläuterung: »Im Begriff der Gleich berech -
tigung kommt zum Ausdruck, dass Egalität und
Diversität in ihrer wechselseitigen Bezogenheit
zu verstehen sind. Denn Gleichheit ohne Offen  -
heit für Vielfalt würde Ausgrenzung und An  -
gleichung mit sich bringen, und Vielfalt ohne
Gleich   heit würde Überordnung und Unter ord -
nung bedeuten« (Prengel 2007, S. 303). Zum
Kon zept einer »verschieden gleichen« Bürger -
schaft von Kindern (Liebel 2009, S.107 ff.)
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Kinder vor Gefahren zu bewahren, son-
dern diese hätten die Möglichkeit, die
Gesellschaft in ihrem Interesse mitzuge-
stalten und damit auch Einfluss auf ihre
Lebensbedingungen zu nehmen.

UN-Kinderrechtskonvention: Der andere Blick

Kontakt

Prof. Dr. Manfred Liebel

Internationale Akademie
Institut für Globales Lernen und
Internationale Studien
Königin-Luise-Straße 29
14195 Berlin

Telefon: 030 /83853968
E-Mail: mliebel@ina-fu.org

Literatur

Engels, Gerd/Hinze, Klaus (2008): 
Jugendschutz in der Mediengesellschaft – 
von »Muttizettel« und LAN-Party. 
In: Sozialpädagogisches Institut im SOS-Kinderdorf
e.V. (Hrsg.): Kinderschutz, Kinderrechte,
Beteiligung. Dokumentation zur Fachtagung
»Kinderschutz, Kinderrechte, Beteiligung – für das
Wohlbefinden von Kindern sorgen«, 15. bis 16.
November 2007 in Berlin. 
München, S.133–146

Eurochild/Arbeitsgemeinschaft für Kinder- und
Jugendhilfe – AGJ/Nationale Beobachtungs- und
Koordinierungsstelle Kinder- und Jugend(hilfe) -
politik in Europa – NaBuK (Hrsg.) (2009): 
Kinderarmut und Soziale Ausgrenzung in der EU. 
(Faltblatt). 
Brüssel/Berlin (Bezug: Arbeitsgemein schaft 
für Kinder- und Jugendhilfe, Mühlendamm 3, 
10178 Berlin)

Farson, Richard (1975): 
Menschenrechte für Kinder. 
Die letzte Minderheit. 
München.

Feinstein, Clare/O’Kane, Claire/UNICEF, Innocenti
Research Centre (Hrsg.) (2009): 
Children’s and Adolescents’ Participation and
Protection from Sexual Abuse and Exploitation. 
Innocenti Working Paper 2009–09. Florenz. 
(www.unicef-irc.org/publications/pdf/
iwp_2009_09.pdf )

Fooken, Insa/Zinnecker, Jürgen (Hrsg.) (2007): 
Trauma und Resilienz. Chancen und Risiken
lebensgeschichtlicher Bewältigung von belaste-
ten Kindheiten. 
Weinheim

Franklin, Bob (1994): 
Kinder und Entscheidungen – Entwicklung von
Strukturen zur Stärkung von Kinderrechten. 
In: Caroline Steindorff (Hrsg.): Vom Kindeswohl zu
den Kindesrechten. Neuwied, S. 43–66

Groenemeyer, Axel (2001): 
Risikosoziologie und gesundheitsbezogenes
Risikoverhalten. Zwischen »Empowerment« und
»Lifestyle Correctness«. 
In: Jürgen Raithel (Hrsg.): Risikoverhaltensweisen
Jugendlicher. Opladen, S. 31–57

Kübler, Hans-Dieter (2009): 
Mediensozialisation – ein Desiderat zur
Erforschung von Medienwelten. Versuch einer
Standortbestimmung und Perspektivik. 
In: Diskurs Kindheits- und Jugendforschung, 4. Jg.,
H. 1, S. 7–26

Lansdown, Gerison (1995): 
Children’s rights to participation: a critique. 
In: Christopher Cloke/Murray Davies (Hrsg.):
Participation and empowerment in child protection.
London, S.19–37

Liebel, Manfred (2001): 
Kindheit und Arbeit. Wege zum besseren
Verständnis arbeitender Kinder in verschiede-
nen Kulturen und Kontinenten. 
Frankfurt a. M.

Liebel, Manfred (2007): 
Wozu Kinderrechte. 
Grundlagen und Perspektiven. 
Weinheim

Liebel, Manfred (2009): 
Kinderrechte – aus Kindersicht. 
Wie Kinder weltweit zu ihrem Recht kommen. 
Berlin

Liebel, Manfred/Nnaji, Ina/Wihstutz, Anne (Hrsg.)
(2008): 
Kinder. Arbeit. Menschenwürde. Internationale
Beiträge zu den Rechten arbeitender Kinder. 
Frankfurt a. M.

Liebel, Manfred/Overwien, Bernd/Recknagel, Albert
(Hrsg.) (1999): 
Was Kinder könn(t)en. Handlungsperspektiven
von und mit arbeitenden Kindern. 
Frankfurt a. M.

Maywald, Jörg (2009): 
Zum Begriff des Kindeswohls. 
Impulse aus der UN-Kinderrechtskonvention. 
In: IzKK-Nachrichten, H. 1, S.16–20

Mitchell, Tom/Haynes, Katherine/Hall, Nick/
Choong, Wei/Oven, Katie (2008): 
The roles of children and youth 
in  communicating disaster risk. 
In: Children, Youth and Environments, 18. Jg., H. 1,
S. 254–279. 

Newman, Jesse/Refugee Studies Centre (Hrsg.)
(2005): 
Protection through participation. Young people
affected by forced migration and political crisis. 
RSC Working Paper No. 20. Oxford

Prengel, Annedore (2007): 
Verschieden und gleichberechtigt. 
In: Kirchschläger, Peter G./Kirchschläger, Thomas/
Belliger, Andréa/Krieger, David J. (Hrsg.):
Menschenrechte und Kinder. 4. Internationales
Menschenrechtsforum Luzern (IHRF) 2007. 
Bern, S. 301–303

Sozialistisches Büro (Hrsg.) (2008): 
«Euch werden wir helfen!« – 
Kinderschutz zwischen Hilfe und Kontrolle. 
Themenheft Widersprüche, 28. Jg., H. 109

Zander, Margherita (2008): 
Armes Kind – starkes Kind. 
Die Chance der Resilienz. 
Wiesbaden.



57IzKK-Nachrichten 2009-1: UN-Kinderrechtskonvention – Impulse für den Kinderschutz

Literaturempfehlungen

www.coe.int
Council of Europe

www.crin.org
Child rights information network

www.dbjr.de
Deutscher Bundesjugendring

www.dkhw.de
Deutsches Kinderhilfswerk e.V. 
(mit Infostelle Kinderpolitik: 
www.kinderpolitik.de)

www.dksb.de
Deutscher Kinderschutzbund 
Bundesvorstand e.V.

www.ecpat.de
ECPAT Deutschland e.V. –
Arbeitsgemeinschaft zum Schutz der 
Kinder vor Sexueller Ausbeutung

www.forum-menschenrechte.de
Forum Menschenrechte e.V. – Netzwerk 
Deutscher Menschenrechtsorganisationen

www.humanrights.ch
Informationsplattform Human Rights

www.institut-fuer-menschenrechte.de
Deutsches Institut für Menschenrechte e.V.

www.knh.de
Kindernothilfe e.V.

www.national-coalition.de
National Coalition für die Umsetzung 
der UN-Kinderrechtskonvention 
in Deutschland

www2.ohchr.org
UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes 

www.savethechildren.net
International Save the Children Alliance

www.savethechildren.org.uk
Save the children UK,
Getting it Right for Children. 
A practitioners’ guide to child rights 
programming

www.tdh.de
terre des hommes Deutschland e.V.

www.unicef.de 
Deutsches Komitee für Unicef e.V.

www.unicef.org
Unicef

www.unicef-icdc.org
Innocenti Research Centre

www.undp.org
UNDP: Democratic Governance, Justice 
and Human Rights 

Vereinte Nationen: Übereinkommen über 
die Rechte des Kindes.
New York: UN 1989
(Text unter www.national-coalition.de)

BMFSFJ: Die Rechte der Kinder von logo! 
einfach erklärt
Berlin: BMFSFJ 2008
(Text unter: http://www.bmfsfj.de/
Kategorien/Publikationen/
Publikationen,did=3844.html)

National Coalition: Beschwerdefahrplan 
zur UN-Kinderrechtskonvention
Berlin: National Coalition 2009
(Flyer unter: www.national-coalition.de )

Bertram, Hans (Hrsg.) (2008):
Mittelmaß für Kinder.
Der UNICEF-Bericht zur Lage der 
Kinder in Deutschland.
München

Cremer, Hendrik (2006):
Der Anspruch des unbegleiteten Kin-
des auf Betreuung und Unterbringung 
nach Art. 20 des Übereinkommens 
über die Rechte der Kinder.
Baden-Baden

Deutscher Bundesjugendring (Hrsg.) 
(2009): 
20 Jahre Kinderrechte. 
Themenheft Jugendpolitik, Jg. 35, H. 2
Berlin

DEUTSCHES Kinderhilfswerk e.V. (Hrsg.)
(2007):
Kinderreport Deutschland 2007. 
Daten, Fakten, Hintergründe.
Freiburg

Deutsches Komitee für UNICEF e.V. 
(Hrsg.) (2006):
Zur Situation der Kinder in der Welt 
2006. 
Frankfurt a.M. 

Gerber, Regula Jenni/Hausammann, 
Christina (Hrsg.) (2002):
Kinderrechte – Kinderschutz. 
Rechtsstellung und Gewaltbetroffen-
heit von Kindern und Jugendlichen. 
Basel 

Güthoff, Friedhelm/Sünker, Heinz (Hrsg.) 
(2001):
Handbuch Kinderrechte. Partizipation, 
Kinderpolitik, Kinderkultur.
Münster

Haberl, Andrea (2007):
Kinderrechte – 
eine zivilrechtliche Analyse.
Wien 

Hansbauer, Peter/Internationale 
Gesellschaft für Erzieherische Hilfen 
(IGFH)/AG Kinderrechte (Hrsg.) (2005): 
Kinderrechte in der Erziehungshilfe. 
Positionspapier.
Beilage Forum Erziehungshilfe, 11. Jg., H.1
Weinheim

Links

Literaturempfehlungen

Bei der hier aufgeführten Literatur
handelt es sich um eine grundsätzliche
Auswahl von publizierten Büchern und
Artikeln sowie Links zum Themen -
bereich »UN-Kinderrechts konvention –
Impulse für den Kinderschutz« . 
Die für die Frage stel lung der einzelnen
Beiträge spezifische Literatur haben
die AutorInnen am Ende der Texte für
Sie zusammengestellt. 
Weitere Literatur, Grundlagentexte
sowie Publikationen zu den Feldern
»Kinderschutz« und »UN-Kinder rechts -
konvention« finden Sie in unserer
Literaturdatenbank über das Internet
unter: www.dji.de/izkk

Quellen

Buchpublikationen/
Buchkapitel



58 IzKK-Nachrichten 2009-1: UN-Kinderrechtskonvention – Impulse für den Kinderschutz

Jung, Reinhardt/Terre des Hommes (Hrsg.)
(2008):
Die Rechte der Kinder. 
Die Kinderrechts konvention der 
Vereinten Nationen. Übersetzt in die 
Sprache der Menschen, für die diese 
Konvention gedacht ist. 
Osnabrück

KiTa aktuell-KiTa-Recht (Hrsg.) (2008):
Im Blickpunkt: 
Kinderrechte ins Grundgesetz?
Themenheft KiTa aktuell-KiTa-Recht, H. 2
Kronach

Kittel, Claudia/Wolf, Dagmar (Hrsg.)/
Thiel, Thomas (Hrsg.) (2008): 
Kinderrechte. Ein Praxishandbuch für 
Kindertageseinrichtungen. 
München

Liebel, Manfred (2007):
Wozu Kinderrechte? 
Grundlagen und Perspektiven.
Weinheim

Liebel, Manfred (2009):
Kinderrechte – aus Kindersicht. 
Wie Kinder weltweit zu ihrem Recht 
kommen.
Berlin

Löhr, Tillmann (2009):
Die kinderspezifische Auslegung des 
völkerrechtlichen Flüchtlingsbegriffs. 
Schriften zur europäischen Integration 
und internationalen Wirtschaftsordnung,14.
Baden-Baden

Lorz, Ralph Alexander/National Coalition 
für die Umsetzung der UN-Kinderrechts-
konvention in Deutschland (NC) (Hrsg.) 
(2003):
Der Vorrang des Kindeswohls nach 
Art. 3 der UN-Kinderrechtskonvention 
in der deutschen Rechtsordnung.
Berlin

Marauhn, Thilo (Hrsg.) (2005):
Internationaler Kinderschutz.
Tübingen

PROKIDS Institut/LBS-Initiative Junge 
Familie (Hrsg.) (2009): 
LBS-Kinderbarometer Deutschland 
2009. WIR SAGEN EUCH MAL WAS. 
Stimmungen, Trends und Meinungen 
von Kindern in Deutschland. 
Recklinghausen

Studienkreis für Tourismus und 
Entwicklung e.V. (Hrsg.) (2008):
Kinderrechte verstehen. 
Sympathie-Magazin, 65
Ammerland/Starnberger See

UNICEF (Hrsg.) (2002): 
Implementation handbook for the 
convention on the rights of the child. 
New York

UNICEF Innocenti Research Centre (Hrsg.) 
(2007):
Law reform and implementation of the 
convention on the rights of the child. 
Florenz
(http://www.unicef-irc.org/cgi-bin/unicef/
download_insert.sql?PDFName=
&ProductID=493&DownloadAddress=/
publications/pdf/)

Wolff, Reinhart (2006): 
Kinderschutzpraxis in der Demokratie: 
Strategische Herausforderungen aus 
deutscher Perspektive.
In: Verein für Kommunalwissenschaften 
(Hrsg.): Kinderschutz gemeinsam  
gestalten. Aktuelle Beiträge zu Kinder- 
und Jugendhilfe 58. Berlin, S. 40–52.

World Vision Deutschland e.V. (Hrsg.) 
(2007):
Kinder in Deutschland 2007. 
1. World Vision Kinderstudie. 
Frankfurt a.M.

Bundesfachverband Unbegleitete 
Minderjährige Flüchtlinge e.V. (Hrsg.) 
(2005):
Stellungnahme zur Verbesserung der 
Situation unbegleiteter minderjähriger 
Flüchtlinge in der Bundesrepublik 
Deutschland.
(www.b-umf.de) 

Deutsches Komitee für UNICEF e.V. 
(Hrsg.) (2009):
»20 Jahre Kinderrechtskonvention – 
Kinder müssen Vorrang haben«
Themen und Forderungen.
Text Fa 015
(www.unicef.de/mediathek_liste.html?kat
=5323)

Deutsches Komitee für UNICEF e.V. 
(Hrsg.) (2009):
Deutschland und die 
UN-Kinderrechtskonvention.
Text Fa 013
(www.unicef.de/mediathek_liste.html?kat
=5323)

European Union Agency for Fundamental 
Rights (FRA) (Hrsg.) (2009):
Developing indicators for the 
protection, respect and promotion 
of the rights of the child in the 
European Union. Summary Report.
Wien

Kindernothilfe e.V. (Hrsg.) (2008): 
Der Kinderrechtsansatz in der In- und 
Auslandsarbeit der Kindernothilfe.
Duisburg
(www.kindernothilfe.de/multimedia/KNH/
Downloads/Kampagnen_Bereich-p-3580/
Kinderrechte/Kinderrechtsansatz_in_der_
In__und_Auslandsarbeit_der_
Kindernothilfe_(0_92_MB).pdf )

Maywald, Jörg/Eichholz, Reinald (2007):
Kindeswohl und Kinderrechte. 
Orientierungen und Impulse aus der 
UN-Kinderrechtskonvention. 
Expertise im Auftrag des AFET, 
Bundesverband für 
Erziehungshilfe e.V. 
AFET Sonderveröffentlichung Nr. 9.
Hannover

National Coalition für die Umsetzung 
der UN-Kinderrechtskonvention in 
Deutschland (NC)/Erste Kinderrechte-
Bodensee-Konferenz (Hrsg.) (2008):
Monitoring von Kinderrechten auf 
internationaler und nationaler 
Ebene. Gemeinsame Tagung der 
National Coalitions aus Deutschland, 
Österreich und der Schweiz. 24.–25. 
Oktober 2007, Bregenz am Bodensee. 
Dokumentation. 
Reihe »Die UN-Konvention umsetzen«, 
Band 10. 
Berlin

National Coalition für die Umsetzung der 
UN-Kinderrechtskonvention in 
Deutschland (NC) (Hrsg.) (2000):
Kinder ohne Deutschen Pass – ein 
Leben ohne Rechte? Verpflichtungen 
aus der UN-Kinderrechtskonvention.
Bonn

Literaturempfehlungen

Graue Literatur



59IzKK-Nachrichten 2009-1: UN-Kinderrechtskonvention – Impulse für den Kinderschutz

National Coalition für die Umsetzung 
der UN-Kinderrechtskonvention 
in Deutschland (NC) (Hrsg.) (2007):
Kinderrechte sind Menschenrechte. 
Impulse für die zweite Dekade 
1999–2009. 
5., überarb. Aufl. 
Berlin

Pinheiro, Paulo Sérghio/United Nations, 
Secretary-General’s Study on Violence 
against Children (Hrsg.) (2006):
World report on violence against 
children. 
Genf
(www.violencestudy.org/a553) 

Sozialpädagogisches Institut im 
SOS-Kinderdorf e.V. (Hrsg.) (2008):
Kinderschutz, Kinderrechte, 
Beteiligung. Dokumentation zur 
Fachtagung »Kinderschutz, Kinder-
rechte, Beteiligung – für das Wohl-
befinden von Kindern sorgen«, 
15. bis 16. November 2007 in Berlin. 
München

UNICEF, Innocenti Research Center 
(Hrsg.) (2006):
The general measures of the 
convention on the rights of the child.
General comments of the committee 
on the rights of the child.
Text AR 001. 
Florenz
(www.unicef.de/mediathek_liste.html?kat
=259)

United Nations, Committee on the rights 
of the child (Hrsg.) (2004):
Concluding observations: Germany.
Genf
(www.unhchr.ch/tbs/doc.nsf/898586b1dc
7b4043c1256a450044f331/f5e0a6c9694
6e255c1256e750032ecbc/$FILE/G04405
24.pdf )

Vereinte Nationen (Hrsg.) (2002): 
Eine kindergerechte Welt. 
Abschlussdokument der Sonder-
generalversammlung der Vereinten 
Nationen zu Kindern.
New York 

Borsche, Sven (2001): 
Kinderrechte – Versuch einer Übersicht. 
Teil 1: Entwicklungen und Grundlagen. 
In: Jugendhilfe, 39. Jg., H. 4, S.173–180

Borsche, Sven (2001): 
Kinderrechte – Versuch einer Übersicht. 
Teil 2: Die Rechte des Kindes im 
Einzelnen. 
In: Jugendhilfe, 39. Jg., H. 5, S. 257–264

Dölitzsch, Simone (2006): 
Vom Kindesschutz zu Kindesrechten. 
Ein Plädoyer für eine spezielle Hand -
lungsfähigkeit in höchstpersönlichen 
Urteilen bei urteilsfähigen Kindern. 
In: Kindschaftsrecht und Jugendhilfe, 
H. 3, S.123–127

Dünnweller, Barbara (2009):
20 Jahre Kinderrechtskonvention. Zeit 
für ein Individualbeschwerderecht! 
In: FORUM Jugendhilfe, H. 2, S. 23–24

Kerber-Ganse, Waltraut (2008):
Kinderrechte und soziale Arbeit. 
In: Widersprüche, 28. Jg., H.107, S.65–76

Krappmann, Lothar (2006): 
Kinderrechte im Dialog durchsetzen? 
Die Arbeit des UN-
Kinderrechtsausschusses. 
In: Recht der Jugend und des Bildungs-
wesens, 54. Jg., H. 2, S.153–164. 

Liebel, Manfred (2006):
Vom Kinderschutz zur politischen 
Partizipation? Anmerkungen zu Praxis 
und Theorie der Kinderrechte. 
In: Zeitschrift für Soziologie der Erziehung 
und Sozialisation – ZSE, 26 Jg., H. 1, 
S. 86–99

Liebel, Manfred (2007): 
Kinderrechte. Zwischen Schutz und 
Gleichberechtigung. 
In: Soziale Arbeit, 56. Jg., H. 9, S.340–347

Liebel, Manfred (2008): 
Kinderrechte sind Menschenrechte. 
Ein Überblick über ihre Geschichte 
und Gegenwart.
In: Gemeinsam leben 16. Jg., H.1, S.3–10

Münder, Johannes (2001): 
Für wen gilt das Kinder- und 
Jugendhilferecht? Zur Rechtsstellung 

von Ausländern im Kinder- und 
Jugendhilferecht. 
In: Jugendhilfe, 39. Jg., H. 1, S. 29–36

Münder, Johannes (2008): 
Zur Balance von Elternrechten, Kindes-
wohl, Kinderschutz und Kinderrechten.
In: Das Jugendamt, 81. Jg., H.6, S. 294–299

Nothhafft, Susanne (2008):
Verbindlicher Vorrang des Kindes-
 wohls gem. Art. 3 Abs. 1 UN-Kinder 
rechts konvention – fehlende 
Umsetzung in die bundesdeutsche 
Rechtspraxis.
In: DJI-Bulletin, H. 81, S. 34–35

Reading, Richard/Bissell, Susan/
Goldhagen, Jeffrey/et.al. (2009):
Promotion of children’s rights and 
prevention of child maltreatment.
In: The Lancet, 373. Jg., H. 9660, 
S. 332–343

Scheiwe, Kirsten (2009): 
Vom Objekt zum Subjekt? Kinder -
rechte zwischen Rechtsrhetorik und 
Realisierbarkeit. 
In: Zeitschrift für Kindschaftsrecht und 
Jugendhilfe, H.1, S. 7–13.

Schminke, Hans-Jürgen (2003): 
Kinderrechte und Lebenslagen von 
Kindern.
In: Thema Jugend, H. 3, S. 2–4

Späth, Karl (2004): 
Internationales Kinderrecht und 
deutsche Wirklichkeit. Genehmigung 
und Anwendung freiheitsentziehen-
der Maßnahmen in der Jugendhilfe. 
In: Jugendhilfe, 42. Jg., H. 1, S. 30–39

Sünker, Heinz (2008): 
Kinderrechte und Kinderpolitik. 
In: Widersprüche, 28. Jg., H. 109, S. 53–69.

Wiesner, Reinhard (2008): 
Kinderrechte in die Verfassung!? 
In: Zeitschrift für Kindschaftsrecht und 
Jugendhilfe – ZKJ, H. 5, S. 225–229.

Wolffersdorff, Christian von (2009):
Wir werden euch helfen! Die vielen 
Gesichter des Erziehungsgedankens 
in Jugendfürsorge und Justiz. 
In: Zeitschrift für Jugendkriminalrecht 
und Jugendhilfe – ZJJ, 20. Jg., H. 2, 
S. 96–105.

Literaturempfehlungen

Zeitschriftenartikel



ist eine bundesweite, interdisziplinäre  In -
for    mations-, Beratungs- und Ver net zungs -
stelle zur Unterstützung der primären,
sekundären und tertiären Prävention von
Kindesmisshandlung und Kindes ver nach -
lässi gung. Als nationale wie internatio nale
Schnittstelle zwischen Forschung, Praxis
und Politik fördert es die Transpa renz und
produktive Zusammenarbeit  zwischen den
verschiedenen Fach bereichen. 

Das IzKK erschließt vielfältige Infor  ma  -
tionen und bringt wichtige Praxis erfah  -
rungen und Forschungs ergeb nisse in
wech sel    seiti ge Verbindung. Mit dem Ziel
einer bedarfs orientierten Weiter ent wick -
lung der Präven  tions  arbeit zum Schutz
der Kin der vor Gewalt gibt es Anstoß zu
inno vativen Hand lungs ansätzen, die auf
um fassenden inter diszipli nären Erkennt  nis -
sen beruhen. Es unterstützt quali fi zierte
Praxis  arbeit und regt praxis rele vante
Forschungs  ansätze an.

Das Informationszentrum ist am Deut schen
Jugendinstitut e.V. angesiedelt und wird
vom Bun des ministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend finanziert.

Das Angebot richtet sich an alle Perso nen-
und Be rufsgruppen, die direkt oder in -
direkt zur Prä ven tion von Kindes miss hand-
lung und -vernach  lässigung  bei tragen. 
Es kann kostenlos in An spruch genom-
men werden.

Für Anfragen stehen wir Ihnen 
als interdiszipli näres Team gerne 
zur Verfügung.
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